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Die Habitat Agenda

Kapitel I

PN,,iNMBEL

1. Wir erkennen die dringende Notwendigkeit
zur Verbesserung der Qualität menschlicher Siedlun-
gen an, denn sie beeinflußt das tägliche Leben und
das Wohl unserer Völker nachhaltig. Die Möglichkei-
ten und Hoffnungen sind groß, daß eine neue Welt
geschaffen werden kann, in der die winschaftliche
und gesellschaftliche Entwicklung sowie der Um-
weltschutz als voneinander abhängige und sich ge-
genseitig verstärkende Faktoren nachhaltiger Ent-
wicklung durch die Solidarität und die Zusam-
menarbeit innerhalb der Länder und zwischen diesen
sowie durch wirkliche Partnerschaften auf allen Ebe-
nen umgesetzt werden können. Internationale Zusam-
menarbeit und globale Solidaritat, geleitet vom Sinn
und den Grundsätzen der Charta der Vereinten Natio-
nen und im Geiste der Partnerschaft, sind für die Ver-
besserung der Lebensqualität der Völker der Welt
entscheidend.

2. Das ZieI der Zweiten Konferenz der Verein-
ten Nationen über menschliche Siedlungen (Habitat
II) besteht darin, zwei Fragen von globaler Bedeutung
anzusprechen: "Angemessener Wohnraum für alle"
und "nachhaltige Siedlungsentwicklung in einer zu-
nehmend durch Verstädterung geprägten Welt". Im
Mittelpunkt der Bemühungen um eine nachhaltige
Entwicklung - einschließlich angemessenen Wohn-
raums für alle und umweltverträglicher Siedlungen -
steht der Mensch, der Anspruch auf ein gesundes und
produktives Leben im Einklang mit der Natur hat.

3. Was die erste Frage angeht, so mangelt es ei-
nem großen Teil der Weltbevölkerung an Wohnraum,
Kanalisation und Abfallbeseitigung, insbesondere in
Entwicklungsländern. Wir erkennen an, daß der Zu-
gang zu sicherem und gesundem Wohnraum und zu
elementaren Einrichtungen für das körperliche und
seelische Wohl ebenso wie für das gesellschaftliche
und wirtschaftliche Wohlergehen eines Menschen
wesentlich ist und ein grundlegender Bestandteil un-
serer dringenden Maßnahmen ftir die mehr als eine
Milliarde Menschen in menschenunwürdigen Lebens-
umständen ist. Unser Ziel besteht darin, angemesse-

nen Wohnraum für alle Menschen, insbesondere für
die benachteiligte städtische und ländliche in Armut
lebende Bevölkerung nr schaffen, und zwar durch
den Ansatz der Hilfe zur Selbsthilfe. um zu einer um-
weltverträglichen Wohn- und Siedlungsentwicklung
und -verbesserung zu gelangen.

4. Was die zweite Frage angeht, so verbinden
sich in der nachhaltigen und umweltverträglichen
Entwicklung die wirtschaftliche und gesellschaftliche
Entwicklung mit dem Umweltschutz, unter uneinge-
schränkter Achtung der Menschenrechte und der
Grundfreiheiten. einschließlich des Rechts auf Ent-
wicklung; sie bietet ferner die Mittel, gegründet auf
eine ethische und spirituelle Weltsicht, eine Welt zu
schaffen, in der Stabilität und Frieden sicherer sind.
Demokratie, Achtung der Menschenrechte, transpa-
rente, repräsentative und zuverlässige Regierungsar-
beit in allen gesellschaftlichen Bereichen sowie eine
wirksame Beteiligung des Bürgers sind unverzichtba-
re Grundlagen für die Durchset^rng einer nachhalti-
gen Entwicklung. Mangelnde Entwicklung und die
Existenz einer weitverbreiteten absoluten Armut kön-
nen den vollen und effektiven Genuß der Menschen-
rechte einschränken und Demokratie und Teilhabe
der Bürger untergraben. Jedoch kann weder das eine
noch das andere bemüht werden, uffi Verletzungen
der Menschenrechte und der grundlegenden Freihei-
ten zu rechtfertigen.

5. Mit der Anerkennung der globalen Natur die-
ser Fragen hat die internationale Gemeinschaft durch
die Einberufung von Habitat II entschieden, daß ein
konzertiertes weltweites Vorgehen den Fortschritt
hinsichtlich der Umsetzung dieser Ziele beträchtlich
fördern könnte. Nicht-nachhaltige Lebensstile und
Wirtschaftsformen, insbesondere in den Industriestaa-
ten, Umweltzerstörung sowie soziale und wirtschaftli-
che Ungleichheit können lokale, übernationale und
weltweite Auswirkungen haben. Je eher Gemeinden,
Kommunalverwaltungen und Partnerschaften zwu
schen den öffentlichen, privaten und kommunalen
Sektoren sich am Bemühen um die Entwickluns um-



fassender, mutiger und innovativer Strategien für

Wohnraum und Siedlungen beteiligen, desto bessere

Aussichten werden für die Sicherheit, die Gesundheit

und das Wohl der Menschen geschaffen, und desto

günstiger werden die Prognosen für Lösungen der

globalen Umwelt- und Sozialprobleme sein.

6. Die Erfahrungen berücksichtigend, die seit

der Konferenz der Vereinten Nationen über menschli-

che Siedlungen (Habitat) 1916 im kanadischen Van-

couver gesammelt wurden, hat Habitat II erneut die

Ergebnisse bedeutender Weltkonferenzen der jüng-

sten Zeit bekräftigt und daraus eine Agenda für

menschliche Siedlungen entwickelt: die Habitat

Agenda. Die VN-Konferenz über Umwelt und E'nt-

wicklung - der Erdgipfel -, die L992 in Rio de Janeiro

stattfand, hat die Agenda 21 beschlossen. Bei dieser

Konferenz hat sich die internationale Gemeinschaft

auf eine Absichtserklärung über die nachhaltige Sied-

lungsentwicklung geeinigt. Bei jeder der anderen

Konferenzen, darunter die Vierte Weltfrauenkonfe-

renz (Peking, 1995), der Weltsozialgipfel (Kopenha-

gen, 1995), die Dritte Weltbevölkerungskonferenz
(Kairo, tgg4), die Weltkonferenz übet die nachhalti-

ge Entwicklung kleiner Inselstaaten (Barbados,

1gg4), die Weltkonferenz über den Schutz vor Natur-

katastrophen (Yokohama, 1994) und die VN-

Menschenrechtskonferenz (Wien, 1993) sowie der

Weltkindergipfel (New York, 1990) und die Welt-

konferenz über Bildung für alle (Jomtien, Thailand,

1990), wurden ebenfalls wichtige soziale, wirtschaft-

liche und umweltrelevante Fragen angesprochen, dar-

unter Teile der Agenda für nachhaltige Entwicklung,

deren erfolgreiche Umsetzung Maßnahmen auf loka-

ler, nationaler und internationaler Ebene erfordert.

Die Internationale Siedlungsstrategie bis zrm Jahr

2000, 1988 angenommen, welche die Notwendigkeit

einer verbesserten Wohnungsversorgung, einer refor-

mierten staatlichen Wohnungsbaupolitik und einer

Strategie zu deren Ermöglichung betont, bietet für das

nächste Jahrhundert sinnvolle Richtlinien für die Be-

reitstellung angemessenen Wohnraums für alle.

1. Im Laufe der Geschichte wurde die Verstäd-

terung mit wirtschaftlichem und gesellschaftlichem

Fortschritt, der Förderung der Alphabetisierung und

Bildung, der Verbesserung des allgemeinen Gesund-

heitszustandes, besserem Zagang zv sozialen

Einrichtungen sowie der Beteiligung am kulturellen,

politischen und religiösen Leben in Verbindung ge-

bracht. Die Demokratisierung hat diesen Zugang und

eine sinnvolle Beteiligung und Mitwirkung der Bür-

ger und gesellschaftlichen Akteure verbessert und die

ff4ogU.trteiten für Partnerschaften zwischen staatli-

chem und privatem Sektor sowie für eine dezentrali-

sierte und partizipatorische Planung und Leitung aus-

geweitet, welches wichtige Merkmale einer erfolgrei-

chen urbanen Zukunft sind. Die Städte sind die wie-

gen der Zivilisation und Motoren des wachstums

gewesen und haben die Evolution des Wissens, der

Kultur und der Tradition sowie der lndustrie und des

Handels ermöglicht. Aufgrund ihrer Fähigkeit, eine

große zahl von Menschen zu ernähren und gleichzei-

tig die Folgen für die natürliche umwelt zu beschrän-

ken, versprechen städtische Siedlungen, richtig ge-

plant und geführt, eine menschliche Entwicklung und

den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen unserer

Erde. Das Wachstum der Städte bringt soziale, wirt-

schaftliche und ökologische Veränderungen mit sich,

die sich über die Stadtgrenzen hinaus auswirken. Ha-

bitat II behandelt alle Siedlungsformen - große, mitt-

lere und kleine Siedlungen - und bekräftigt erneut die

Notwendigkeit umfassender Verbesserungen der

Lebens- und Arbeitsbedingungen.

8. Zur Lösung gegenwärtiger Probleme und zur

Gewährleistung künftiger Fortschritte bei der Verbes-

serung der wirtschaftlichen, sozialen und Umweltbe-

dingungen menschlicher Siedlungen muß man vor-

aussetzen, daß die Herausforderungen, denen sich die

Städte gegenübersehen, erkannt werden. Nach aktuel-

len Prognosen werden bis zur Jahrtausendwende

mehr als drei Milliarden Menschen - die Hälfte der

Weltbevölkerung - in städtischen Gebieten leben und

arbeiten. Zu den ernstesten Problemen, denen sich die

Städte und ihre Bewohner stellen müssen, gehören

eine unzureichende finanzielle Ausstattung, Arbeits-

platzmangel, wachsende Obdachlosigkeit und sich

ausdehnende illegale Siedlungen, wachsende Armut

und eine sich vertiefende Kluft zwischen Arm und

Reich, wachsende Unsicherheit und steigende Ver-

brechenssraten, unzureichender und verfallender

Wohnraum sowie ebensolche Infrastruktur und öf-

fentliche Einrichtungen, Mangel an Gesundheits- und

Bildungseinrichtungen, unangemessene Flächennut-

zut tg, unsi cherer Grundbesitz, zunehmende Verkehrs -

staus und Umweltverschmutzung, Mangel an Grün-

flächen, unzureichende Trinkwasserversorgung sowie

mangelhafte Kanalisation und Abfallbeseitigung, un-

koordinierte Stadtentwicklung und wachsende Kata-

strophengefährdung. All diese Probleme bilden eine

ernste Herausforderung für das Vermögen der Regie-

rungen und Verwaltungen, insbesondere jener der

Entwicklungsländer, und zwar auf allen Ebenen,



wenn es darum geht, Maßnahmen zur wirtschaftli-
chen und sozialen Entwicklung sowie des Umwelt-
schutzes umzusetzen, welche ja voneinander abhängi-
ge und sich wechselseitig verstärkende Faktoren
nachhaltiger Entwicklung sind - eben den Rahmen
unserer Bemühungen um eine höhere Lebensqualität
für alle bilden. Rasch wachsende internationale und
innernationale Wanderungsbewegungen ebenso wie
das Bevölkerungswachstum in den Städten und nicht-
nachhaltige Lebensstile und Wirtschaftsformen lassen
diese Probleme besonders akut werden. ln diesen
Städten leben große Teile der städtischen Bevölke-
rung der Welt unter unzureichenden Bedingungen
und sind mit ernsten Problemen - Umweltprobleme
eingeschlossen - konfrontiert, die durch unzureichen-
de Planungs- und Verwaltungsmöglichkeiten, fehlen-
de Investitionen und Technologien sowie unzurei-
chende Mobilisierung und unangemessene Zuwei-
sung finanzieller Ressourcen ebenso wie durch man-
gelnde gesellschaftliche und wirtschaftliche Möglich-
keiten vergrößert werden. Bei internationalem Wan-
derungsgeschehen haben auch die Migranten Bedarf
an Wohnraum und grundlegenden Leistungen, an Bil-
dung, Beschäftigung und sozialer Integration ohne
Verlust der kulturellen Identität und müssen ange-
messenen Schutz und Aufmerksamkeit in den Gast-
ländern erhalten.

9. Angesichts der Globalisierungstendenzen und
der wachsenden wechselseitigen Abhängigkeiten bil-
den ländliche Siedlungen eine große Herausforderung
und bieten Gelegenheit für erneute Entwicklungsini-
tiativen auf allen Ebenen und Gebieten. Viele ländli-
che Siedlungen sind allerdings mit mangelnden oder
unzureichenden ökonomischen Möglichkeiten kon-
frontiert, insbesondere bei der Beschäftigung sowie
den Infrastrukturen und öffentlichen Einrichtungen
im Zusammenhang mit Wasser, Kanalisation und Ab-
fallbeseitigung, Gesundheit, Bildung, Verkehr und
Energie. Geeignete Anstrengungen und Technologien
für die ländliche Entwicklung können dazu beitragen,
unter anderem Ungleichgewichte, nicht-nachhaltiges
Verhalten, Armut, Isolation, Umweltverschmutzung
und die Risiken unsicheren Grundbesitzes zu reduzie-
ren. Derartige Anstrengungen können dazu beitragen,
die Anbindung ländlicher Siedlungen an die Entwick-
lungen im wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und
kulturellen Leben zu verbessern, nachhaltige und um-
weltverträgliche Gemeinwesen und eine sichere Um-
welt zu gewährleisten sowie den Druck auf die wach-
senden Städte zu vermindern.

10. Städtische und ländliche Gebiete sind durch
die Verkehr von Waren und Menschen miteinander
verbunden. Die Verbindungen zwischen Stadt und
Land sind für die Nachhaltigkeit und Umweltverträg-
lichkeit menschlicher Siedlungen von entscheidender
Bedeutung. Da die Bevölkerung in den ländlichen
Gebieten schneller wächst als Arbeitsplätze und wirt-
schaftliche Möglichkeiten geschaffen werden können,
hat die Landflucht insbesondere in den Entwicklungs-
ländern stetig zugenommen, was die bereits unter ern-
sten Problemen leidende städtische Infrastruktur- und
Versorgungseinrichtungen enormen Belastungen aus-
setzt. Es ist dringend notwendig, die Armut in den
ländlichen Gebieten zu beseitigen und die Lebensqua-
lität dort zu verbessern sowie Beschäftigungs- und
Bildungsmöglichkeiten in ländlichen Gebieten, Ge-
bietszentren und nachgeordneten Städten zu schaffen.
Die jeweiligen Beiträge der städtischen und ländli-
chen Gebiete und ihre Verbindungen müssen voll ge-
nutzt werden, indem ihre unterschiedlichen ökonomi-
schen, sozialen und ökologischen Erfordernisse zum
Ausgleich gebracht werden.

1 1. Mehr Menschen als je zuvor leben in absolu-
ter Armut und ohne angemessenen Wohnraum. In
vielen Ländern sind nicht angemessener Wohnraum
und Obdachlosigkeit Ausdruck einer zunehmend ver-
zweifelten Lage, in welcher der Gesundheits- und Si-
cherheitsstandard und gar das Leben selbst bedroht
sind. Alle Menschen und alle Familien besitzen das
Recht auf einen angemessenen Lebensstandard
wozu angemessene Nahrung, Kleidung, Wohnraum,
gesundes Wasser und Abfallbeseitigung gehören - so-
wie auf eine stetiee Verbesseruns der Lebensbedin-
gungen.

12. Die rasch wachsende Zahl der Vertriebenen,
einschließlich der Flüchtlinge, anderer des internatio-
nalen Schutzes bedürftiger Vertriebener und Zwangs-
umgesiedelter, deren Schicksal in vielen Regionen
der Welt auf Naturkatastrophen und durch menschli-
che Aktivitäten bedingten Katastrophen zurückzufiih-
ren ist, verschärft die Wohnungskrise und unter-
streicht die Notwendigkeit einer schnellen Lösung
des Problems auf einer dauerhaften Basis.

13. Die Bedürfnisse von Kindern und Jugendli-
chen, insbesondere hinsichtlich ihrer Wohnumge-
bung, müssen voll und ganz berücksichtigt werden.
Besondere Beachtung verdienen die Beteiligungspro-
zesse im Zusammenhang mit der Gestaltuns der Stad-



te und Nachbarschaften; damit sollen die Lebensbe-

dingungen von Kindern und Jugendlichen gesichert

und ihr Einblick, ihre Kreativität und ihre Gedanken

zur Umwelt genutzt werden. Besondere Beachtung

muß den Wohnbedürfnissen gef'ährdeter Kinder ge-

schenkt werden, darunter Straßen- und Flüchtlings-

kinder sowie Opfer sexueller Ausbeutung. Eltern und

andere für Kinder gesetzlich Verantwortliche tragen

Verantwortung und haben Rechte und Pflichten ge-

mäß der Internationalen Konvention zu den Rechten

des Kindes, um auf diese Bedürfnisse einzugehen.

14. Bei Maßnahmen zur Entwicklung und Ver-

waltung von Wohnraum und städtischen Siedlungen

sind die Bedürfnisse und die Beteiligung der indige-

nen Bevölkerungen besonders zu berücksichtigen.
Deren Identität und Kultur muß bei solchen Maßnah-

men gewahrt bleiben; diese Maßnahmen sollten eine

angepaßte Umwelt schaffen, die diese Bevölkerungs-

teile in die Lage versetzt, am politischen, gesell-

schaftlichen und wirtschaftlichen teilzunehmen.

15. Bei der Verwirklichung nachhaltiger Sied-

lungsentwicklung sollen Frauen eine bedeutende Rol-

le spielen. Dennoch unterliegen Frauen infolge einer

Reihe von Umständen, darunter der anhaltenden und

wachsenden Last der Armut von Frauen und der Dis-

kriminierung, besonderen Beschränkungen bei der

Beschaffung von angemessenem Wohnraum und der

vollen Beteiligung an Entscheidungsprozessen in Zu-

sammenhang mit nachhaltigen Städten und Siedlun-
gen. Die Befähigung von Frauen und ihre voll und
gleichberechtigte Beteiligung am politischen, gesell-

schaftlichen und wirtschaftlichen Leben, die Verbes-

serung der Gesundheit und die Beseitigung der Armut

sind für die Verwirklichung nachhaltiger Siedlungen

wesentlich.

T6. Die Begegnung mit Behinderungen gehört

zum täglichen Leben. Behinderte haben nicht immer

die Möglichkeit uneingeschränkter und gleicher Teil-

habe an der Entwicklung und Verwaltung von Sied-

lungen, so zum Beispiel der Entscheidungsfindung,

oftmals aufgrund von sozialen, ökonomischen, ein-

stellungsmäßigen und physischen Schranken sowie
von Diskriminierung. Derartige Schranken sollten be-

seitigt und die Bedürfnisse und Belange von Behin-

derten ohne Einschränkung in Pläne und Maßnahmen
für Wohnraum und nachhaltige Siedlungen integriert
werden, um den Ztgang für alle Menschen zu ermög-
lichen.

17. Altere Menschen haben Anspruch darauf, ein

erfülltes und produktives Leben zu führen, und soll-

ten Gelegenheit haben, in ihren Gemeinden und ihrer

Gesellschaft sowie an allen Entscheidungsprozessen'
die ihr Wohl und insbesondere ihre Wohnbedürfnisse

betreffen, ohne Einschränkung beteiligt zu werden.

Ihre zahlreichen Beiträge zu politischen, gesellschaft-

lichen und wirtschaftlichen Prozessen im Zusammen-

hang mit Siedlungen sollten anerkannt und geschätzt

werden. Besondere Beachtung ist den sich ent-

wickelnden Wohn- und Mobilitätsbedürfnissen zt)

schenken, um diese Menschen in die Lage zu verset-

zen, in ihren Gemeinden weiterhin ein ertülltes Leben

zu führen.

18. Wenngleich es vielen Ländern, insbesondere

Entwicklungsländern, an rechtlichen, institutionellen,

finanziellen und technologischen Mitteln sowie

menschlichen Ressourcen mangelt, um angemessen

auf die rasche Verstädterung reagieren zu können, so

nehmen doch zahlreiche Kommunalverwaltungen
diese Herausforderungen mit einer offenen, zuverläs-

sigen und effizienten Führung an und sind bemüht,

die Bevölkerung in den Prozeß nachhaltiger Entwick-

lung zu integrieren. Strukturen im Rahmen der Hilfe

zur Selbsthilfe, die unabhängige Initiative und Kreati-

vität ermöglichen und zu einer Reihe von Partner-

schaften anregen, darunter solche mit dem privaten

Sektor und innerhalb und zwischen den Staaten, soll-

ten gefördert werden. Des weiteren wird dadurch' daß

alle Menschen, insbesondere schwache und benach-

teiligte Gruppen und speziell Arme, in die Lage ver-

setzt werden, sich gleichberechtigt und wirksam an

allen mit Siedlungen zusammenhängenden Aktivitä-

ten zu beteiligen, die Grundlage für staatsbürgerliches
Engagement geschaffen - dies sollte von allen natio-

nalen Regierungen ermöglicht werden. Tatsächlich

bietet die Habitat Agenda einen Rahmen für die Hilfe

zur Selbsthilfe, so daß die Menschen Verantwortung

für die Förderung und Schaffung nachhaltiger und

umweltverträglicher Siedlungen übernehmen können.

19. Siedlungsprobleme sind vielschichtiger Na-

tur. Es wird anerkannt, daß angemessener Wohnraum

für alle Menschen und die nachhaltige Siedlungsent-

wicklung nicht von den umfassenderen gesellschaftli-

chen und wirtschaftlichen Entwicklungen der Länder

zu trennen sind und nicht von der Notwendigkeit ei-

nes günstigen nationalen und internationalen Rah-

mens für wirtschaftliche und gesellschaftliche Ent-
wicklung sowie vom Umweltschutz losgelöst werden

können, die unverzichtbare und sich wechselseitig



verstärkende Faktoren nachhaltiger Entwicklung bil-
den.

20. Zwischen den verschiedenen Regionen und
Ländern sowie innerhalb der Länder gibt es in Bezug
auf Siedlungen entscheidende Unterschiede. Diese
Unterschiede und besonderen Situationen sowie die
unterschiedlichen Möglichkeiten jeder Gemeinde und
jeden Landes müssen bei der Umsetzung der Habitat
Agenda berücksichtigt werden. In diesem Zusammen-
hang sind internationale, regionale, subregionale, na-
tionale und lokale Zusammenarbeit und Partnerschaf-
ten sowie Institutionen wie die VN-Kommission für
menschliche Siedlungen (Habitat) ebenso wie ausrei-
chende Ressourcen für die Umsetzung der Habitat
Agenda entscheidend.

21. Die Habitat Agenda ist ein Aufruf zu globa-
lem Handeln auf allen Ebenen. Sie bietet im Rahmen
der Ziele, Grundsätze und Verpflichtungen eine posi-
tive Sicht nachhaltiger Siedlungen - in denen jeder-
mann angemessenen Wohnraum, eine gesunde und
ungefährliche Umwelt, grundlegende Einrichtungen
sowie eine produktive und frei gewählte Arbeit hat.
Die Habitat Agenda leistet Orientierung bei allen An-
strengungen, diese Vision Wirklichkeit werden nr
lassen.



KaPitel II

ZTELß,UND GRUNDSATZN

22. Dte Ziele der Habitat Agenda stimmen voll-

ständig mit den Zielen und Grundsätzen der Charta

der Vereinten Nationen sowie dem internationalem

Recht überein.

23. Während man die Bedeutung nationaler und

regionaler Besonderheiten und die vielfältigen histo-

rischen, kulturellen und religiösen Hintergründe nicht

vergessen darf, ist es die Pflicht aller Staaten, alle

Menschenrechte und grundlegenden Freiheiten ein-

schließlich des Rechts auf Entwicklung zu fördern

und zu schützen.

24. Die Umsetztng der Habitat Agenda unter an-

derem durch die jeweiligen nationalen Gesetze und

Programme und Strategien sowie die Prioritätenset-

zung im Zusammenhang mit der Entwicklung liegt

im souveränen Recht und der Verantwortung jedes

einzelnen Staates - in Übereinstimmung mit allen

Menschenrechten, einschließlich des Rechts auf Ent-

wicklung, sowie in Übereinstimmung mit der Bedeu-

tung der verschiedenen religiösen und ethischen wer-

te, kulturellen Hintergründe und philosophischen

Überzeugungen der Einzelnen und ihrer Gemein-

schaften ebenso wie mit der uneingeschränkten Ach-

tung derselben, die insgesamt beitragen zum ungehin-

derten Genuß der Menschenrechte aller -, um die

Zie\e angemessenen Wohnraums für alle und der

nachhaltiger Siedlungsentwicklung zu erreichen'

25. Wir, die Teilnehmerstaaten der VN-

Konferenz über menschliche Siedlungen (Habitat II),

sind einer politischen, ökonomischen, ökologischen,

ethischen und geistigen Sicht der Städte und Siedlun-

gen verpflichtet, die sich auf die Prinzipien der

Gleichheit, Solidarität, Partnerschaft, Menschenwür-

de, Achtung und Zusammenarbeit gründet. wir billi-

gen die Zie\e und Grundsätze angemessenen Wohn-

raums für alle und nachhaltiger Siedlungsentwicklung

in einer zunehmend durch Verstädterung geprägten

Welt. Wir sind überzeugt, daß das Erreichen dieser

Ziele eine stabilere und gerechtere Welt fördern wird,

einer Welt ohne Ungerechtigkeit und Konflikte, und

daß es zu einem gerechten, umfassenden und dauer-

haften Frieden beitragen wird. Bürgerkriege, ethni-

sche und religiöse Auseinandersetzungen, Verletzun-

gen der Menschenrechte, Fremdherrschaft und kolo-

niale Herrschaft, Besetzung durch ausländische

Mächte, wirtschaftliche Ungleichgewichte, Armut,

organisiertes verbrechen, Terrorismus in seinen

sämtlichen Formen sowie Korruption zerstören Städte

und Siedlungen und sollten deshalb von allen Staaten

verurteilt und verhindert werden; alle Staaten sollten

zusammenarbeiten, so daß derartiges Verhalten und

alle einseitigen Maßnahmen, die soziale und wirt-

schaftliche Entwicklung behindern, beseitigt werden.

Auf nationaler Ebene werden wir den Frieden stärken

durch Förderung der Toleranz, Gewaltfreiheit und

Achtung der verschiedenheit sowie durch die Beile-

gung von Konflikten mit Hilfe friedlicher Mittel. Auf

kommunaler Ebene sind die verbrechensverhütung

und die Förderung nachhaltiger und umweltverträgli-

cher Kommunen für die Schaffung einer sicheren Ge-

sellschaft entscheidend. Verbrechensverhütung durch

soziale Entwicklung ist für diese Ziele von entschei-

dender Bedeutung. Auf internationaler Ebene fördern

wir den internationalen Frieden und die Sicherheit

und unternehmen und unterstützen alle Anstrengun-

gen zur B eilegun g international er Auseinanders etzun-

gen durch friedliche Mittel gemäß der Charta der

Vereinten Nationen.

26. Wir bekräftigen erneut die Z\ele und Grund-

sätze der Charta der Vereinten Nationen' von denen

wir uns leiten lassen, und bekräftigen unsere Ver-

pflichtung, die in den internationalen Verträgen nie-

dergelegten Menschenrechte und in diesem Zusam-

menhang insbesondere das Recht auf angemessenen

Wohnraum ohne Einschränkung zu wahren, das in

der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte ent-

halten und im Internationalen Abkommen über wirt-

schaftliche, soziale und kulturelle Rechte, in der In-

ternationalen Kovention zur Beseitigung der

rassischen Diskriminierung, der Konvention zur Be-

seitigung aller Formen der Benachteiligung von Frau-

en und in der Internationalen Konvention zü den

Rechten des Kindes vorgesehen ist, wobei zu berück-

sichtigen ist, daß das Recht auf angemessenen Wohn-

raum, wie es in den oben genannten internationalen

Verträgen vorgesehen ist, Schritt für Schritt verwirk-

licht werden soll. Wir bekräftigen erneut, daß alle

Menschenrechte - bürgerliche, kulturelle, wirtschaftli-

che, politische und gesellschaftliche - allgemein, un-



teilbar, wechselseitig von einander abhängig und sich
gegenseitig bedingend sind. Wir schlief3en uns den
folgenden Grundsätzen und Zielen an, von denen wir
uns bei allen Aktivitäten leiten lassen.

I

21 . Gerechte Siedlungen sind solche, in der alle
Menschen ungeachtet ihrer Rasse, Hautfarbe, Spra-
che, Religion, politischer oder anderer Überzeugun-
gen, ihres Geschlechts, ihrer nationalen oder sozialen
Herkunft, Armut, Geburt oder anderer Umstände glei-

chen Zugang zu Wohnraum, Infrastruktur, Gesund-
heitspflege, angemessener Nahrung und Wasser, Bil-
dung und Freiflächen haben. Ferner bieten solche
Siedlungen gleiche Möglichkeiten für einen produkti-
ven und frei gewählten Lebensunterhalt, gleichen Zu-
gang zu den ökonomischen Ressourcen. einschließ-
lich des Rechts auf Erbschaft, des Besitzes von Land
und anderem Vermögen, auf Kredite, auf natürliche
Lebensgrundlagen und angepaßte Technologien, glei-
che Möglichkeiten der persönlichen, geistigen, reli-
giösen, kulturellen und sozialen Entwicklung, gleiche
Möglichkeiten zur Teilnahme an öffentlichen Ent-
scheidungen, gleiche Rechte und Pflichten hinsicht-
lich der Erhaltung und Nutzung natürlicher und kultu-
reller Ressourcen und gleichen Ztgang zu Mecha-
nismen, die dafür sorgen, daß Rechte nicht verletzt
werden. Die Unterstützung von Frauen und ihre un-
eingeschränkte Beteiligung auf der Grundlage von
Gleichheit in allen gesellschaftlichen Bereichen,
gleich ob Stadt oder Land, sind für eine nachhaltige
Siedlungsentwicklung grundlegend.

II

28. Die Beseitigung der Armut ist für nachhaltige
Siedlungen von wesentlicher Bedeutung. Das Prinzip
der Armutsbekämpfung gründet sich auf den vom
Weltsozialgipfel angenommenen Rahmen und auf die
relevanten Ergebnisse anderer bedeutender VN-
Konferenzen, darunter das Ziel der Befriedigung der
grundlegenden Bedürfnisse aller Menschen, insbe-
sondere jener, die in Armut leben, sowie der benach-
teiligten und schwachen Gruppen, speziell in Ent-
wicklungsländern, wo die Armut ein erkutes Problem
bildet, sowie das Ziel der Hilfe zur Selbsthilfe für alle
Frauen und Männer, zu einem sicheren und nachhalti-
gen Lebensunterhalt durch frei gewählte und produk-
tive Beschäftigung und Arbeit zu gelangen.

ilI

29. Nachhaltige Entwicklung ist für die Sied-
lungsentwicklung von entscheidender Bedeutung und
berücksichtigt voll die mit dem Erzielen von Wirt-
schaftswachstum, sozialer Entwicklung und dem Um-
weltschutz verbundenen Erfordernisse und Notwen-
digkeiten. Besondere Beachtung sollte den speziellen
Situationen und Erfordernissen der Entwicklungslän-
der und der Reformstaaten geschenkt werden. Sied-
lungen sollen auf eine Weise geplant, entwickelt und
verbessert werden, welche die Prinzipien der nachhal-
tigen Entwicklung und aller ihrer Komponenten voll
berücksichtigt, wie in der Agenda 2I und in anderen
Resultaten der VN-Konferenz über Umwelt und Ent-
wicklung dargelegt. Eine nachhaltige Siedlungsent-
wicklung gewährleistet wirtschaftliche Entwicklung,
Beschäftigungsmöglichkeiten und sozialen Fortschritt
im Einklang mit der Umwelt. Sie umfaßt zusammen
mit den Grundsätzen der Rio-Deklaration, die glei-
chermaßen wichtig sind, und anderen Ergebnissen der
VN-Konferenz über Umwelt und Entwicklung den
Ansatz des Vorsorgeprinzips, das Prinzip des Um-
weltschutzes, die Achtung der Tragfähigkeit der Öt<o-
systeme und der Erhaltung der Möglichkeiten für
künftige Generationen. Produktion, Konsumtion und
Verkehr sind auf eine Weise zu gestalten, welche die
Ressourcen schützt und erhält. während sie in An-
spruch genommen werden. Wissenschaft und Technik
spielen bei der Gestaltung nachhaltiger Siedlungen
und bei der Erhaltung der Ökosysteme, von denen er-
stere abhängen, eine entscheidende Rolle. Die Nach-
haltigkeit menschlicher Siedlungen schließt deren
ausgewogene geographische Verteilung ein bzw. eine
andere geeignete Verteilung, welche die nationalen
Gegebenheiten, die Förderung der wirtschaftlichen
und sozialen Entwicklung, Gesundheit und Bildung
der Menschen sowie die Erhaltung der biologischen
Vielfalt und der nachhaltigen Nutzung ihrer Kompo-
nenten und der Erhaltung der kulturellen Identität
ebenso berücksichtigt wie die Qualität von Luft, Was-
ser, Wäldern, Vegetation und Boden nach Standards,
die ausreichend sind, um menschliches Leben und das
Wohl künftiger Generationen zu erhalten.

Iv

30. Die Lebensqualität aller Menschen hängt -

abgesehen von anderen wirtschaftlichen, sozialen,
ökologischen und kulturellen Faktoren - von den ma-
teriellen Bedingungen und räumlichen Merkmalen
unserer Dörfer und Städte ab. Die Anlage und Asthe-



tik der Städte, Muster der Flächennutzung, Bevöl-

kerungs- und Gebäudedichte, Verkehr und Leichtig-

keit des Zugangs zu allen grundlegenden Gütern,

Versorgungseinrichtungen sowie öffentlichen Frei-

zeiteinrichtungen beeinflussen die Bewohnbarkeit

menschlicher Siedlungen entscheidend. Dies ist von

besonderer Bedeutung bei Angehörigen schwacher

oder benachteiligter Gruppen, deren viele mit Schran-

ken beim Zugang zu Wohnraum oder bei der Beteili-

gung an der Gestaltung der Zukunft ihrer Siedlungen

konfrontiert sind. Die Bedürfnisse der Menschen

nach Gemeinschaft und ihr Streben nach bewohnba-

ren Wohngebieten und Siedlungen sollten bei der Pla-

nung, Verwaltung und Unterhaltung von Siedlungen

als Orientierung dienen. Zu den Zielen dieses Unter-

nehmens gehören der Schutz der öffentlichen Ge-

sundheit, die Gewährleistung von Sicherheit, bil-

dungsmäßige und soziale Integration, die Förderung

von Gleichheit und Respekt vor der Verschiedenheit

und kulturellen Identität, verbesserte Zugangsmög-

lichkeiten für Behinderte sowie die Erhaltung histo-

risch, geistig, religiös und kulturell bedeutender Ge-

bäude und Gebiete, die Achtung der regionalen

Landschaften und die Behandlung der lokalen Um-

welt mit Respekt und Sorgfalt. Die Erhaltung des na-

türlichen Erbes und historischer Siedlungen, darunter

Stätten, Monumente und Gebäude, insbesonderer je-

ner, die nach der UNESCO-Konvention für das

Kultur- und Naturerbe der Menschheit geschützt sind,

sollte unterstützt werden, unter anderem auch durch

internationale Zusammenarbeit. Es ist ferner von gro-

ßer Bedeutung, daß die räumliche Vielfalt und die ge-

mischte Nutzung von Wohnraum und Einrichtungen

auf lokaler Ebene gefördert werden, um der Vielfalt

der Bedürfnisse und Erwartungen gerecht zu werden.

V

31. Die Familie ist die Keimzelle der Gesell-

schaft und sollte als solche gestärkt werden. Sie hat

das Recht, umfassenden Schutz und Unterstützung zu

erhalten. In den verschiedenen kulturellen, politi-

schen und sozialen Systemen existieren unterschiedli-

che Familienformen. Ehen dürfen nur mit der freien

Einwilligung beider Gatten geschlossen werden, und

Mann und Frau sollten gleichberechtigte Partner sein.

Die Rechte, Fähigkeiten und verschiedenen kulturel-

len und politischen Pflichten der Familienmitglieder
müssen respektiert werden. Die Siedlungsplanung
sollte den konstruktiven Beitrag der Familie beim

Entwurf, bei der Entwicklung und Verwaltung von

Siedlungen berücksichtigen. Die Gesellschaft sollte

gegebenenfalls alle notwendigen Bedingungen für die

Integration von Familien, ihre Wiedervereinigung,

Erhaltung, Verbesserung und ihren Schutz innerhalb

angemessenen Wohnraums mit Ztgang zu grundle-

genden Einrichtungen und einem nachhaltigen

Lebensunterhalt ermöglichen.

VI

32. Alle Menschen haben Rechte und müssen

auch ihre Verantwortung für die Achtung und den

Schutz der Rechte anderer übernehmen - auch für

künftige Generationen - sowie für ihren aktiven Bei-

trag zum Allgemeinwohl. Nachhaltige Siedlungen

sind solche, die unter anderem Bürgersinn und Bür-

geridentität schaffen, ferner Kooperation und Dialog

im Sinne des Allgemeinwohls sowie den Geist des

Freiwilligkeitsprinzips und staatsbürgerliches Enga-

gement fördern, und in denen alle Menschen dazu an-

gehalten werden und gleiche Möglichkeiten bekom-

men, sich an der Entwicklung und Entscheidungs-

findung zu beteiligen. Die Regierungen, einschließ-

lich der kommunalen Behörden, sind auf allen Ebe-

nen dafür verantwortlich, Bildungsmöglichkeiten und

den Schutz der Gesundheit der Bevölkerung, Sicher-

heit und allgemeine Wohlfahrt zu gewährleisten.

Dazu ist es erforderlich, gegebenenfalls Strategien zu

entwickeln, Gesetze und Vorschriften sowohl für öf-

fentliche als auch für private Aktivitäten zu erlassen,

die Beteiligung gesellschaftlicher Gruppen zu ermög-

lichen, transparente Verfahren zu wählen, von der Öf-

fentlichkeit inspirierte Führungen sowie Partnerschaf-

ten zwischen dem öffentlichen und privaten Sektor zu

fördern und den Menschen zD helfen, durch offene

und effektive Prozesse der Beteiligung, allgemeine

Bildung und Information ihre Rechte und Verantwor-

tuns zu verstehen und wahrzunehmen.

VII

33. Partnerschaften zwischen den Ländern und

allen Akteuren innerhalb der Länder aus dem öffentli-

chen und privaten Sektor, aus den aus Spenden finan-

zierten und den auf kommunaler Ebene tätigen Orga-

nisationen, zwischen Genossenschaften, Nichtregie-

rungsorganisationen und Einzelnen sind zur Durch-

setzung nachhaltiger Siedlungen und zur angemesse-

nen Wohnungsversorgung für alle sowie der grundle-

genden Einrichtungen entscheidend. Partnerschaften
können dasZiel einer breit angelegten Beteiligung in-

tegrieren und sich wechselseitig unterstützen, unter
anderem durch die Bildung von Allianzen, die Schaf-



fung von Fonds, den Austausch von Kenntnissen und

Fertigkeiten sowie dadurch, dafi sie aus gemeinsamen

Aktionen ihren Nutzen ziehen. Diese Prozesse kön-

nen durch die Stärkung der Körperschaften auf allen

Ebenen effizienter gestaltet werden. Es sind alle An-

strengungen zu unternehmen, um zur Zusammenar-

beit und Partnerschaft in allen Bereichen der Gesell-

schaft und zwischen allen Akteuren in Entschei-

dungsprozessen anzuregen.

VIII

34. Solidarität mit Angehörigen benachteiligter

oder schwachen Gruppen, auch mit Armen, ebenso

wie Toleranz, Nicht-Diskriminierung und Koopera-

tion untereinander sowie in Familie und Gemeinde

sind die Grundlagen sozialen Zusammenhalts. Als

Antwort auf die Herausforderungen der Siedlungsent-

wicklung sollten Solidarität, Zusammenarbeit und

Unterstützung durch die internationale Gemeinschaf-

ten wie auch durch die einzelnen Staaten und alle an-

deren relevanten Akteure gefördert werden. Die inter-

nationale Gemeinschaft und die Regierungen auf

allen geeigneten Ebenen sind aufgerufen, solide und

effektive Strategien und Instrumente zu fördern und

dadurch die Zusammenarbeit zwischen den Regierun-

gen und Nichtregierungsorganisationen zu festigen,

sowie die entsprechenden Mittel zu mobilisieren, um

den genannten Herausforderungen gerecht zu werden.

Ix

35. Der Schutz der Interessen der heutigen und

der künftigen Generationen im Zusammenhang mit

dem Siedlungswesen ist eines der grundlegenden Zie-

le der internationalen Gemeinschaft. Die Formulie-

rung und Umsetzung von Strategien für die Sied-

lungsentwicklung liegen vor allem in der

Verantwortung jedes einzelnen Landes, und zwar auf

nationaler und kommunaler Ebene innerhalb der ge-

setzlichen Rahmenbedingungen des jeweiligen Lan-

des. Sie erfolgen unter anderem durch Hilfe zur

Selbsthilfe für die Siedlungsentwicklung und sollten

die wirtschaftliche, gesellschaftliche und ökologische
Vielfalt der Bedingungen in jedem Land berücksichti-
gen. Neue und zusätzliche Finanzmittel aus verschie-
denen Quellen sind notwendig, um das Ziel angemes-
senen Wohnraums für alle und nachhaltige
Siedlungsentwicklung in einer zunehmend durch Ver-
städterung geprägten Welt zu erreichen. Die vorhan-
denen Mittel, die den Entwicklungsländern zur Ver-
fügung stehen - öffentliche, private, multi- und

bilaterale, in- und ausländische -, müssen durch ge-

eignete und flexible Mechanismen und wirtschaftli-

che Instrumente erweitert werden, um die Entwick-

lung angemessenen Wohnraums für alle und

nachhaltiger Siedlungen zu unterstützen. Dies sollte

von konkreten Maßnahmen zur internationalen tech-

nischen Zusammenarbeit und zum Informationsaus-

tausch begleitet werden.

X

36. Die Gesundheit des Menschen und die

Lebensqualität stehen im Mittelpunkt der Bemühun-

gen um die nachhaltige Siedlungsentwicklung. Wir

verpflichten uns daher, die Ziele allgemeinen und

gleichen Zugangs zu qualitätsvoller Ausbildung, des

höchsten erreichbaren Standards körperlicher und

geistiger Gesundheit sowie des Umweltschutzes und

des gleichberechtigten Zugangs ztx grundlegenden

medizinischen Versorgung zu fördern und zu ver-

wirklichen, wobei besondere Anstrengungen gemacht

werden sollten, Ungleichheiten in den gesellschaftli-

chen und wirtschaftlichen Bedingungen, einschließ-

lich Wohnraum, ungeachtet der Zugehörrgkeit zn

Rasse, Nation, Geschlecht, des Alters und möglicher

Behinderungen, auszugleichen und dabei die gemein-

same Kultur wie auch die je eigenen typischen Kultu-

ren zu achten und zu fördern. Eine gute Gesundheit

während des Eanzen Lebens eines Menschen, gute

Gesundheit für alle Kinder und eine qualitätsvolle

Ausbildung für alle Menschen sind die Grundlagen

dafür, daß Menschen aller Alterstufen ihre volle Lei-

stungsfähigkeit gesund und in Würde entwickeln und

ohne Einschränkung an den gesellschaftlichen, wirt-

schaftlichen und politischen Prozessen im Zusam'

menhang mit Siedlungen teilnehmen können und so-

mit unter anderem zur Beseitigung der Armut

beitragen. Nachhaltige Siedlungen hängen von der in-

teraktiven Entwicklung von Strategien und konkreten

Maßnahmen ab, um den Zugang zu Nahrung und

Lebensmitteln, sauberem Trinkwasser, zu Kanalisa-

tion und Abwasserbeseitigung und den allgemeinen

Zugang zum breitesten Spektrum grundlegender ge-

sundheitlicher Versorgungsleistungen gemäß dem

Bericht der Internationalen Konferenz id.ber Bevölke-

rung und Entwicklung zu ermöglichen, um die am

weitesten verbreiteten Krankheiten auszurotten, die

ein große ZahI an Menschenleben fordern, insbeson-

dere Kinderkrankheiten, sowie um sichere Stätten der

Arbeit und des Lebens zu schaffen und die Umwelt

zu schützen.



Kapitel III

VERPFLICHTUNGEN

31. wir als Teilnehmerstaaten dieser Konferenz

nehmen die obenstehenden Prinzipien an und ver-

pflichten uns zur Umsetzung der Habitat Agenda

durch kommunale, nationale, subregionale und regio-

nale Aktionspläne und/oder andere Strategien und

Programme, die in Zusammenarbeit mit interessierten

Grrftpen auf allen Ebenen entwickelt und durchge-

führi und von der internationalen Gemeinschaft unter-

stützt werden, wobei berücksichtigt wird, daß der

Mensch im Mittelpunkt des Bemühens um nachhalti-

ge und umweltverträgliche Entwicklung steht' zu der

auch angemessener Wohnraum für alle und eine

nachhaltige Siedlungsentwicklung gehören und daß

der Mensch Anspruch auf ein gesundes und produkti-

ves Leben im Einklang mit der Natur hat'

3 S . B e i d e r E r f ü l l u n g d i e s e r V e r p f l i c h t u n g e n
sollte Armen, Obdachlosen, Frauen, älteren Men-

schen, Eingeborenen, Flüchtlingen, Vertriebenen' Be-

hinderten und den Angehörigen schwacher und be-

nachteiligter Gruppen besondere Beachtung

geschenkt werden. Besondere Aufmerksamkeit ver-

äi.n.n auch die Bedürfnisse der Migranten. Des wei-

teren widmen wir uns besonders den besonderen Be-

dürfnissen und Lebensumständen der Kinder,

insbesondere der Straßenkinder'

A. Angemessener Wohnraum für alle

39, Wir bestätigen erneut unsere Verpflichtung,

wie durch internationale Verträge vorgesehen' das

Recht auf angemessenen wohnraum voll und stetig

umzusetzen. In diesem Zusammenhang erkennen wir

die Verpflichtung der Regierungen an, den Menschen

,u .r-ägüchen, an Wohnraum zu gelangen, sowie

wohnraum und wohnumgebung zu schützen und zu

verbessern. Wir legen uns auf das Ziel fest, die

Lebens- und Arbeitsbedingungen auf gerechter und

nachhaltiger Grundlage zn verbessern, so daß alle

Menschen über angemessenen, gesunden, sicheren,

zugänglichen und erschwinglichen wohnraum verfü-

g.n könrr.n, zu dem auch grundlegende Dienstlei-

itung.tt, Einrichtungen und Freizeitmöglichkeiten ge-

hören, sowie die Freiheit von Diskriminierung bei der

wohnungsbeschaffung und Rechtssicherheit bei Mie-

te und Pacht genießen können. wir fördern dieses

Ziel und setzen es um auf eine weise, die voll und

ganzim Einklang mit den Grund- und Menschenrech-

ten steht.

4 0 . W i r l e g e n u n s w e i t e r h i n a u f d i e f o l g e n d e n
Ziele fest:

(a) die Beständigkeit und Koordinierung makro-

ökonomischer und Wohnungspolitik als soziale Prio-

rität im Rahmen nationaler Entwicklungsprogramme

und Siedlungspolitik zu gewährleisten, um die Mobi-

lisierung von Ressourcen, die Schaffung von Arbeits-

plätzen, die Beseitigung von Armut und die soziale

Integration zu fördern;
(u)o i .Rechtss icherhei tbeiMieteundPachtund

gleichberechtigten Zugang zu Grund und Boden für

ä[11e, einschließlich Frauen und Arme, zn gewährlei-

sten; sowie Rechts- und Verwaltungsreformen durch-

zuführen, um Frauen den uneingeschränkten und

gleichberechtigten zugang zv wirtschaftlichen Mit-

t"eln, einschließlich des Rechts auf Erbschaft und auf

Eigentum an Grund und Boden sowie anderem Be-

siti, des Rechts auf Kredite, Bodenschätze und ange-

paßte Technologien, zu ermöglichen;
(c) den Zugang aller Menschen nr sauberem

Trinkwasser, zu Kanalisation und Abwasserbeseiti-

gung und anderen grundlegenden Dienstleistungen,

Einri.htungen und Freizeitmöglichkeiten zu fördern,

insbesondere für Arme, für Frauen und Angehörige

schwacher und benachteiligter Gruppen;
(d) transparente, umfassende und zugängliche Sy-

steme für die Übertragung von Grundbesitz sowie

Rechtssicherheit bei Miete und Pacht zu gewährlei-

sten;
(e) breiten, nicht-diskriminierenden Zugang zv

offenen, effizienten, effektiven und geeigneten

wohnungs-Finanzierungsmöglichkeiten für alle Men-

schen zu fördern, darunter die Mobilisierung innova-

tiver finanzieller und anderer Ressourcen - öffentli-

cher wie privater - z\r Siedlungsentwicklung;
(f) in allen Ländern, insbesondere in Entwick-

lungsländern, auf lokaler, nationaler, regionaler und

subregionaler Ebene, lokal verfügbare, geeignete, er-

schwingliche, sichere, effiziente und ökologisch un-

bedenkliche Bauverfahren und Technologien zu för-

dern, die den optimalen Einsatz menschlicher Res-

sourcen vor ort sowie energiesparende verfahren und

1 0



den Schutz der menschlichen Gesundheit unterstüt-
zen:

(g) Normen zu entwickeln und zu verwirklichen,
die gemäß den Normvorschriften für die Gleichstel-
lung von Behinderten auch Behinderten einen unge-
hi nderten Zugang ermö glichen ;

(h) das Angebots an erschwinglichem Wohnraum
zu vergrößern, unter anderem durch die Förderung
und Unterstützung erschwinglichen Wohnungseigen-
tums und die Vergrößerung des Angebots an er-
schwinglichen Miet-, Sozial-, genossenschaftlichen
und anderen Wohnungen, was durch Partnerschaften
zwischen öffentlichen, privaten und kommunalen Ini-
tiativen und die Schaffung und Förderung marktsteu-
ernder Anreize zu bewerkstelligen ist, wobei die
Rechte und Pflichten von Mietern und Eigentümern
angemess en at berücksichtigen sind;

(i) die Modernisierung des Wohnungsbestands
. durch Instandsetzung, Erhaltung und ein geeignetes

Angebot an Dienstleistungen, Einrichtungen und
Freizeitmöglichkeiten zu fördern;

0) die Diskriminierung beim Zugang zu Wohn-
raum und grundlegenden Leistungen zu beseitigen
und in dieser Hinsicht rechtlichen Schutz zu bieten,
ungeachtet aller Unterschiede, seien es Rasse, Haut-
farbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politische oder
andere Überzeugungen, nationale oder soziale Her-
kunft, Besitz, Stand, Behinderung und Alter oder an-
dere Umstände:

(k) der Familiet in ihrer unterstützenden, bilden-
den und erziehenden Rolle zu helfen. indem wir ihren
wichtigen Beitrag zur sozialen Integration anerken-
nen und gesellschaftliche und wirtschaftliche Strate-
gien fördern, die geeignet sind, die Wohnbedürfnisse
der Familien und ihrer Mitglieder, insbesondere der
am meisten benachteiligten und schwächsten Mitglie-
der, zu befriedigen, wobei der Fürsorge für Kinder
besondere Beachtung zu schenken ist;

(l) Wohnraum und die zugehörigen Leistungen
und Einrichtungen für Bildung und Gesundheit der
Obdachlosen, Zwangsumgesiedelten, registrierten
Auswanderer und Wanderarbeiter, der indigene Be-
völkerungen, Frauen und Kindern, die Überlebende
von Gewalt in der Familie sind, Behinderten, älteren
Menschen sowie Opfern von Naturkatastrophen oder
von Menschen verursachten Katastrophen, zu för-
dern, darunter Übergangswohnraum und grundlegen-
de Leistungen für Flüchtlinge;

(m) im nationalen Rahmen die überkommenen
Rechte der indigenen Bevölkerungen auf Grund und
Boden sowie auf andere Ressourcen zu schützen und
die Flächenbewirtschaftung zu stärken;

(n) alle Menschen vor ungesetzlicher Zwangsräu-
mung zu schützen und gegen solche Akte rechtlichen
Schutz sowie Entschädigung zu ermöglichen, wobei
die Menschenrechle zu wahren sind; wenn Zwangs-
räumungen unvermeidlich sind, für geeignete alterna-
tive Lösungen zu sorgen.

41. DieFortsetzung internationalerUnterstützung
für Flüchtlinge, um ihre Bedürfnisse zu befriedigen
und dazu beizutragen, daß für sie eine gerechte, dau-
erhafte Lösung gemäß den entsprechenden Resolutio-
nen der Vereinten Nationen und gemäß internationa-
lem Recht gewährleistet ist.

B. Nachhaltiges Wohn- und Siedlungswesen

42. Wir legen uns fest auf das Ziel nachhaltiger
Siedlungen in einer zunehmend durch Verstädterung
geprägten Welt durch die Schaffung einer Gesell-
schaft, die ihre Ressourcen gemäß der Tragfähigkeit
der Ökosysteme effizient nutzt und dem Vorsorge-
prinzip Rechnung trägt: ferner streben wir dieses Ziel
dadurch an, daß eine solche Gesellschaft allen Men-
schen, insbesondere Angehörigen schwacher oder be-
nachteiligter Gruppen, gleiche Möglichkeiten für ein
gesundes, sicheres und produktives Leben in Ein-
klang mit der Natur sowie ihrem kulturellen Erbe und
der geistigen und kulturellen Werte bietet, und wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung ebenso wie den
Umweltschutz gewährleistet und damit zum Errei-
chen der ZieIe nationaler nachhaltiger Entwicklung
beiträgt.

43. Wir legen uns weiterhin auf die folgenden
Ziele fest:

(a) sozial integrierte und zugängliche Siedlungen
zD fördern, einschließlich geeigneter Gesundheits-
und Bildungseinrichtungen, sowie Rassentrennung
und diskriminierende sowie andere ausgrenzende
Praktiken und Politiken zu bekämpfen und die Rechte
aller Menschen, insbesondere von Frauen, Kindern,
Behinderten, Armen und Angehörigen schwacher und
benachteiligter Gruppen, anzuerkennen und zu ach-
ten;

(b) eine internationale und nationale Umgebung
der Hilfe zur Selbsthilfe für wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Entwickluns sowie für den Umwelt-
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schutz als von einander abhängige und sich wechsel-

seitig unterstützende Komponenten nachhaltiger

Entwicklung zu schaffen, die Investoren anzieht, die

Beschäftigung fördert, zur Beseitigung der Armut

beiträgt und Einkommen für die nachhaltige Sied-

lungsentwicklung ermöglicht;
( . )S tad tp lanungund-verwa l tungh ins ich t l i ch

Wohnen, Verkehr, Beschäftigungsmöglichkeiten,

umweltbedingungen und kommunaler Einrichtungen

zu integrieren;
(d) in allen Siedlungen so bald wie möglich eine

geeignete und integrierte ökologische Infrastruktur zu

ichaffen, und zwar im Hinblick auf die Verbesserung

der Gesundheit dadurch, daß allen Menschen zugang

zu ausreichenden, beständigen und sicheren Leistun-

gen und Einrichtungen wie Trinkwasserversorgung,

Hygiene,KanalisationundAbfallbeseitigungermög-
licht wird, wobei besonderer Nachdruck auf die

Schaffung von Einrichtungen für Arme gelegt wird;

(e) die integrierte Planung der Wassernutzung

hinsichtlich der Identifizierung effektiver und kosten-

günstiger Alternativen zur Mobilisierung einer nach-

haltigen Wasserversorgung für die Kommunen und

für andereZwecke zu fördern;
(0 die bereits von der internationalen Gemein-

schaft im Bereich der Grundbildung, der Grundver-

sorgung im Gesundheitswesen und der Gleichberech-

t i g u n g V o n M a n n u n d F r a u b e s c h l o s s e n e n
gösellschaftlichen Ziele und Entwicklun g sziele umzu -

setzen;
(g) die Bemühungen und das Potential des pro-

duktiven informellen und wo angebracht des privaten

Sektors anzuerkennen, nt nutzen und zu stärken, und

zwaf durch Schaffung von nachhaltigen Möglichkei-

ten zum Lebensunterhalt und Schaffung von Arbeits-

plätzen sowie durch Erhöhung der Einkommen, wo-

tei gleichzeitig den Armen Wohnraum und

grundlegende Dienstleistungen zu bieten sind;

(h) wo angebracht, die Verbesserung von Spon-

tansiedlungen und städtischen Elendsvierteln als

zweckmäßige und pragmatische Lösung städtischer

Wohnungsnot zu fördern;
(i) die Entwicklung ausgewogenerer und nachhal-

tiger siedlungen durch Förderung ertragsfähiger In-

vestitionen, durch die Schaffung von Arbeitsplätzen

und die Entwicklung der gesellschaftlichen Infra-

struktur in Kleinstädten und Städten mittlerer Größe

sowie in Dörfern zu unterstützen;

0) die Anderung nicht-nachhaltiger Wirtschafts-

formen und Lebensstile, insbesondere in den Indu-

strieländern, sowie nachhaltige Bevölkerungspoliti-

ken und Siedlungsstrukturen zv fördern, die

umweltbelastung zu vermindern, die effiziente und

vernünftige Nutzung der natürlichen Ressourcen

einschließU.fr Wasser, Luft, biologische Vielfalt,

Wälder, Energiequellen und Boden - zD fördern und

die grundlegenden Bedürfnisse zu befriedigen' um

auf äiese Weise eine gesunde Lebens- und Arbeits-

umwelt für alle Menschen ̂ ) ermöglichen und die

ökologische Belastung von Siedlungen zu reduzieren;

(k) wo angebracht, die Schaffung einer geogra-

phisch ausgewogenen Siedlungsstruktur zu fördern;

0) solchen Siedlungsprogrammen und -strategien

größte Beachtun g zu schenken, welche die Umwelt-

verschmutzung in den Städten, insbesondere infolge

unzureichender Wasserversorgung, Hygiene und Ka-

nalisation, unzureichender Entsorgung von

Haushalts- und Industriemüll, einschließlich der Be-

seitigung fester Abfälle, sowie infolge von Luftver-

schmutzung, verringern;
(m) den Dialog zwischen interessierten Parteien

des öffentlichen, privaten und nichtstaatlichen Sek-

tors zu fördern, um ein erweitertes Konzept von "Bi-

lanz" zu entwickeln, das anerkennt, daß die ökonomi-

schen, ökologischen, sozialen und städtischen

Konsequ enzen für die direkt und indirekt betroffenen

Parteien, einschließlich künftiger Generationen, bei

der Entscheidungsfindung für die Ressourcenzuwei-

sung berücksichtigt werden sollten;

in) den Zugangzu Beschäftigung, Gütern, Dienst-

leistungen und Freizeitmöglichkeiten zu verbessern,

indem unter anderem effektivere und umweltverträg-

lichere, zugänglichere, leisere und energiesparende

verkehrssysteme gefördert werden sowie den Trans-

portbedarf verringernde Raumordnungs- und Kom-

munikationssysteme, und gegebenenfalls auch Maß-

nahmen unterstützen, die dant führen, daß der

Verursacher die durch die Umweltbelastung entstan-

denen Kosten trägt, wobei die besonderen Bedürfnis-

se und Erfordernisse der Entwicklungsländer zu be-

rücksichtigen sind;
(o) energiesparende Technologien und alternati-

ve/erneuerbare Energien für Städte und Siedlungen zu

fördern und die negativen Auswirkungen der Energie-

erzeugung und -nutzung auf Gesundheit und umwelt

zu verringern;
(p) die optimale Nutzung ertragsfähiger Flächen

in städtischen und ländlichen Gebieten zu fördern so-

wie empfindliche Ökosysteme und ökologisch ge-

fährdete Gebiete vor nachteiligen Siedlungsfolgen zu

schützen, unter anderem durch die Entwicklung und

unterstüt zrJng der umsetzung verbesserter verfahren

der Flächenbewirtschaftung, welche die möglicher-

weise konkurrierenden Erfordernisse von Landwirt-
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schaft, Industrie, Verkehr, Stadtentwicklung, Grünflä-
chen, Schutzgebieten und vitalen Bedürfnissen
umfassend behandeln;

(q) Fragen der die Stadte und Siedlungen betrel-
fenden Bevölkerungspolitik aufzugreifen und demo-
graphische Faktoren ohne Einschränkung in die Sied-
lungsstrategien zu integrieren;

(r) das historische und kulturelle Erbe sowie das
Naturerbe, einschließlich traditioneller Unterkünfte
und Siedlungsmuster gegebenenfalls von indigenen
und anderen Bevölkerungen, ebenso wie Landschaf-
ten und städtische Floren und Faunen in Frei- und
Grünflächen zu schützen und zu erhalten;

(s) heilige Stätten und Stätten von kultureller und
historischer Bedeutung zu schützen;

(t) die Neuerschließung und Wiedernutzung von
bereits erschlossenen, aber schlecht genutzten
Gewerbe- und Wohngebieten in den Ballungsgebie-
ten zu fördern, um sie zu revitalisieren und den Er-
schließungsdruck auf ertragsfähige landwirtschaftli-
che Flächen an der Peripherie zu verringern;

(u) Bildung und Erziehung hinsichtlich umwelt-
verträglicher Technologien, Stoffe und Produkte zu
fordern;

(v) den gleichberechtigten Zugang und die umfas-
sende Beteiligung von Behinderten im gesamten
Siedlungswesen zu fördern und geeignete Strategien
zu entwickeln und rechtlichen Schutz gegen Diskri-
minierung aufgrund von Behinderung zu schaffen;

(w) Strategien und Programme zu entwickeln und
auszuwerten, welche die unerwünschten nachteiligen
Wirkungen struktureller Anpassungen und wirtschaft-
licher Transformation auf die Siedlungsentwicklung
sowie insbesondere auf Angehörige schwache und
benachteiligter Gruppen und auf Frauen, vermindern
und die positiven Wirkungen derselben verbessern
sollen, unter anderem durch Prüfung der Auswirkun-
gen struktureller Anpassungen auf die soziale Ent-
wicklung vermittels die Geschlechtszugehörigkeit be-
rücksichtigender Sozialverträglichkeitsprüfungen und
anderer relevanter Methoden ;

(x) Programme zu formulieren und umzusetzen,
die zum Erhalt und zur Stärkung der Lebendigkeit der
Stadtgebiete beitragen ;

(y) zu gewährleisten, daß bei den nationalen Be-
mühungen die Bedeutung der Küstengebiete aner-
kannt wird und daß Anstrengungen zur Sicherung ih-
rer nachhaltigen Nutzung unternommen werden;

(z) durch menschliches oder auch technisches
Versagen ausgelöste Katastrophen zu verhindern, in-
dem geeignete regulierende und andere Maßnahmen
zu ihrer Verhütung ergriffen werden, und die Folgen

von Naturkatastrophen und anderen Unfällen auf
Städte und Siedlungen zu vermindern, unter anderem
durch geeignete Planungsinstrumente und Ressourcen
für rasche, am Menschen orientierte Reaktionen, die
den glatten Übergang von der Hilfe über die Instand-
setzung bis zum Wiederaufbau und zur Entwicklung
fördern, wobei die kulturellen Dimensionen und die
der Nachhaltigkeit zu berücksichtigen sind; ferner die
von Katastrophen betroff'enen Siedlungen auf eine
Weise wiederauf2ubauen, die künftige Katastrophen-
risiken verringert und den Wiederaufbau der Siedlun-
gen für alle ntgänglich macht;

(aa) geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um eine
sichere und wirksame Nutzung von Schwermetallen,
insbesondere von Blei, zu ermöglichen und, wo mög-
lich, die unkontrollierte Belastung durch diese Metal-
le zu beseitigen, um die Gesundheit der Menschen
und die Umwelt zu schützen;

(bb) Blei in Kraftstoffen so bald wie möelich
nicht mehr zu verwenden;

(cc) Wohnraum zu entwickeln, der Männern und
Frauen auch als funktionsfähiger Arbeitsplatz dienen
kann.

C. Hilfe zur Selbsthilfe und Partizipation

44. Wir verpflichten uns zu einer Politik, die alle
wichtigen Akteure im öffentlichen, privaten und
kommunalen Sektor in die Lage versetzt, auf nationa-
ler, staatlicher und Länderebene, auf Bezirks- und
Gemeindeebene bei der Wohnungs- und Siedlungs-
entwicklung eine Funktion effektiv wahrzunehmen.

45. Wir legen uns weiterhin auf folgende Ziele
fest:

(a) in allen öffentlichen Institutionen auf allen
Ebenen eine lokale Führung zu ennöglichen, eine de-
mokratische Herrschaft zu fördern und auszuüben
und öffentliche Ressourcen zr nutzen, und zwar auf
eine Weise, die der Gewährleistung eines transparen-
ten, verantwortlichen, zuverlässigen, gerechten, ef-
fektiven und effizienten Regierens in Städten, Ge-
meinden und Großräumen förderlich ist;

(b) wo angebracht, günstige Bedingungen für die
Organisation und Entwicklung des privaten Sektors
zu schaffen sowie seine Rolle bei der nachhaltigen
Siedlungsentwicklung zü definieren und zu verbes-
sern, unter anderem durch Ausbildungsmaßnahmen;

(c) Behörden und Ressourcen sowie Funktionen
und Zuständigkeiten bis auf eine Ebene zu dezentrali-
sieren, die für die Befriedigung der Bedürfnisse der
Bewohner ihrer Siedlungen möglichst effektiv ist;
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(d) Fortschritt und Sicherheit für Menschen und

GemeinwesenZufördern'wodurchjedesMitgl iedder
Gesellschaft befähigt wird, seine Bedürfnisse als

Mensch zu befriedigen und seine Würde, Sicherheit'

Kreativität und angestrebten Lebensziele zu realisie-

ren;
(e)mitJugendlichenpartnerschaftlichzusammen-

zuarbeiten, um effektive Fähigkeiten zu entwickeln

und zu verbessern sowie eine Bildungs- und Ausbil-

dungsmöglichkeiten zu bieten, die Jugendliche auf

diegegenwärt igenundkünft igenE'ntscheidungspro-
,.rrä und Möglichkeiten zum Lebensunterhalt in der

Siedlungsentwicklung und -verwaltung vorbereitet;

(fl auf nationaler und lokaler Ebene einen die Ge-

schlechtergleichstellung berücksichtigen institutionel-

len und rächtlichen Rahmen sowie die Ausbildung

von Fähigkeiten zu fördern, die dem staatsbürgerli-

chenEngagementundeinerumfassendenTeilhabean
der Siedlungsentwicklung förderlich sind;

(g)dieGründungVonaufkommunalerEbenetäti-
g"n ötgunisationen, von Organisationen der Bürger-

schaft und anderen Formen nicht-staatlicher Organi-

sationen zu fördern, die zu den Bemühungen um eine

Bekämpfung der Armut und eine Verbesserung der

Lebensqualität in Städten und Siedlungen beitragen;

(h)einenparttzipatorischenAnsatzfürdienach-
haltige Siedlungsentwicklung und -verwaltung zu in-

stitutionalisieren, der sich auf den fortgesetzten Dta'

log zwischen allen an der Stadtentwicklung

beleiligten Akteuren (öffentlicher und privater Sektor'

Gemeinden) gründet, insbesondere Frauen, Behinder-

te und indigene Bevölkerungsgruppen, und die Inter-

essen von Kindern und Jugendlichen berücksichtigt;

( i)denAufbauvonKapazitätenundAusbildungs-
möglichkeiten im Zusammenhang mit der Planung'

verwaltung und Entwicklung von Siedlungen auf na-

tionaler und kommunaler Ebene zu fördern' wozu

auch Bildung und Ausbildung sowie die institutionel-

le Stärkung von Frauen und Behinderten gehören;

0)deninst i tu t ionel lenundrecht l ichenRahmen
für die Hilfe zur Selbsthilfe auf nationaler, regionaler

und kommunaler Ebene zur Mobilisierung finanziel-

ler Ressourcen für die nachhaltige wohn- und Sied-

lungsentwicklung zu fördern;-(t)gt.i.henZlgangZvzuverlässigenlnformatio-

nen auf natiqnaler, regionaler und kommunaler Ebene

zu fördern und dabei, wo angebracht, moderne Kom-

munikationstechnologien und -netz e zu nutzen;

( l )B i ldungs-undAusbi ldungsmögl ichkei tenfür

alle zu gewährleisten und eine Forschung zu unter-

stützen, die auf den Aufbau lokaler Kapazitäten

gerichtet ist, welche die ziele "angemessener wohn-

raum für alle" und "nachhaltige Siedlungsentwick-

lung" fördert, wobei vorausgesetzt ist' daß die Her-

ausforderungen die zunehmende Anwendung von

wissenschaft und Technologie auf die Probleme des

Siedlungswesens erforderlich machen;

(m) die Beteiligung von Mietern und Pächtern bei

der Verwaltung öffentlichen und kommunalen Wohn-

raums sowie von Frauen und Angehörigen schwacher

und benachteiligter Gruppen bei der Planung und

Umsetzung städtischer und ländlicher Entwicklung zu

ermöglichen.

D. Gleichstellung der Geschlechter2

4 6 . W i r v e r p f l i c h t e n u n s a u f d a s Z i e | d e r G l e i c h .
stellung der Geschlechter in der Siedlungsentwick-

lung. Ferner verPflichten wir uns:
(a) inRechtsprechung,Pol i t iksowieSiedlungs-

p rogrammeund-p ro jek tedurchd ieE inbez iehung
uon Ct"ichstellungsanalysen die Aspekte der Gleich-

stellung zu integrieren;
(b)begr i f f l icheundprakt ischeMethodikenZut

Einbeziehung von die Gleichstellung berücksichti-

gendenPerspekt ivenindies iedlungsplanungund-
entwicklung sowie in die Auswertung dieser Prozesse

auszuarbeiten, darunter auch Indikatoren;

(c) nach Geschlecht disaggregierte Daten und In-

formationen über Siedlungsfragen zu sammeln' zu

analysieren und zu verbreiten, darunter statistische

Instrumente, die den unbezahlten Einsatz der Frauen

anerkennen und ihn deutlich machen, um diese Daten

für die Planung und ums etzung in der Politik und in

Programmen zu verwenden;

?al ai. Gleichstellung der Geschlechter berück-

sichtigende Perspektiven in den Entwurf und die um-

setzung ökologisch verträglicher und nachhaltiger

Mechanismen der Ressourcenbewirtschaftung, Pro-

duktionsverfahren und Infrastrukturentwicklung in

ländlichen und städtischen Gebieten zu integrieren;
(e) Politiken und Praktiken zur Förderung der vol-

len und gleichberechtigten Beteiligung von Frauen an

der Planung und Entscheidungsfindung für Siedlun-

sen zu formulieren und zu stärken'

2 Die Feststellung des Präsidenten der Vierten Welt-

frauenko nferenz zum allgemeinen verständnis des

Begriffs "Geschlecht" wird in den Bericht der Habitat

II Konfer enz auf genommen.
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E. Finanzierung von Wohnungs- und
Siedlungsbau

41. Wir erkennen an, da[J der Wohnungsbausek-
tor ein produktiver Sektor ist und damit qualifiziert
sein sollte, unter anderem privatwirtschaftlich finan-
ziert zu werden, verpflichten uns aber gleichzeitig
darauf', bestehende Finanzierungsinstrumente zu för-
dern und, wo es angebracht ist, innovative Ansätze
zur Finanzierung der Umsetzung der Habitat Agenda
zu entwickeln, die zusätzliche Mittel aus unterschied-
lichen Finanzierungsquellen - öffentlichen, privaten,
multilateralen und bilateralen - auf internationaler, re-
gionaler, nationaler und kommunaler Ebene be-
schaffen und die effiziente, effektive und zuverlässige
Zuweisung und Bewirtschaftung dieser Ressourcen
fördern können, wobei anerkannt wird, daß lokale In-
stitute, die Kleinstkredite gewähren, über das größte
Potential für die Wohnungsfinanzierung für die in Ar-
mut Lebenden verftigen.

48. Wir legen uns ferner auf die folgenden Ziele
fest:

(a) die nationalen und lokalen Wirtschaften durch
Förderung der wirtschaftlichen Entwicklung, der ge-
sellschaftlichen Entwicklung und des Umweltschut-
zes annJregen, was in- und ausländische Finanzmittel
und private Investitionen anziehen, Beschäftigungs-
möglichkeiten schaffen und die Einkünfte erhöhen
wird, wodurch eine solidere finanzielle Basis zur För-
derung angemessenen Wohnraums und nachhaltiger
Siedlungsentwicklung geschaffen wird;

(b) die Kapazitäten der Steuer- und Finanzverwal-
tung auf allen Ebenen auszubauen, um Einkommens-
quellen voll zu erschließen;

(c) die öffentlichen Einnahmen gegebenenfalls
durch die Nutzung steuerlicher Instrumente zu ver-
bessern, die umweltverträglichen Praktiken dienlich
sind, um die direkte Unterstüt^)ng nachhaltiger Sied-
lungsentwicklung zu fördern;

(d) die gesetzlichen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen a) verbessern, uffi die Märkte zum Funk-
tionieren zu befähigen, Marktversagen zu überwinden
und unabhängige Initiative und Kreativität zu ermög-
lichen sowie sozial und ökologisch verantwortliche
Investitionen und Reinvestitionen in Städte und Ge-
meinden und die Zusammenarbeit mit diesen zu för-
dern und ein breites Spektrum anderer Partnerschaf-
ten anzuregen, um die Entwicklung des Wohn- und
Siedlungsbaus zu finanzieren ;

(e) den gleichen Ztgang zu Krediten für alle
Menschen zu fördern:

(f) wo angebracht, transparente, rechtzeitig grei-
fende, vorhersagbare und leistungsorientierte Mecha-
nismen der Ressourcenzuweisung zu verschiedenen
administrativen Ebenen und verschiedenen Akteuren
einzuführen;

(g) die Zagänglrchkeit der Märkte für solche
Menschen zu fördern, die weniger organisiert und in-
formiert oder anderswie von der Partizipation ausge-
schlossen sind, indem, wo angebracht, Subventionen
gewährt und geeignete Finanzierungsmöglichkeiten
durch Kredite und andere Instrumente zur Berück-
sichtigung ihrer Bedürfnisse gefördert werden.

F. Internationale Zusammenarbeit

49. Wir verpflichten uns - im Interesse des Frie-
dens, der Sicherheit, Gerechtigkeit und Stabilität in
der Welt -, die internationale Zusammenarbeit sowie
Partnerschaften zu verbessern, die zur Umsetzung der
nationalen und globalen Aktionspläne und zum Errei-
chen der Ziele der Habitat Agenda beitragen, indem
wir zu multilateralen, regionalen und bilateralen Ko-
operationsprogrammen sow ie zu institutionellen Vor-
kehrungen und technischen und finanziellen Hilfspro-
grammen beitragen, den Austausch angepaßter
Technologien fördern, Informationen über das Wohn-
und Siedlungswesen sammeln, analysieren und ver-
breiten und internationale Netze aufbauen.

50. Wir legen uns ferner auf die folgenden Zie\e
fest:

(a) anzustreben, so bald wie möglich das verein-
barte Ziel von 0,7 Prozent des Bruttosozialprodukts
der Industriestaaten für die offizielle Entwicklungs-
hilfe zu erreichen und nötigenfalls den Anteil der
Mittel für Programme zur Entwicklung von angemes-
senem Wohnraum und von Städten und Siedlungen
zu erhöhen - entsprechend der Bandbreite und dem
Maßstab der erforderlichen Aktivitäten, die zum Er-
reichen der Ziele der Habitat Asenda erforderlich
sind;

(b) Mittel und wirtschaftliche Instrumente auf ef-
fektive, effiziente, gerechte und nicht-diskri-
minierende Weise auf lokaler, nationaler, regionaler
und internationaler Ebene zu verwenden;

(c) eine reagible internationale Zusammenarbeit
zwischen Organisationen des öffentlichen, privaten
und gemeinnützigen Sektors sowie Nichtregierungs-
organisationen und auf lokaler Ebene tätigen Organi-
sationen zu fördern.
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G. Einschätzung der Fortschritte

51. Wir verpflichten uns, die Habitat Agenda als

Richtschnur des Handelns in unseren Ländern zu be-

achten und umzusetzen und die Fortschritte auf dieses
Ziel hin zu überwachen. Um die Fortschritte hin zu

angemessenem Wohnraum für alle und nachhaltigen

Siedlungen planen, überwachen und beurteilen zo

können, sind quantitative und qualitative Indikatoren
auf nationaler und lokaler Ebene wesentlich, die dis-

aggregiert sind, um der Vielgestaltigkeit unserer Ge-

sellschaften gerecht zu werden. In dieser Hinsicht ist

das Wohl der Kinder ein kritischer Indikator für eine
gesunde Gesellschaft. Alter und Geschlecht berück-

sichtigende Indikatoren und geeignete Methoden der

Datengewinnung müssen entwickelt und genutzt wer-

den, um die Auswirkungen der siedlungspolitischen
Ansätze und Praktiken auf Städte und Gemeinden zu

kontrollieren, wobei besondere und anhaltende Be-

achtung der Lage der schwachen und benachteiligten
Gruppen zu widmen ist. Wir erkennen die Notwen-
digkeit eines integrierter Ansatzes und konzertierter
Aktionen an, um das Ziel angemessenen Wohnraums
für alle und einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung
zu erreichen, und streben eine koordinierte Umset-

zung internationaler V erpfl ichtun gen und Aktionspro-
gramme an.

52. Wir verpflichten uns ferner, mit dem zu revi-

talisierenden VN-Zentrum für menschliche Siedlun-
gen (Habitat) zusammenzuarbeiten, zu dessen Zustän-

digkeiten unter anderem die Koordinierung und die

lJnterstützung aller Staaten bei der Umsetzung der

Habitat Agenda gehören.
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Kapitel IV

GLOBALER AKTIONSPLAN: STRATEGIEN ZUR UMSETZUNG

A. Einführung

53. Vor zwanzig Jahren hat die Staatengemein-
schaft in Vancouver auf der ersten VN-Konferenz
über menschliche Siedlungen (Habitat) eine Agenda
für die Siedlungsentwicklung angenommen. Seitdem
hat es bemerkenswerte Veränderungen in den Bevöl-
kerungen sowie den sozialen, politischen, ökologi-
schen und ökonomischen Bedingungen gegeben, die
sich auch auf die strategischen Perspektiven auswir-
ken. Es sind Veränderungen, die viele Regierungen
dazu bewogen haben, eine Politik der Hilfe nx
Selbsthilfe zu entwickeln und zu fördern, um Maß-
nahmen von Einzelnen, von Familien, Gemeinden
und dem privaten Sektor zur Verbesserung der
Lebensbedingungen in Städten und Siedlungen zu er-
möglichen. Allerdings schätzt man die Zahl der Men-
schen, die keine angemessene Unterkunft besitzen
und meist in Entwicklungsländern in unannehmbarer
Armut leben, auf mehr als eine Milliarde.

54. Zwar verlangsamt sich das Wachstum der
Weltbevölkerung, doch ist die Zahl der Menschen auf
diesem Planeten in den vergangen 20 Jahren von rund
4,2 Mllliarden auf etwa 5,7 Milliarden gestiegen, wo-
bei nahezu ein Drittel der Menschen unter 15 Jahre
alt ist und eine wachsende Zahl von Menschen in
Städten lebt. Bis zvr Jahrtausendwende wird die
Menschheit eine Schwelle überschreiten - dann wer-
den mehr als 50 Prozent der Menschen in Ballungsge-
bieten leben. Den Bedürfnissen der in den nächsten
beiden Jahrzehnten wohl hinzukommenden fast zwei
Milliarden Menschen gerecht zu werden und Städte
und Siedlungen in Richtung auf Nachhaltigkeit zu
verwalten - diese Aufgabe ist von erschreckendem
Ausmaß. Insbesondere in den Entwicklungsländern
bergen die rasche Verstädterung und das Wachstum
der Städte und Megastädte, wo sich öffentliche und
private Mittel tendenziell konzentrieren, neue Heraus-
forderungen und gleichzeitig neue Chancen: es gibt
das Bedürfnis, diese Probleme, einschließlich der
Landflucht, von den Ursachen her zu lösen.

55. Im Bereich der Wirtschaft bedeutet die Glo-
balisierung, daß man auf größeren Märkten aktiv ist
und Mittel für Investitionen häufiser aus internationa-

len Quellen bezogen werden können. Infolge dessen
hat sich die wirtschaftliche Entwicklung in vielen
Ländern beschleunigt. Gleichzeitig ist die Kluft zwi-
schen arrnen und reichen Ländern und Menschen grö-
ßer geworden; dies macht Partnerschaften notwendig,
um international günstigere wirtschaftliche Bedingun-
gen zu schaffen. Neue Kommunikationstechnologien
machen Informationen auf breiterer Basis verfügbar
und beschleunigen alle Veränderungsprozesse. In vie-
len Ländern stellen sich neue Fragen des sozialen Zu-
sammenhalts und der persönlichen Sicherheit, die So-
lidarität hat sich zur zentralen Frage entwickelt.
Arbeitslosigkeit, Umweltzerstörung, gesellschaftliche
Auflösung und die Vertreibung elhnischer Gruppen in
großem Maßstab sowie Intoleranz, Gewalt und die
Verletzung von Menschenrechten haben sich ebenso
als kritische Faktoren herausgebildet. Diese neuen
Bedingungen müssen wir im Blick behalten, wenn
wir Strategien für die Siedlungsentwicklung in den
ersten beiden Jahrzehnten des einundzwanzigsten
Jahrhunderts entwickeln.

56. Während Habitat II eine Konferenz von Staa-
ten ist und es vieles gibt, was die nationalen Regie-
rungen unternehmen können, um Städten und Ge-
meinden bei Lösung der Probleme zu helfen, sind die
Akteure, die für den Erfolg (oder das Scheitern) bei
der Verbesserung der Siedlungbedingungen entschei-
dend sind, meist auf lokaler Ebene, im öffentlichen,
privaten und gemeinnützigen Sektor zu finden. Sie
sind es, ebenso wie lokale Behörden und andere inter-
essierte Parteien, die bei der Umsetzung der Habitat-
Il-Ziele in vorderster Reihe stehen. Wenngleich die
strukturellen Ursachen der Probleme oft auf nationa-
ler und zuweilen auf internationaler Ebene angegan-
gen werden müssen, so hängt der Fortschritt in gro-
ßem Maße ab von den kommunalen Behörden, dem
staatsbürgerlichem Engagement und der Bildung von
Partnerschaften zwischen dem privaten und genos-
senschaftlichen Sektor, Nichtregierungsorganisatio-
nen und auf kommunaler Ebene tätigen Organisatio-
nen, Arbeitgebern und Arbeitnehmern sowie der
Gesellschaft als sanzer.

57. Habitat II ist nur eine in einer Eanzen Reihe
außergewöhnlicher Weltkonferenzen, die in den ver-
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gangenenfünfJahrenunterderSchirmherrschaftder
V.räint.n Nationen stattfanden. Sie alle behandelten

wichtige Fragen der nachhaltigen Entwicklung mit

dem Menschen als Mittelpunkt der Anstrengungen'

einschließlich nachhaltigem wirtschaftswachstum

und Gerechtigkeit, deren erfolgreiche Umsetzung

Maßnahmenaufal lenEbenen,insbesondereaufloka-
ler Ebene, erfordert. Strategien auf den Gebieten So-

ziales, Wirtschaft, Umweltschutz, Katastrophenver-

hütung, Bevölkerung, Behinderte und Gleichstellung

der Geschlechter müssen in städtischen und ländli-

chen Gebieten umgesetzt werden - insbesondere dort'

wo die Probleme akut sind und zu Spannungen füh-

ren.

5 3 . A u f d e r H a b i t a t - I l - K o n f e r e n z h a b e n d i e R e -
gierungen auf allen Ebenen, der kommunale und der

frivate Sektor erörtert, wie die Umsetzung der beiden

i{auptziele 
"Angemessener Wohnraum für alle" und

"nu.hhultig" Siedlungsentwicklung in einer zuneh-

mend durch Verstädterung geprägten Welt" auf allen

Ebenen durch Prozesse der Hilfe zur Selbsthilfe ge-

fördert werden kann' in denen Einzelne' Familien und

ihre Gemeinden eine zentrale Rolle spielen' Genau

das ist das Besondere am Globalen Aktionsplan von

Habitat l lundseinenStrategielZvrUmsetzung.Die
Umsetzung dieser Maßnahmen muß den besonderen

Bedingungen in jedem Land und jeder Gemeinde an-

gepaßt werden.

5 9 . D i e s t r a t e g i e d e s G l o b a l e n A k t i o n s p l a n s
gründets ichaufHi l fezurSelbsth i l fe ,Transparenz
und Partizipation. Nach dieser Strategie basieren die

BemühungenderRegierungenaufderSchaffungvon
rechtlichen, in stituti onell en und finan ziellen Rahmen -

bedingungen, die den privaten Sektor' Nicht-

regierungsorganisationen und Bürgergemeinschaften

in die Lage versetzt, voll zur angemessenen Woh-

nungsversorgungfüral leundzurnachhalt igenSied-
lunfsentwicklung beizutragen, sowie alle Frauen und

Männerzubefahigen,miteinanderzuarbeitenundin
ihrenGemeindenmitdenRegierungenaufal lenEbe-
nen zusammenzuarbeiten, über ihre Zukunft gemein-

samzubestimmen,Priori tätenfürMaßnahmenfest-
zttsetzen, Ressourcen zu bestimmen und gerecht

zuzuweisen und Partnerschaften aufzubauen' um die

gemeinsamenziele zu erreichen. Hilfe zur Selbsthilfe

schafft:
(a) eine Lage, in der das ganze Potential und die

Ressourcenal lerAkteure imProzeßderVerbesse.
rung der Wohnungsversorgung mobilisiert werden;

iU) ai. Bedingungen zur gleichberechtigten Aus-

übung der persönlichen Rechte und Verantwortlich-

keiten von Frauen und Männern sowie zum effekti-

venE,insatzlhrerFähigkeitenbeiAktivi taten,dieihre
Lebensumwelt verbessern und erhalten;

(c) die Bedingungen für Organisationen und Insti-

tutionen, für das Ziel angemessenen Wohnraums für

alle und nachhaltiger Siedlungsentwicklung zu inter-

asieren und in Netzen zusammenzuarbeiten sowie

Partnerschaften aufzubauen ;
(d) die Bedingungen für eine

alle;
(e) die Bedingungen für die Verbesserung

ternati on alen Zusammen arb eit'

Weiterbildung für

der in-

B. Angemessener Wohnraum für alle

1. Einführung

60. Angemessener Wohnraum bedeutet mehr als

nur ein Dach über dem Kopf' Es bedeutet auch ange-

messene Privatsphäre, Ztgängltchkeit' Sicherheit'

Rechtssicherheit tei Nutzungsfragen, bauliche Stabi-

l i tä tundBeständigkei t ,bedeutetangemesseneBe-
leuchtung, Heizung und Lüftung, bedeutet angemes-

sene elementare Infrastrukturen wie Wasserver-

sorgung, Kanalisation und Abfallbeseitigung' bedeu-

tet ümweltqualität und Gesundheit sowie angemesse-

neundzugänglicheLagehinsichtl ichArbeitundele-
mentarer Einrichtungen - all dies sollte zu

erschwingl ichenPreisenverfügbarsein.Dabeisol l te
Angemesrenheit gemeinsam mit den Betroffenen de-

finiert und die Aussichten für eine schrittweise E'nt-

wicklung berücksichtigt werden' Angemessenheit

w i rd in jedemLandandersde f in ie r t ' das ievonbe-
sonderen kulturellen, gesellschaftlichen' ökologi-

schen und ökonomischen Faktoren bestimmt wird'

Geschlechts-undaltersspezif ischeFaktoren'SoZum
BeispieldieBelastungvonKindernundFrauendurch
Giftstoffe'sol l tenindiesemZusammenhangberück.
sichtigt werden.

6 l .Se i tde rAnnahmederA l lgeme inenErk lä rung
derMenschenrechteTg4gwirddasRechtaufange-
messenenWohnraumalswicht igerBestandte i ldes
Rechts auf einen angemessenen Lebensstandard aner-

kannt. Ausnahmslos alle Regierung tragen für den

Wohnungssektor Verantwortung, so zum Beispiel

durch die Schaffung besonderer Ministerien oder Be-

hördenfürdenWohnungsbau,durchdieZuweisung
von Mitteln für den Wohnungsbau und durch ihre

Strategien, Programme und Projekte' Eine angemes-
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sene Wohnungsverto.gung für alle erfordert MalSnah-
men nicht nur seitens der Regierungen, sondern sei-
tens aller Bereiche der Gesellschaft, einschliefilich
des privaten Sektors, Nichtregierungsorganisationen,
Gemeinden und kommunaler Behörden sowie Part-
nerstädte und Einrichtungen der internationalen Ge-
meinschaft. Im Gesamtzusammenhang des Ansatzes
der Hilfe zur Selbsthilfe sollten die Regierungen ge-

eignete Maßnahmen ergreifen, um die volle und fort-
schreitende Verwirklichung des Rechts auf angemes-
senen Wohnraum nJ fördern, abzusichern und zu
gewährleisten. Zu diesen Maßnahmen gehört, ohne
darauf beschränkt zu sein:

(a) hinsichtlich von Wohnraum dafür zu sorgen,
daß jede Diskriminierung gesetzlich verboten und al-
len Menschen gleicher und wirksamer Schutz gegen
Diskriminierung zum Beispiel aufgrund von Rasse,
Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politischen
oder anderen Überzeugungen, nationaler oder sozialer
Herkunft, Besitz, Stand oder anderen Umständen ge-
setzlich garantiert wird;

(b) für Rechtsicherheit bei Nutzungsfragen und
gleichberechtigtem Zugang zu Grund und Boden für
alle zu sorgen, einschließlich Frauen und Armen, so-
wie für wirksamen Schutz vor ungesetzlicher
Zwangsräumung, wobei die Menschenrechte ebenso
wie die Tatsache zu berücksichtigen sind, daß Ob-
dachlose für ihre Lage nicht bestraft werden dürfen;

(c) Strate gien zu entwickeln, die darauf gerichtet
sind, daß Unterkünfte bewohnbar, erschwinglich und
zugänglich sind, einschließlich der Unterkünfte für
jene Menschen, die sich aus eigenen Mitteln keinen
angemessenen Wohnraum verschaffen können, indem
unter anderem

(i) das Angebot an erschwinglichem Wohn-
raum durch geeignete regulierende Maßnah-
men und Marktanreize vergrößert wird;
(ii) die Erschwinglichkeit durch Gewährung
von öffentlichen Mitteln und Miet- und ande-
ren Zuschüssen für Arme verbessert wird;
(iii) kommunale, genossenschaftliche und ge-
meinnützige Miet- und Eigentums-Woh-
nungsbauprogramme unterstützt werden ;
(iv) Unterstützungsleistungen für Obdachlose
und andere schwache Gruppen gefördert wer-
den:
(v) innovative finanzielle und andere Minel -

öffentliche wie private - für den Wohnungs-
bau und die kommunale Entwicklung mobili-
siert werden;
(vi) Marktanreize zur Förderung des privaten
Sektors geschaffen und gefördert werden, da-

mit der Notwendigkeit erschwinglicher Miet-
und Eigentumswohnungen entsprochen wird;
(vii) Muster nachhaltiger Regionalentwick-
lung und Verkehrssysteme gefördert werden,
die den Zugang zü Waren, Dienstleistungen,
Freizeitmöglichkeiten und Arbeitsplätzen
verbessern;

(d) die wirksame Kontrolle und Beurteilung von
Wohnbedingungen, einschliefJlich des Ausmaßes der
Obdachlosigkeit und nicht-angemessenen Wohn-
raums, und in gemeinsamer Beratung mit den Betrof-
fenen die Formulierung und Annahme geeigneter
Wohnungspolitiken sowie die Umsetzang effektiver
Strategien und Pläne zur Lösung dieser Probleme.

62. Da der Ansatz der Hilfe zur Selbsthilfe zur
vollen Mobilisierung aller potentiellen einheimischen
Ressourcen führt, trägt eine darauf gegründete Woh-
nungspolitik beträchtlich zur nachhaltigen Siedlungs-
entwicklung bei. Bei der Verwaltung und Bewirt-
schaftung dieser Ressourcen muß der Mensch im
Mittelpunkt stehen; sie muß ökologisch, sozial und
ökonomisch solide sein. Dies ist nur dann der Fall,
wenn Strategien und Maßnahmen im Wohnungssek-
tor sowie Strategien und Maßnahmen, die zur Förde-
rung der wirtschaftlichen Entwicklung, der sozialen
Entwicklung und des Umweltschutzes gedacht sind,
integriert werden. Ein elementares Ziel dieses Kapi-
tels ist daher die Integration der Wohnungspolitiken
und jener Politiken, welche den Rahmen makroöko-
nomischer und sozialer Entwicklung sowie einen soli-
den Umweltschutz bestimmen.

63. Ein zweites grundlegendes Ziel dieses Kapi-
tels besteht darin, die Märkte - die primären woh-
nungsschaffenden Mechanismen - zu befähigen, ihre
Funktion effizient zu erfüllen. Es werden Maßnah-
men empfohlen, um dieses Ziel zu erreichen und
gleichzeitig zu sozialen ZieIen beizutragen, darunter
gegebenenfalls Marktanreize und Ausgleichsmaßnah-
men. Weitere Ziele und empfohlene Maßnahmen be-
treffen die Komponenten der Wohnungsversorgungs-
systeme (Grundstücke, Finanzmittel, Infrastruktur
und Dienstleistungen, Baustoffe sowie Bau, Erhal-
tung und Wiederherstellung) im privaten, kommuna-
len und staatlichen Mietwohnungsbau sowie Mög-
lichkeiten, dafür zu sorgen, daß sie allen Menschen
besser gerecht werden. Schließlich wird besondere
Beachtung all jenen geschenkt, einschließlich Frauen,
die in besonderem Maße gefährdet sind, weil sie der
Rechtssicherheit in Nutzungsfragen ermangeln oder
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vom zugang zum w'hnungsmarkt ausgeschlossen 67. um die wohnungspolitik in die wirtschafts-

sind. Es wercren Maßnahmen empfohlen. die ihre Ge- Sozial-, Bevölkerungs-' 
-umwelt- 

und Kulturpolitil'

fährdung verringern, und sie beiahigen, auf gerechte zu, integrieren, sollten die Regierungen gegebenen'

$:rrä:il**];;!'tr 
weise an ansemessenen tutt',u,.Beratungsmechanismen 

zwischen den für dit

Wirtschafts-, ULwelt-' Sozial- und Wohnungspolitik

64. Für die Förderuns ansemessenen wohnraums **{UJru;J,13":":1täi,',tffii#?ilä"Tl
für alle ist Kooperation auf allen Ebenen in interna 

ö;;;ni*tion.n der Bürger und des privaten Sektor

tionalem und nationalem Maßstab sowohl notwendig 
l"ä.r.rr.trt institutionäliri"r"n, damit der ' Woh

a lsauchnürz l i ch .S ie is tbesonders inGeb ie tennö t ig ' ; ; ; ; : r ; k ro rau fzusammenhängewe isekoord in ie r
die von Krieg oder Naturkatastrophen und von durch 

;jä;zu auch die Identifizierung von Märkten un

rechnisches versagen ausgelösten Katastrophen ;;;;;." Kriterien für Zuweisungen' Subventione

heimgesuchr werdei, ,o*i" in Situationen, i" dti:: 
irääorre Formen der Unterstützurtg gehören sollte

Wiederaufbau und Wiederherstellung die nationalen 
""*(lJ*or. 

Auswirkungen der Makroökonomie al

Möglichkeiten übersteigen. die Wohnungsversorgung stetig überwachen und di

bei ihro sp.iifischen verbindungen untereinander so-

2. wohnungspolitik wie ihre äogt.tr.n wirkungen auf schwache und b

nachteiligte Gruppen berücksichtigen;

65. Die Formulierung und regelmäßige Beurtei- (c) die Verbindungen zwischen der wohnungsp

lung, überprüfung und nörigenfalti Reform d".;V;;- litik' der Schaffung von Arbeitsplätzen' dem Umwe

nungspolitik im dahmen der Hilfe zur Selbstrrilr. una schuJz, der Erhaltung des kulturellen Erbes' der M

im Hinblick auf einen Rahmen für effizi.nr. orioä bilisierung von Ressourcen und der Maximierung d

fektive wohnungschaffende Systeme bilden di;-;; RessourcJneff\z\enz ebenso stärken wie die Ant

pfe'er einer angemessenen wohnungsversorgung für gun-g- und unterstützung nachhaltiger wirtschaftser

alle. Ein wichtiges prinzip bei der Foimulierong':inä, *i.ttung und sozialer Entwicklung;

rearistischen wohnungspolitik ist ihre Interd";r;;;; (d) rnstrumenre staatlicher Politik einsetzen' di

mit der übergreifenden wirtschafts-, umwält- und unter u"guurn-' abgaben-' geld- und planungspoli

Sozialpolitik. wohnungsporitik sollte, *at..no 
"ril 

sche .Insrrumente, 
uil Anreize für die nachhaltj

sich auf den wachsenden wohnungs- und I"fr;;J;: r,ntwicttung der wohnungsmärkte und der Erschl

turbedarf konzentriert, auch die iermehrte N;ö ßung von Baugelände zu schaffen;

und Erhaltung vorhandenden Bestande, our.r, rrnogl ^. 
(e) die Boden- und wohnungspolitik und so*

richkeiten der Eigentumsbildung, Mie, una-*ä"i" Strategien integrieren' die der Beseitigung der Arr

Nutzungsformen betonen und dämit auf oi. väüar- und dJr Schaffung von Arbeitspl ätzen' äem umwr

tigkeit der Bedürfnisse reagieren. Sie solrte ;il; schu-tz, der Erhaltung des kulturellen Erbes' der (

jene Menschen fördern und unterstützen, ai. inä.i sundrreit und Bildung, der Schaffung einer gesun(

Ländern, insbesondere den Enrwicklungsländ;;;: 
Trinkwasserversorgung und einer Kanalisation I

zern oder insgesamt wichtige Beiträge J^w;- Abwasserbeseitigung iowie der Hilfe zur Selbsth

nungsversorgung leisten. woünungspotitit sollte fer- von schwachen und benachteiligten Gruppen' ins

ner auf die vielfältigen Bedürfnisle'iener M;;;.il sondere Obdachlosen' dienen;

reagieren, die zu schwachen und u.nu.nätiä; . 10 
wohnungsbezogene Informarionssysteme

Gruppen gehören, wie in unterabschnitt + ""ä ied- terstützen und relevantl Forschungstätigkeiten bei

,.r,niite e3 - e8) beschrieb"n 
"uo"hnltt 4 unten (AU- 

äjä*:.J:ä:ää?:'il 
ä:':"' 

darunter a

(g) die Wohnungspolitik .regelmäßig 
auswerten

und,*oangebracht 'überarbei tenunddabeid ieBe-Maßnahmen

66. Die Regierungen sollten bestrebt sein, sofern dürfnisse där obdachlosen und die Auswirkur

möglich und geeignet die wohnungsporitik und ihre oi.r", politik auf die umwelt' die wirtschaftliche

verwaltung innerhalb des nationalen Rahmens bis wicklung und die soziale Sicherung berücksichtigr

h inunteraufsubnat ionaleundlokaleEbenenzude-
zentralisieren' 68' um Strategien zur Förderung des Anst

der Hilfe zur Selbsthilfe für die Entwicklung, Erhal-
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tung und Wiederherstellung von Wohnraum sowohl
in ländlichen als auch städtischen Gebieten zu formu-
lieren und umzusetzen, sollten die Regierungen auf
allen Ebenen gegebenenfalls:

(a) ar-rf breiter Basis und auf allen Ebenen der
Strategieentwicklung Beteiligungs- und Beratungs-
mechanismen einführen, uffi Vertreter des öffentli-
chen, privaten, genossenschaftlichen und kommuna-
len Sektors sowie von Nichtregierungsorganisationen
einzubeziehen, darunter Vertreter von in Armut le-
benden Gruppen;

(b) geeignete Prozesse zur Koordinierung und De-
zentralisierung einführen, mit denen im Rahmen der
Strategieentwicklung die Rechte und Verantwortlich-
keiten auf lokaler Ebene klar definiert werden;

(c) geeignete institutionelle Rahmenbedingungen
entwickeln und fördern, insbesondere um Investitio-
nen des privaten Sektors in die ländliche und städti-
sche Wohnungsversorgung zu ermöglichen;

(d) die Festlegung von Prioritäten für die Zuwei-
sung natürlicher, menschlicher, technischer und fi-
nanzieller Ressourcen prüfen;

(e) rechtliche Rahmenbedingungen entwickeln
und institutionelle Unterstützung für Partizipation
und Partnerschaften auf allen Ebenen zu gewähren;

(0 die rechtlichen und steuerlichen Rahmenbedin-
gungen überprüfen und nötigenfalls anpassen, um auf
die besonderen Bedürfnisse der Armen und der Men-
schen mit geringem Einkommen zu reagieren;

(g) die Versorgung mit erschwinglichen Mietwoh-
nungen und die Rechte und Pflichten von Mietern
und Eigentümern fördern.

69. Um einen sektorübergreifenden Ansatz für
die Strategieentwicklung einzuführen und umzuset-
zen, sollten die Regierungen auf allen Ebenen, ein-
schließlich der kommunal-behördlichen:

(a) die Wohn- und Siedlungspolitik mit anderen
damit in Beziehung stehenden Politikbereichen koor-
dinieren und integrieren, so etwa die Bevölkerungs-
politik, Arbeitsmarkt-, Umwelt-, Kultur-, Boden- und
Infrastrukturpolitik sowie die Land- und Stadtent-
wicklungsplanung und staatliche und/oder private Be-
schäftigungsinitiativen ;

(b) die Notwendigkeit der wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Entwicklung und des Umwelt-
schutzes ebenso wie die Ziele des angemessenen
Wohnraums für alle und der nachhaltigen Siedlungs-
entwicklung sowie die grundlegenden Bedürfnisse
menschlicher Entwicklung und Gesundheit uneinge-
schränkt berücksichti gen ;

(c) Strategien entwickeln, die gewährleisten, daß

Behinderte Zugang zu neuen öffentlichen Gebäuden
und Einrichtungen, zu Gebäuden des öfI-entlichen
Wohnungsbaus und zu öff'entlichen Verkehrsmitteln
haben. Ferner sollten sofern durchführbar bei der Re-
novierung existierender Gebäude ähnliche Maßnah-
men ergriff-en werden;

(d) die Entwicklung umweltverträglicher und er-
schwinglicher Bauverfahren sowie der Produktions-
und Vertriebsmöglichkeiten ebensolcher Baustoffe
anregen und dabei auch die im Bereich einheimischer
Baustoffe tätigen Branchen stärken und damit so weit
wie möglich lokal verfügbare Vorkommen nutzen,

(e) durch gemeinsame Anstrengungen des priva-
ten und staatlichen Sektors den freien Austausch von
Informationen über die gesamte Bandbreite ökologi-
schen und gesunden Bauens fordern, etwa durch Ent-
wicklung und Verbreitung von Datenbanken über
umweltschädliche Wirkunsen von Baustoffen.

10. Um die Wohnungsversorgung zu verbessern,
sollten die Regierungen auf den geeigneten Ebenen:

(a) einen Ansatz der Hilfe zur Selbsthilfe für die
Entwicklung von Wohnraum verfolgen, der auch die
Renovierung, Wiederherstellung, Modernisierung
und Verbesserung des vorhandenen Bestands im
ländlichen wie auch im städtischen Bereich umfaßt;

(b) Prioritäten für die Zuweisung von natürlichen,
technischen, finanziellen und menschlichen Ressour-
cen festlegen;

(c) geeignete institutionelle Rahmenbedingungen
für den staatlichen, kommunalen und privaten Sektor
entwickeln, insbesondere um Investitionen in die
Wohnungsversorgung des ländlichen wie städtischen
Raums durch den privaten und gemeinnützigen Sek-
tor zu erleichtern;

(d) nötigenfalls die rechtlichen und steuerlichen
Rahmenbedingungen prüfen und anpassen, uffi auf
die besonderen Bedürfnisse jener Menschen zu rea-
gieren, die schwachen und benachteiligten Gruppen
angehören, insbesondere der Armen und der einkom-
mensschwachen Menschen ;

(e) die Wohnungspolitik und die Finanzierung
von Wohnraum regelmäßig prüfen und nötigenfalls
ändern, wobei die Wirkungen dessen auf die lJmwelt,
die wirtschaftliche Entwicklung und die soziale Si-
cherheit, insbesondere ihre unterschiedlichen Auswir-
kungen auf schwache und benachteiligte Gruppen, zu
berücksichtigen sind;

(f) wo geeignet, Strategien fördern und verfolgen,
welche die angemessene Versorgung mit den zentra-
len Produktionsfaktoren, die für die Schaffung von
Wohnraum und Infrastruktur erforderlich sind. so
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z.B. Boden, Finanzmittel und Baustoffe, koordinieren

und fördern;
(g) die Entwicklung umweltverträglicher und er-

schwinglicher Bauverfahren sowie der Produktions-

und Vertriebsmöglichkeiten ebensolcher Baustoffe

anregen und dabei auch die im Bereich einheimischer

Baustoffe tätigen Branchen stärken und damit so weit

wie möglich lokal verfügbare Vorkommen nutzen;

(h) in solchen Ländern, wo es angebracht sein

könnte, den Eins atz arbeitsintensiver Bau- und In-

standhaltungstechniken fördern, die im Bausektor Ar-

beitsplätze für das unterbeschäftigte Arbeitskräftepo-

tential schaffen, das es in den meisten Großstädten

gibt, und gleichzeitig die Entwicklung von Fähigkei-

ten der im Bausektor Tatigen fördern.

3. Systeme der Wohnungsversorgung

(a) Funktionsfähige Märkte schaffen

71. In vielen Ländern bietet der Markt die wich-

tigsten Mechanismen der Wohnungsversorgung; da-

mit sind Effizienz und Effektivitat des Marktes für

das ziel einer nachhaltigen Entwicklung wichtig. Es

liegt in der verantwortung der Regierungen, die Rah-

menbedingungen für einen funktionsfähigen woh-

nungsmarkt zu schaffen. Der Wohnungssektor sollte

als integrativer Markt betrachtet werden, auf wel-

chem die Entwicklungen in dem einen Segment die

Leistungen in anderen Segmenten beeinflussen. Staat-

liche Interventionen sind erforderlich, um auf die Be-

dürfnisse schwacher und benachteiligter Gruppen ein-

zugehen, auf die der Markt nur unzureichend

reagieren kann.

Maßnahmen

12. um die Markteffizienz zu gewährleisten, soll-

ten die Regierungen auf den geeigneten Ebenen und

gemäß ihrer rechtlichen Befugnis:
(a) Wohnungsversorgung und -bedarf auf einer

die Gleichstellung der Geschlechter berücksichtigen-

den Basis beurteilen, Informationen über wohnungs-

märkte und wohnungschaffende Mechanismen sam-

meln, analysieren und verbreiten sowie den privaten

und gemeinnützigen Sektor und die Medien nr ähnli-

chem Handein anhalten, wobei doppelte Arbeit zu

vermeiden ist;
(b) unangemessene lnterventionen vermeiden,

welche die Versorgung beeinträchtigen und den Be-

darf an Wohnungen und Dienstleistungen verzelren,

und die rechtlichen und finanziellen Rahmenbedin-

gungen regelmäf3ig prüfen und anpassen, darunter

auch die Rahmenbedingungen für Auftragsvergaben,

B odennu tzung, B auvorschriften und Normen ;
(c) Mechanismen anwenden (2.B. Gesetzeswerke,

Grundbücher, vorschrifien für die vermögensbewer-

tung und andere), um Besitzrechte klar zu deflnieren;

(O) O.n Austausch von Grundstücks- und Woh-

nungsbesitz ohne unbillige Einschränkung erlauben

und verfahren anwenden, die den Transfer von Ei-

gentum transparent und berechenbar machen, um kor-

rupten Praktiken vorzubeugen;
(e) Gesetzes- und Verwaltungsreformen durch-

führen, um Frauen vollen und gleichberechtigten zu-

gang zu ökonomischen Ressourcen, einschließlich

äes Rechts auf Erbschaft und Grundbesitz, auf ande-

res Vermögen, Kredite, natürliche Vorkommen und

angepaßte Technologien, zu bieten;
(f) geeignete fiskalische Maßnahmen anwenden,

einschließliche Besteuerung, um die angemessene

Versorgung mit Wohnungen und Boden zu fördern;

(g) regelmäßig beurteilen, wie der Notwendigkeit

staatlichen Eingreifens zur Befriedigung besonderer

Bedürfnisse der Armen und der schwacher Gruppen

am besten entsprochen werden kann, für welche die

traditionellen Marktmechanismen versagen;

(h) wo angebracht flexible Instrumente zur Regu-

lierung der wohnungsmärkte, einschließlich des

Mietwohnungsmarktes, entwickeln und dabei die be-

sonderen Bedürfnisse schwacher Gruppen berück-

sichtigen.

(b) Erleichterung des kommunalen Wohnungsbaus

13. In vielen Ländern, insbesondere den Entwick-

lungsländern, ist mehr als die Hälfte des Wohnungs-

bestandes von den Eigenheimbesitzern selbst errichtet

worden. Selbstgebauter wohnraum wird auch in fer-

nerer Zukunft noch eine bedeutende Rolle für die

Wohnungsversorgung spielen' Viele Länder unter-

stützen den Eigenheimbau durch Legalisierungs- und

Moderni sierung sProgramme.

Maßnahmen

74. Um die Bemühungen der Menschen, ob als

einzelne oder als Gruppen, um die wohnungsversor-

gung zu unterstützen, sollten die Regierungen auf den

geeigneten Ebenen wo angebracht:
(a) den Bau von Unterkünften in Selbsthilfe im

Kontext einer umfassenden Flächennutzungspolitik

fördern;
(b) den Eigenheimbau insbesondere durch geeig-

nete Grundbucheintragungen als Teil eines ganzheit-
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lichen Wohnungs- und lnfrastruktursystems in städti-
schen und ländlichen Gebieten integrieren und legali-
sieren, vorbehaltlich einer umfassenden Flächennut-
zungspolitik;

(c) Bemühungen um die Verbesserung vorhande-
ner Unterkünfte durch leichteren Zugang zu den Res-

sourcen für den Wohnungsbau, einschließlich Boden,

Finanzen und Baustoffen, fördern;
(d) Mittel und Wege zur Hebung des Standards

im Eigenheimbau entwickeln,
(e) Nichtregierungsorganisationen und auf kom-

munaler Ebene tätige Organisationen in ihrer Bedeu-

tung für die Unterstützung und Erleichterung der Er-

stellung von Wohnraum in Selbsthilfe fördern;
(f) den regelmäßigen Dialog und die die

Ge schlechts - zugehöri gkeit berücksichti gende P arttzi-
pation der verschiedenen am Wohnungsbau beteilig-
ten Akteure auf allen Ebenen und in allen Phasen der
Entscheidungsfindung erleichtern ;

(g) die Probleme im Zusammenhang mit sponta-
nen Siedlungen durch solche Programme und Strate-
gien mildern, die unkontrollierten Siedlungsaktivitä-
ten zuvorkommen.

(c) Möglichkeiten der Flächennutzung bieten

15. Zlgang zu geeigneten Flächen und Rechtssi-
cherheit in Nutzungsfragen sind strategische Voraus-
setzungen für eine angemessene Wohnungsversor-
gung für alle und die nachhaltige Siedlungsent-
wicklung, die städtische wie ländliche Gebiete betref-
fen. Darüber hinaus bieten sie Möglichkeiten, den
Teufelskreis der Armut zu durchbrechen. Jede Regie-
rung muß zeigen,, daß sie sich verpflichtet fühlt, die
Schaffung eines angemessenen Flächenangebots im
Zusammenhang nachhaltiger Strategien der Flächen-
nutzung zu fördern. Zwar sind die unterschiedlichen
nationalen Vorschriften und Gesetze undloder Syste-
me des Grundbesitzes anzuerkennen, doch sollten die
Regierungen auf den geeigneten Ebenen, einschließ-
lich der kommunalbehördlichen, danach streben, alle
denkbaren Hindernisse, die den gerechten Zugang nr
Grundstücken behindern, zu beseitigen und dafür sor-
gen, daß gleiche Rechte von Frauen und Männern
hinsichtlich Grund und Boden und Besitz gesetzlich
garantiert werden. Das Versäumnis, auf allen Ebenen
eine geeignete Flächennutzungspolitik für Stadt und
Land und entsprechende Praktiken zu verfolgen, ist
immer noch eine Hauptursache für Ungleichheit und
Armut. Es ist außerdem die Ursache für steigende
Lebenshaltungskosten, für die Nutzung potentiell ge-
feihrlicher Flächen, für Umweltzerstörung und dre zu-
nehmende Anfälliskeit städtischer und ländlicher

Lebensräume, wovon alle Menschen, insbesondere
Angehörige schwacher und benachteiligter Gruppen,
Arme und Einkommensschwache, betrofTen sind.

Mafinahmen

16. Um eine angemessene Versorgung mit nutz-
baren Flächen zu gewährleisten, sollten die Regierun-
gen auf den entsprechenden Ebenen und gemäß der
rechtlichen Rahmenbedingungen :

(a) die Vielfalt der flächenschaffenden Mechanis-
men anerkennen und legalisieren;

(b) die Zuständigkeiten für die Flächennutzung
dezentralisieren und wo angebracht lokale Program-
me zum Aufbau von Kapazitäten entwickeln, welche
die Rolle der zentralen interessierten Parteien aner*
kennen;

(c) umfassende Inventare in Staatseigentum be-
findlicher Flächen ausarbeiten und, wo angebracht,
Programme entwickeln, die sie für die Entwicklung
von Wohnraum und Siedlungen vertügbar machen,
einschließlich, wo angebracht, für die Erschließung
durch Nichtregierungsorganisationen und auf kom-
munaler Ebene tätigen Organisationen;

(d) gegebenenfalls transparente, umfassende und
gerechte steuerliche Anreize einsetzen, um eine efti-
ziente, zugängliche und umweltverträgliche Flächen-
nutzung annJregen, und flächenbezogene und andere
Formen der Besteuerung bei der Mobilisierung finan-
zieller Ressourcen für die Bereitstellung von Dienst-
leistungen seitens lokaler Behörden nutzen;

(e) gegebenenfalls steuerliche und andere Maß-
nahmen in Betracht ziehen, uffi ein effizientes Funk-
tionieren des Marktes für freie Flächen zu fördern,
um so die Wohnungsversorgung und das Angebot
von Flächen für die Entwicklung von Wohnraum zu
gewährleisten;

(f) Flächeninformationssysteme und Praktiken der
Flächennutzung entwickeln und umsetzen, darunter
die Grundstücksbewertung, und anstreben, die Ver-
fügbarkeit solcher Informationen zu gewährleisten ;

(g) die bestehende Infrastruktur in den städtischen
Gebieten voll nutzen und dabei die optimale Nut-
zungsdichte der verfügbaren erschlossenen Flächen
entsprechend ihrer Tragfähigkeit fördern und gegebe-

nenfalls gleichzeitig für ein angemessenes Angebot
an Parks und Spielplätzen, Gemeindeland und
Gemeindeeinrichtungen sowie für Gartenflächen sor-
gen;

(h) die Nutzung innovativer Instrumente prüfen,

die den Wertzuwachs der Flächen abschöpfen und öf-
fentliche Investitionen wieder hereinholen;

(i) die Nutzung innovativer Instrumente für die ef-

23



fiziente und nachhaltige Zusammenschreibung und
Erschließung von Flächen, einschliefSlich - wo ange-
bracht - Flurbereinigung und Flurneugestaltung;

() geeignete Kataster entwickeln und die Verfah-
ren der Grundbucheintragungen modernisieren, um

die Legalisierung informeller Siedlungen wo ange-
bracht zu erleichtern. und Grundstückstransaktionen
zu vereinfachen;

(k) Vorschriften und gesetzliche Rahmenbedin-
gungen für die Flächennutzung entwickeln, welche
die Natur von Flächen und Grundstücksbesitz sowie
die formell anerkannten Rechte definieren;

(l) auf lokaler und regionaler Ebene Fachwissen
mobilisieren, um die Forschung und den Technolo-
gietransfer zu fördern und ebenso Ausbildungspro-
gramme zu fördern, um die Systeme der Verwaltung
von Grund und Boden zu unterstützen;

(m) die umfassende Entwicklung des ländlichen

Raums durch Maßnahmen wie gleicher Ztgang zu

Grund zu Boden, Aufschließungen, ökonomische Di-
versifizierung, die Entwicklung von Klein- und Mit-
telstädten in ländlichen Gebieten und, wo angebracht,
Ansiedlungen durch indigene Bevölkerungen fördern;

(n) innerhalb eines umfassenden politischen Rah-
mens, der auch den Schutz von Ackerland und der

Umwelt einschließt, einfache Verfahren für die Über-
tragung von Grundstücken und die Anderung von
Flächennutzungen gewährleisten.

71 . Um effiziente Grundstücksmärkte sowie eine
nachhaltige und umweltverträgliche Flächennutzung
zu fördern, sollten die Regierungen auf den geeigne-

ten Ebenen:
(a) die Rahmenbedingungen für die Planungs-

und Bauvorschriften regelmäßig überprüfen und nöti-
genfalls regelmäßig anpassen, wobei die jeweilige

Siedlungs-, Wirtschafts-, Sozial- und Umweltpolitik
zu berücksichtigen ist;

(b) die Entwicklung der Flächen- und Boden-
märkte durch effektive rechtliche Rahmenbedingun-
gen fördern und flexible und vielfältige Mechanismen
entwickeln, die auf die Bereitstellung von Flächen
mit unterschiedlichem rechtlichen Status gerichtet
sind;

(c) die Vielfalt und Vielgestaltigkeit der Interven-
tionen seitens des öffentlichen und privaten Sektors
und anderer interessierter auf dem Markt aktiver Par-
teien - Frauen wie Männer - fördern;

(d) rechtliche Rahmenbedingungen für die Flä-
chennutzung entwickeln, die auf ein Gleichgewicht
zwischen Baunotwendigkeit und Umweltschutz ge-
richtet sind, wobei die Risiken so gering wie möglich

zu halten und die Nutzungsarten zu diversifizleren
sind;

(e) restriktive, ausschliefiende und kostspielige
gesetzliche Verf-ahren, Planungsvorgänge, Normen

und Erschließ un gsvorschriften überarbeiten.

78. Um rechtliche und soziale Schranken zu be-

seitigen, die gleichen und gerechten Zugang zu Grund
und Boden behindern, insbesondere den Zugang von

Frauen, Behinderten und Angehörigen schwacher

Gruppen, sollten die Regierungen auf den geeigneten

Ebenen in Zusammenarbeit mit dem privaten Sektor,
Nichtregierungsorganisationen und dem genossen-

schaftlichen Sektor sowie auf kommunaler Ebene tä-
tigen Organisationen:

(a) kulturelle, ethnische, religiöse, soziale und im
Zusammenhang mit Behinderungen stehende Ursa-
chen angehen, die zur Aufrichtung von Schranken
führen, die Segregation und Ausgrenzung bewirken;
dies sollte unter anderem erfolgen durch die Förde-
rung von Bildung und Erziehung zur friedlichen Kon-
fliktlösung;

(b) Kampagnen zur Bewußtseinsbildung sowie
Bildungs- und Selbsthilfeprogramme fördern, insbe-
sondere hinsichtlich der Rechte im Zusammenhang
mit dem Besitz und der Nutzung von Grundstücken
sowie Erbschaftsangelegenheiten von Frauen, um be-
stehende Schranken zu überwinden;

(c) die rechtlichen Rahmenbedingungen überprü-
fen, sie den Prinzipien und Verpflichtungen des Glo-
balen Aktionsplans anpassen und dafür sorgen, daß
die Gleichheit der Rechte von Männern und Frauen
deutlich herausgestellt und umgesetzt wird;

(d) Legalisierungsprogramme entwickeln und sol-
che Programme und Projekte nach Absprache mit der
betroffenen Bevölkerung und organisierten Gruppen
formulieren und umsetzen, wobei die volle und
gleichberechtigte Beteiligung von Frauen zu gewähr-
leisten und die nach Geschlecht, Alter, Behinderung
und Benachteiligung differenzierten Bedürfnisse zu
berücksichtigen sind;

(e) unter anderem Projekte, Strategien und Pro-
gramme auf lokaler Ebene fördern, die darauf zielen,
die den Zugang von Frauen zu erschwinglichem
Wohnraum, Land- und Grundbesitz, zu ökonomi-
schen Ressourcen, Infrastrukturen und sozialen Ein-
richtungen behindernden Schranken zu entfernen, und
für die uneingeschränkte Beteiligung von Frauen an
allen Entscheidungsprozessen sorgen, wobei in Ar-
mut lebende Frauen, insbesondere weibliche Haus-
haltsvorstände und die ihre Familien allein ernähren-
den Frauen, besonders zu berücksichtigen sind;
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(f) Rechts- und Verwaltungsreformen durchfüh-
ren, um Frauen den vollen und gleichen Zugang zu
ökonomischen Ressourcen zv ermöglichen, darunter
das Recht auf Erbschaft und das Eigentum an Grund-
und anderem Besitz, auf Kredite, natürliche Ressour-
cen und angepaßte Technologien;

(g) Mechanismen zum Schutz von Frauen fördern,
die nach dem Tod ihres Gatten Gefahr laufen. Haus
und Besitz zu verlieren.

19. Um den Zugang zu Grund und Boden und
Rechtssicherheit in Nutzungsfragen für alle wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Gruppen zu er-
leichtern, sollten die Regierungen auf den geeigneten
Ebenen, einschliefilich der kommunalbehördlichen:

(a) auf Hilfe zur Selbsthilfe ausgerichtete rechtli-
che Rahmenbedingungen schaffen, die darauf grün-
den, bestehende Praktiken und flächenschaffende Me-
chanismen besser kennenzulernen, zu verstehen und
anzunehmen, um ein partnerschaftliches Zusammen-
wirken mit dem privaten Unternehmertum und dem
kommunalen Sektor anzuregen, und dabei anerkannte
Formen der Flächennutzung festlegen und nötigen-
falls Verfahren zur Legalisierung der Nutzung fest-
schreiben;

(b) für institutionelle Unterstützur7S, Zuverlässig-
keit und Transparenz bei der Flächenbewirtschaftung
sowie für genaue Informationen über Grundstücksbe-
sitz und -transaktionen sowie die derzeitise und se-
plante Flächennutzung sorgen;

(c) innovative Regelungen zur Verbesserung der
Rechtssicherheit in Nutzungsfragen erkunden, die
keine volle Legalisierung darstellen, da diese in be-
stimmten Situationen zu teuer und zeitaufwendig sein
kann; dazu gehört gegebenenfalls der Ztgang zu Kre-
diten auch dann, wenn herkömmliches Grundstücks-
eigentum nicht gegeben ist;

(d) Maßnahmen fördern, die dafür sorgen, daß
Frauen gleichen Zugang zu Krediten zum Kauf, zur
Miete oder zur Pacht von Grundbesitz haben, sowie
gleichen Schutz der Rechtssicherheit in der Nutzung
dieses Lands gewährleisten;

(e) aus dem möglichen Beitrag der zentralen inter-
essierten Parteien aus dem privaten formellen und in-
formellen Sektor Nutzen ziehen und das Engagement
von Nichtregierungsorganisationen, kommunalen Or-
ganisationen und Organisationen des privaten Sektors
an solchen partizipatorischen und kollektiven Initiati-
ven und Mechanismen fördern, die sich für die Kon-
fliktlösung eignen;

(f) insbesondere die Beteiligung von kommunalen
und Nichtregierungsorganisationen frirdern, indem :

(i) die rechtlichen Rahmenbedingungen über-
prüft und angepafJt werden, um die vielfälti-
gen Organisationsformen der Bevölkerung,
die sich bei der Schaffung, Bereitstellung und
Verwaltung von Flächen, Wohnraum und
Dienstleistungen engagieren, anzuerkennen
und anzuregen;
(ii) Finanzierungssysteme geprüft werden,
die Organisationen als Kreditnehmer aner-
kennen, die Kredite auf durch kollektive Si-
cherheiten gestützte Gruppen ausdehnen und
die Finanzierungsverfahren einführen, die
den Erfordernissen der Wohnraumbeschaf-
fung durch die Bewohner selbst und den Mo-
dalitäten des Unterhaltserwerbs und des An-
sparens in der Bevölkerung angepaßt sind;
(iii) ergänzende Maf3nahmen entwickelt und
durchgeführt werden, die dazu dienen, die
Möglichkeiten der genannten Beteiligten zv
verbessern, darunter, wo angebracht, steuerli-
che Förderung, Bildungs- und Ausbildungs-
programme sowie technische Unterstützung
und Fördermittel für technolosische Innova-
tionen;
(iv) die Entwicklung von Fähigkeiten und
das Sammeln von Erfahrungen von Nichtre-
gierungsorganisationen und von aus den Be-
völkerungen kommenden Organisationen ge-
fördert werden, um diese zu leistungsfähigen
und kompetenten Partnern bei der Umset-
zung nationaler Aktionspläne für den Woh-
nungsbau zu machen;
(v) Geldinstitute angeregt werden anzuerken-
nen, daß auf kommunaler Ebene tätige Orga-
nisationen als Bürgen für jene eintreten kön-
nen, die, aufgrund von Armut oder
Diskriminierung, über keine anderen Eigen-
kapitalquellen verfügen, wobei Frauen be-
sondere Beachtuns verdienen.

(d) Mobilisierung von Finanzierungsquellen

80. An der Wohnraumfinanzierung beteiligte
Geldinstitute bedienen den herkömmlichen Markt,
doch reagieren sie nicht immer angemessen auf die
davon verschiedenen Bedürfnisse grolJer Teile der
Bevölkerung, insbesondere Angehöriger schwacher
und benachteiligter Gruppen, in Armut Lebender und
Menschen mit geringem Einkommen. Um national
und international mehr Mittel für den Wohnungsbau
aufzubringen und einer größeren Zahl von Haushalten
Kredite zu gewähren, ist es erforderlich, die Finanzie-
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rung von Wohnraum in das umfassendere Finanzsy-

stem zu integrieren und vorhandende lnstrumente zu

nutzen oder gegebenenfalls neue lnstrumente zu ent-

wickeln, um auf die Finanzierungserfordernisse von

Menschen mit beschränktem oder fehlendem Zugang

zu Krediten einzugehen.

Maßnahmen

81. Um die Effektivität bestehender Möglichkei-

ten der Wohnungsbaufinanzierung zD verbessern,

sollten die Regierungen auf den geeigneten Ebenen:
(a) Strategien entwickeln, welche die Mobilisie-

rung von Mitteln für den Wohnungsbau verbessern,

und mehr Armen Kredite gewähren, wobei die Ge-

sundheit des Kreditwesens zu erhalten ist;
(b) die Effektivität vorhandener Finanzierungs-

möglichkeiten für den Wohnungsbau verbessern;
(c) den Zugang nr Finanzierungsmöglichkeiten

für den Wohnungsbau erleichtern und alle Formen

der Diskriminierung gegen Kreditnehmer beseitigen;
(d) Transparenz, Zuverlässigkeit und ethische

Praktiken bei finanziellen Transaktionen durch Unter-

stützung seitens effektiver rechtlicher Rahmenbedin-
gungen fördern;

(e) sofern notwendig ein umfassendes und detail-

liertes Gesetzeswerk für das Eigentumsrecht entwik-

keln und Zwangsvollstreckungsgesetze anwenden,

um die Beteiligung des privaten Sektors zu erleich-

tern;
(0 den privaten Sektor zur Mobilisierung von

Mitteln anregen, um die unterschiedlichen Wohn-

raumbedarfe zu decken, darunter Mietwohnungsbau,
Instandhaltung und Wiederherstellung ;

(g) die Wettbewerbsfähigkeit der Hypotheken-

miirkte unterstützen und, wo angebracht, die Entwick-

lung von Sekundärmärkten und die wertpapiermäßige
Unterlegung von Verbindlichkeiten erleichtern;

(h) das Kreditgeschäft des Hypothekenmarkts ge-

gebenenfalls dezentralisieren und den privaten Sektor

anregen, ebenso zu verfahren, um den räumlichen Zu-
gang zu Krediten, insbesondere in ländlichen Gebie-

ten, zu erleichtern;
(i) alle Geldinstitute anregen, ihre Verwaltung

und die Effizienz ihres Betriebs zu verbessern;

0) kommunale Hypothekenprogramme anregen,
die Armen und insbesondere Frauen offenstehen, um

ihre Leistungsfähigkeit zu verbessern, indem ihnen

der Zugang nJ Kapital, Ressourcen, Krediten, Grund
und Boden, Technologie und Informationen eröffnet
wird, damit sie ihr Einkommen erhöhen und Lebens-
bedingungen und Lebensstandard verbessern können.

82. Um neue Finanzierungsmöglichkeiten für den

Wohnungsbau zu schaffen, sollten die Regierungen

nötigenfalls auf den geeigneten Ebenen:
(a) die Möglichkeiten nicht-herkörnmlicher Fi-

nanzierungswege nutzen, indem die Kommunen an-

geregt werden, Entwicklungsgenossenschaften für

den Wohnungsbau und andere Zwecke zu bilden' ins-

besondere, um preisgünstigen Wohnraum zu schaf-

fen:
(b) die rechtlichen Rahmenbedingungen sowie die

institutionellen Grundlagen für die Mobilisierung

nicht-traditioneller Kreditgeber prüfen und verbes-

sern;
(c) die Ausdehnung der Spar- und Darlehnsverei-

ile, Kreditgenossenschaften, Genossenschaftsbanken
und genossenschaftlichen Versicherungen sowie an-

derer Geldinstitute, die keine Banken sind, fördern,

und Sparmechanismen im informellen Sektor ent-

wickeln, insbesondere für Frauen;
(d) Partnerschaften zwischen den oben genannten

genossenschaftlichen Einrichtungen, staatlichen und

anderen Geldinstituten als effektives Mittel zur Mobi-

lisierung lokalen Kapitals und zu seinem Einsatz für
lokale unternehmerische und kommunale Aktivitäten

im Wohnungsbau und der Infrastrukturentwicklung
fördern;

(e) die Bemühungen von Gewerkschaften,
Bauern-, Frauen- und Verbraucherverbänden, Organi-
sationen von Behinderten und anderen Zusammen-
schlüssen in der betroffenen Bevölkerung zur Ent-
wicklung eigener genossenschaftlich organisierter
oder lokaler Kreditinstitute und -mechanismen er-
leichtern;

(fl den Austausch von Informationen über Inno-
vationen in der Wohnungsbau-Finanzierung fördern;

(g) Nichtregierungsorganisationen und ihre Fähig-
keit fördern, wo angebracht die Entwicklung kleine-
rer Sparvereine zu unterstützen.

83. Um den Zugang zu Wohnraum für solche
Menschen, welche die vorhandenen Finanzierungs-
möglichkeiten nicht nutzen können, zu verbessern,
sollten die Regierungen wo angebracht Subventionen
erwägen und erleichtern, und zwar mittels Verfahren,
durch die ihre Realisierbarkeit, Gerechtigkeit und
Transparenz gewährleistet werden, um somit vielen
Menschen ohne Zugang zu Krediten und Grundstük-
ken zu ermöglichen, auf dem Markt zu agieren.
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(e) Sicherung des Zugangs zu elementaren lnfrastruk-
turen und Dienstleistungen

84. Elementarelnfrastrukturen und grundlegende

Dienstleistungen auf kommunaler Ebene umfassen
auch die Bereitstellung gesunden Trinkwassers, von

Kanalisation und Abfallbeseitigung, umfassen die so-
ziale Sicherung, das Verkehrswesen, Energie,
Gesundheits- und ärztliche Notdienste, Schulen, öf-
fentliche Sicherheit und die Bewirtschaftung von un-

bebautem Gelände. Das Fehlen angemessener grund-

legender Dienstleistungen und Einrichtungen, also
zenftalen Aspekten des Wohnens, fordert von der Ge-
sundheit der Menschen, ihrer Leistungsfähigkeit und
Lebensqualität einen hohen Tribut, insbesondere von
den Armen sowohl in städtischen als auch in ländli-
chen Gebieten. Kommunale, staatliche, Provinz- und
Landesbehörden (ie nachdem) tragen die Hauptver-
antwbrtung dafür, diese Leistungen bereitzustellen
oder sie zu ermöglichen, wie es die jeweiligen rechtli-
chen Rahmenbedingungen vorsehen. Ihre Fähigkeit,
die Infrastruktur und elementare Dienstleistungen und
Einrichtungen bereitzustellen, zu verwalten und zu
erhalten, muß von den jeweiligen Zentrakegierungen
gefördert werden. Es gibt allerdings eine Fülle ande-
rer Akteure, den privaten Sektor, Kommunen und
Nichtregierungsorganisationen eingeschlossen, die
sich am Angebot von Leistungen und an deren Ver-
waltung in Koordination mit den Regierungen auf
den geeigneten Ebenen einschließlich der kommuna-
len Behörden beteilisen können.

Maßnahmen

85. Um die Gesundheit und Sicherheit, das Wohl
und eine verbesserte Lebensumwelt aller Menschen
zu schützen und für angemessene und erschwingliche
grundlegende Infrastrukturleistungen und Einrichtun-
gen ̂ ) sorgen, sollten die Regierungen einschließlich
der kommunalen Behörden auf den geeigneten Ebe-
nen folgendes fördern:

(a) das Angebot und den Zugang zu ausreichen-
den Mengen gesunden Trinkwassers;

(b) eine angemessene Kanalisation und umwelt-
verrrägliche Abfallbeseitigung ;

(c) angemessene Mobilität durch den Zugang zü
erschwinglichen und rtiumlich zugänglichen öffentli-
chen Verkehrsmitteln und anderen Transporteinrich-
tungen;

(d) Zugang zuMärkten und Ladengeschäften zum
Verkauf und Erwerb lebensnotwendiger Güter;

(e) das Angebot sozialer Leistungen, insbesondere
für schlecht versorgte Gruppen und Kommunen;

(f) Zugang zu Einrichtungen der Gemeinde, ein-
schließlich religiöser Stätten;

(g) Zugang zu nachhaltigen und umweltverträgli-
chen Energiequellen;

(h) umweltverträgliche Technologien und die Pla-
nung, Schaffung und Erhaltung von Infrastrukturen,
einschließlich Straßen, Parks und Grünflächen;

(i) ein hohes Maß an öfTentlicher Sicherheit;

0) die Anwendung vielfältiger Planungsinstru-
mente, die für eine sinnvolle Beteiligung sorgen, uffi
die möglicherweise durch Siedlungen entstehenden
negativen Auswirkungen auf biologische Ressourcen
zu verringern, so zum Beispiel auf gute landwirt-
schaftliche Flächen und auf Wälder;

(k) Planungs- und Realisierungsmöglichkeiten,
mit deren Hilfe alle oben genannten Faktoren in die
Anlage und Nutzung nachhaltiger Siedlungen inte-
griert werden können.

86. Um für ein gerechteres Angebot grundlegen-
der Infrastruktur- und elementarer Dienstleistungen
und Einrichtungen zu sorgen, sollten die Regierungen
auf allen geeigneten Ebenen, einschließlich der kom-
munalbehördlichen:

(a) bei der Entwicklung von neuen Aktionspro-
grammen und der Aktualisierung laufender Program-
me mit allen interessierten Parteien zwecks Bereit-
stellung von angeschlossenen Flächen und' zwecks
Zuweisung geeigneter Flächen für grundlegende Lei-
stungen und für Freizeit- und Erholungszwecke sowie
Grünfl ächen zusammenarbeiten ;

(b) Ortsansässige, insbesondere Frauen, Kinder
und Behinderte, an der Entscheidungsfindung und
Festlegung von Prioritäten für die Versorgung mit
Dienstleistungen beteili gen ;

(c) Ortsansässige, insbesondere Frauen, Kinder
und Behinderte, an der Festlegung von Normen für
kommunale Einrichtungen und am Betrieb und der
Erhaltung solcher Einrichtungen beteiligen und in
dieser Hinsicht fördern und unterstützen;

(d) die Bemühungen von Forscher- und Experten-
gruppen um die Analyse des Bedarfs an Infrastruktur
und Dienstleistungen auf kommunaler Ebene fördern;

(e) die Mobilisierung von Mitteln durch alle inter-
essierten Parteien, insbesondere den privaten Sektor,
erleichtern;

(0 Möglichkeiten der Hilfe entwickeln, um Arme
und Benachteiligte dazu zu befähigen, grundlegende
Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen zu nut-
zen.

(g) gesetzliche Hindernisse beseitigen, einschließ-
lich solcher im Zusammenhang mit der Rechtssicher-
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heit in Nutzungsfragen und rnit der Verweigerung

von Krediten. die Frauen den Zugang zu grundlegen-

den Dienstleistungen und Einrichtungen verwehren;

(h)denDia logzwischenal len interess ier tenPar_

teien fördern, um die Versorgung mit grundlegenden

Infrastruktur- und Dienstleistungen zu unterstützen.

S l . U m d i e E f f t z t e n z d e r l n f r a s t r u k t u r u n d d a s
Angebot an Versorgungseinrichtungen sowie deren

Betiieb und Erhaltung zu gewährleisten, sollten die

Regierungen auf allen Ebenen, einschließlich der

kommunalbehördlichen :
(a)Mechanismenschaffen,umaufört l icherEbe-

ne eine autonome, transparante und zuverlässige ver-

waltung von versorgungseinrichtun gen zu fördern;

ft) Hilfe zur Selbsthilfe leisten, um den privaten

Sektor anzuregen, sich an der effizienten und wettbe-

werbsfähigen Bereitstellung und Handhabung von

grundlegenden Versorgungseinrichtungen zu beteili-

gen;
(c)denEinsatzangepaßterundumwel tver t rägl i -

cher Technologien für die Infrastruktur und die Be-

reitstellung von Versorgungseinrichtungen auf ko-

stengünstiger B asis fördern ;

io) ai. Zusammenarbeit mit dem privaten Sektor

und gemeinnützigen Einrichtungen für die verwal-

tung und Bereitstellung von versorgungseinrichtun-

g.n fo.d.rn und, sofern notwendig, das ordnungspoli-

iische Vermögen des staatlichen Sektors verbessern

und preispolitisch so handeln, daß die wirtschaftliche

Nachhaltigkeit und eine effiziente Nutzung von ver-

sorgungseinrichtungen sowie gleicher Ztgang aller

gesellschaftlichen Gruppen dazu gewährleistet wer-

den;
(e)woangebrachtundreal isierbar,Partnerschaf-

ten mit Bürgergemeinschaften eingehen, üil Infra-

struktur- und versorgungseinrichtungen aufzubauen,

zu betreiben und zu erhalten.

(l) verbesserung von Plqlung. Entwurf. Bau. Erhal-

tung und Wiederherstellung

88. Mit der rasch fortschreitenden verstädterung,

dem Bevölkerungswachstum und der Industrialisie-

rung stehen die Fähigkeiten, das Material und die Fi-

nanimittel für die Planung, den Entwurf und den Bau,

die Erhaltung und wiederherstellung von wohnraum,

Infrastruktur- und anderen Einrichtungen oft nicht zur

verfügung oder sind minderer Qualität. Staatliche

Politik und private Investitionen sollten gemeinsam

eine angemessene versorgung mit kostengünstigen

Baustoffen, mit entsprechenden Bauverfahren und

Überbrückungsfinanzierungen ermöglichen' um Eng-

pässe und Verzerrungen zu vermeiden, welche die
^tf{ogn.nteit 

von Einsparungen auf lokaler und natio-

naler Ebene einschränken. Durch verbesserung der

Qualität und Senkung der Produktionskosten sind

Wohnungen und andere Gebäude dauerhafter' sind

besser geschützt gegen Katastrophen, sind für Men-

schen Äit geringem Einkommen erschwinglicher und

für Behinderte leichter zugänglich; all dies schafft

bessere Lebensbedingungen. Die Möglichkeit, neue

Arbeitspl ätze zu schaffen, sowie weitere positive ex-

terne sozio-ökonomische Einflüsse durch Aktivitäten

der Bauindustrie sollten genutzt werden; diese Aktivi-

täten sollten umweltverträglich sein und ihr Beitrag

zum gesamtwirtschaftlichen wachstum genutzt wer-

den, ium Wohl der Gesellschaft als ganzer. Institutio-

nelle Unterstütmng sollte auch in Form von Indu-

strienormen und Qualitätskontrollen geleistet werden,

wobei sparsamer umgang mit Energie, Gesundheit,

Zuganglichkeit, Sicherheit und der Verbraucher-

schutz besondere Beachtung verdienen'

8 9 . D a s Z i e l , d e n w i r k l i c h e n B e d ü r f n i s s e n d e r
Menschen, ihrer Familien und Gemeinden zu entspre-

chen, kann nicht erreicht werden, wenn man die

wohnungsfrage isoliert betrachtet. Das Angebot an-

gemessener sozialer Dienstleistungen und Einrichtun-

g"n, die Verbesserung und Rationalisierung der

Studtpluttung und des Wohnungsbaus, um den tat-

sächlichen Bedürfnissen der verschiedenen Gruppen

zu entsprechen, sowie das Angebot technischer und

anderer relevanter unterstützung für die Bewohner

spontaner Siedlungen sind für die Verbesserung der

Lebensbedingungen wesentlich.

Maßnahmen

90. Um auf die Anforderungen angemessener

Planung, des Entwurfs, des Baues, der E'rhaltung und

Sanierung von wohnungen, der Infrastruktur- und an-

deren Einrichtungen wirksam eingehen zu können,

sollten die Regierungen auf den geeigneten Ebenen:

(a) Forschungen und Untersuchungen anregen

und unterstützen, um einheimische Planungs- und

Konstruktionsverfahren, Normen und Standards zu

fördern und zu entwickeln, die den tatsächlichen Be-

dürfnissen der Ortsansässigen entsprechen;
(b) die Beteiligung der Offentlichkeit an der Beur-

teilung der tatsächlichen Bedürfnisse der Nutzer, ins-

besondere bezogen auf die Geschlechtszugehörigkeit,

als integrierte Maßnahme des Planungs- und Kon-

struktionsprozes ses anregen ;
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(c) den Austausch regionaler und internationaler
Erfahrung mit "Best Practices" fordern und den
Transfer von Planungs-, Entwurfs- und Konstruk-
tionsverfahren erleichtern ;

(d) die Möglichkeiten von Ausbildungseinrichtun-
gen und Nichtregierungsorganisationen verbessern,

um das Angebot an Bau-Facharbeitern nr diversifi-
zieren und auszuweiten, und die Lehrlingsausbildung
fördern, insbesondere für Frauen;

(e) Verträge mit auf kommunaler Ebene tätigen
Organisationen und, wo angebracht, dem informellen
Sektor nutzen, um Planung, Konstruktion, Bau, Er-
haltung und Wiederherstellung von Wohnungen und
lokalen Versorgungseinrichtungen, insbesondere in
Siedlungen mit niedrigem Einkommen, durchzufüh-
ren, wobei die Ausweitung der Beteiligung und damit
kurz- und langfristige Ziele der Ortsansässigen betont
werden;

(f) die Möglichkeiten des öffentlichen und des
privaten Sektors für die Bereitstellung von Infrastruk-
turleistungen durch kostengünstige und wo ange-
bracht beschäfti gun g sintensive V erfahren verbes sern,
womit die Wirkung auf die Schaffung von Arbeits-
plätzen optimiert wird ;

(g) die Forschung, den Austausch von Informatio-
nen und den Aufbau von Kapazitäten hinsichtlich er-
schwinglicher und technisch solider und umweltver-
träglicher Bau-, Erhaltungs- und Sanierungsverfahren
fördern;

(h) Anreize für Ingenieure, Architekten, Planer
und Bauunternehmer und ihre Kunden schaffen, um
zugängliche energiesparende Gebäude und Einrich-
tungen zu entwerfen und zu bauen, indem lokal ver-
frigbare Ressourcen genutzt werden und der Energie-
verbrauch in genutzten Gebäuden gesenkt wird.

(i) Ausbildungsmöglichkeiten für Fachleute und
Praktiker im Bau- und Siedlungsentwicklungssektor
schaffen, um ihre Fähigkeiten und Kenntnisse zu ak-
tualisieren, damit die Entwicklung von Wohnungs-
bauprogrammen gefördert wird, die den Interessen
und Bedürfnissen von Frauen, Behinderten und Be-
nachteiligten dienen und die deren Beteiligung auf al-
len Stufen der Siedlungsentwicklung gewährleisten;

() geeignete Normen hinsichtlich Planung, Ent-
wud, Ausführung, Erhaltung und Wiederherstellung
entwickeln und ihre Durchsetzung gewährleisten;

(k) Initiativen des privaten Sektors zur Bereitstel-
lung von Überbrückungskrediten für Bauherren zu
tragbaren Zinssdtzen unterstü tzen;

(l) Expertengruppen in ihrem Angebot an techni-
scher Unterstützung bei Planung, Entwurf, Ausfüh-
rung, Erhaltung, Wiederherstellung und Verwaltung

ftir Ortsansässige, Nichtregierungsorganisationen und
andere in der Selbsthilfe und lokalen Entwickluns
Organisierte unterstützen ;

(m) die ordnungspolitischen und kontrollierenden
Funktionen des Staates verbessern und transparenter
machen;

(n) gemeinsam mit Berufsverbänden die Bauvor-
schriften auf der Grundlage aktueller technischer
Normvorschriften, Bau- und Planungsverfahren, loka-
ler Bedingungen und erleichterter Verwaltung über-
prüfen und überarbeiten und wo angebracht Lei-
stungsvorgaben entwickeln;

(o) Nichtregierungsorganisationen und andere
Gruppen unterstützen, um die volle und gleiche Be-
teiligung von Frauen und Behinderten an der Pla-
nung, an der Konstruktion und am Bau von Häusern
zu gewährleisten, damit ihre besonderen individuellen
und familiären Bedingungen berücksichtigt werden.

91. Um eine angemessene Versorgung mit lokal
hergestellten, umweltverträglichen, erschwinglichen
und langlebigen Grundbaustoffen zu fördern, sollten
die Regierungen auf den geeigneten Ebenen in Zu-
sammenarbeit mit allen anderen interessierten Partei-
en:

(a) wo angebracht die Gründung und Ausweitung
von Branchen für umweltverträgliche lokal erzeugte
Baustoffe mit Kleinbetrieben anregen und fördern,
ebenso die Ausdehnung der Fertigung und kommer-
ziellen Verwertung dieser Produkte, unter anderem
durch rechtliche und steuerliche Anreize sowie die
Bereitstellung von Krediten, durch Forschung und
Entwicklung und durch Information;

(b) nach Bedarf Strategien und Richtlinien zur
Verbesserung des fairen Wettbewerbs bei Baustoffen
mit verstärkter Beteiligung lokaler interessierter Par-
teien entwickeln und staatliche Mechanismen zu ihrer
Umsetzung einführen;

(c) den Informationsaustausch und den Transfer
geeigneter umweltverträglicher, erschwinglicher und
zugänglicher Bauverfahren fördern und den Techno-
logietransfer erlei chtern ;

(d) unter angemessener Berücksichtigung von
S icherheitserfordernissen B auvorschriften neuformu-
lieren und, wo angebracht, entwickeln, um bei Woh-
nungsbauprogrammen die Verwendung von Bau-
stoffen mit niedrigem Preis zuzulassen und zu
fördern, sowie solche Materialien bei öffentlichen
Bauvorhaben verwenden ;

(e) wo angebracht, Partnerschaften mit dem priva-
ten Sektor und Nichtregierungsorganisationen för-
dern. um Mechanismen der wirtschaftlichen Herstel-
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lung und des Vertriebs von Grundbaustoffen zur ver-

wendung bei Bauprogrammen mit Eigenbeteiligung

zu schaffen;
(f) regelmäßig die Fortschritte bei der Umsetzung

oben genanntet Ziele überPrüfen.

9 2 . U m d i e ö r t l i c h e n K a p a z i t ä t e n f ü r d i e u m w e l t -
verträgliche Herstellung von Baustoffen sowie Bau-

verfahren auszuweiten, sollten die Regierungen ein-

schließlich der kommunalen Behörden in Zusammen-

arbeit mit allen interessierten Parteien:
(a)Forschungsbemühungenintensivierenundför_

dern, die darauf gerichtet sind, Ersatz ftir den Einsatz

nicht-erneuerbarer Ressourc en ZU finden oder deren

verwendung zu optimieren, und ihre umweltschädi-

genden wirkung en zu verringern, wobei die wieder-

verwendung von Abfallstoffen und die vermehrte

Wiederaufforstung besonders zu berücksichtigen

sind;
(b) den Einsatz energiesparender, umweltverträg-

licher und sicherer Herstellungsverfahren, unterstützt

durch geeignete Normen und effektive ordnungspoli-

tische Maßnahmen, anregen und fördern;

(c) beim Bergbau und der Natursteingewinnung

Strategien und Praktiken entwickeln, die Schäden für

die Umwelt auf ein Mindestmaß beschränken'

4. Schwache Gruppen und Menschen mit beson-

deren Bedürfnissen

93. Schwäche und Benachteiligung sind oft die

Folge von Marginalisierung und Ausgrenzung von

der sozioökonomischen Entwicklung und den Ent-

scheidungsprozessen sowie von fehlendem gleichen

zugang zt) Ressourcen und Möglichkeiten. Sollen

Schwäche und Benachteiligung beseitigt werden, ent-

steht die Notwendigkeit, den Zugang zu Wohnraum,

Finanzierungsmöglichkeiten, Infrastruktur- und

grundlegenden sozialen versorgungseinrichtungen,

nx sozialen Sicherung und zu Entscheidungsprozes-

sen innerhalb der nationalen und internationalen Sy-

steme, die Hilfe zur Selbsthilfe ermöglichen könnten,

für schwache und benachteiligte Gruppen zu verbes-

sern und zu gewährleisten. Es wird allgemein davon

ausgegangen, daß nicht alle Angehörigen schwacher

und benachteiligter Gruppen ständig schwach und be-

nachteiligt sind. Schwäche und Benachteiligung wer-

den vor allem durch Umstände verursacht, weniger

durch irgendwelche den Menschen eigene Charakter-

züge. Erkennt man an, daß schwäche und Benachtei-

ligung unter anderem durch bestimmte Bedingungen

im wohnungssektor und durch die verfügbarkeit, die

Durchset zvng und Effektivität gesetzlichen Schutzes,

der gleich en zugang zu Ressourcen und Möglichkei-

ten gewährt, beeinflußt werden, so sind manche An-

gehorige bestimmter Gruppen hinsichtlich der wohn-

und Siedlungsbedingungen mit größerer Wahrschein-

lichkeit schwächer und benachteiligter als andere.

Angehörige schwacher und benachteiligter Gruppen

sinä insbesondere dann gefährdet, wenn sie keine

Rechtssicherheit in Nutzungsfragen genießen, sie auf

grundlegende versorgungseinrichtungen verzichten

Lürr.n oder sie unverhältnismäf3ig großen Umwelt-

und Gesundheitsrisiken ausgesetzt sind, oder wenn

sie vom wohnungsmarkt und entsprechenden Lei-

stungen, sei es ungewollt oder vorsätzlich, ausge-

schlossen werden.

94. Angemessener Wohnraum muß als wichtiger

Bestandteil der besonderen Pflege und Förderung an-

erkannt werden, auf die Kinder und ihre Familien so-

wie außerhalb ihrer eigenen Familie lebende Kinder

oder Kinder ohne eigene Familie ein Recht besitzen.

Besondere Beachtung muß den Bedürfnissen von

Kindern geschenkt werden, die in schwierigen ver-

hältnissen leben.

95. Unangemessener oder fehlender Wohnraum

trägt zu einem verlust an würde, sicherheit und Ge-

sundheit im Leben von Flüchtlingen und anderen

Vertriebenen bei, die internationalen Schutzes bedür-

fen, ebenso wie im Leben von Zwangsvertriebenen.

Es ist notwendig, die Unterstützung für den interna-

tionalen Schutz von Flüchtlingen sowie die Hilfslei-

stungen an Flüchtlinge zu verbessern, insbesondere

im Falle von Flüchtlingsfrauen und -kindern, die be-

sonders gefährdet sind.

Maßnahmen

96. Um Hindernisse und Diskriminierungen bei

der wohnungsversorgung zu beseitigen, sollten die

Regierungen auf den geeigneten Ebenen, einschließ-

lich der kommunalbehördlichen:
(a) die rechtlichen, steuerlichen und ordnungspo-

litischen Rahmenbedingungen prüfen und ändern, die

als Hindernisse im Wohnungssektor wirken;
(b) wo angebracht durch die Gesetzgebung, durch

Anreize und andere Mittel Organisationen schwacher

und benachteiligter Gruppen fördern, so daf3 diese

ihre lnteressen vertreten können und an Prozessen der

lokalen und nationalen wirtschaftlichen, sozialen und

politischen Entscheidungsfindung beteiligt werden;
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(c) Gesetze und Vorschriften erlassen, die darauf
gerichtet sind, Diskriminierung und Schranken zu
verhindern sowie, wo solche Gesetze und Vorschrif-
ten bereits existieren, ihre Durchsetzung gewährlei-
sten;

(d) mit den Genossenschaften im privaten Sektor
und Ortsansässigen sowie anderen interessierten Par-
teien zusammenarbeiten, ufl das Bewufitsein ftir die
Notwendigkeit zu schärfen, Vorurteile und Diskrimi-
nierung bei Wohnungstransaktionen und der Bereit-
stellung von Dienstleistungen zu beseitigen;

(e) prüfen, Parteien der relevanten Verträge des
VN-Systems zu werden, die unter anderem die spezi-
fischen und besonderen Bedürfnisse schwacher und
benachteiligter Grr-rppen zum Gegenstand haben, so
etwa die Genfer Flüchtlingskonvention von 1951 und
das Genfer Flüchtlingsprotokoll, die Konvention zur
Beseitigung aller Formen der Benachteiligung von
Frauen, die Internationale Konvention zu den Rech-
ten des Kindes und die Internationale Konvention
zum Schutz der Rechte der Wanderarbeiter und ihrer
Familienmitglieder, und dabei die VN-Norm-
vorschriften zur Gleichstellune von Behinderten be-
folgen;

(0 öffentliche Verkehrsmittel fördern, die zu er-
schwinglichen Preisen genutzt werden können und
zugänglich sind, um schwachen Gruppen ein größeres
Angebot an Wohnungen und Arbeitsplätzen anbieten
zu können;

(g) schwachen und benachteiligten Gruppen Zu-
gang zv Informationen und Gelegenheiten bieten,
sich an lokalen Entscheidungsprozessen in Fragen der
Kommune und des Wohnraums, von denen sie betrof-
fen sind, zu beteiligen;

(h) ein größeres Angebot an Wasser an Kanalisa-
tion und Abwasserbeseitigung schaffen, um dafür zu
sorgen, daß Angehörige schwacher und benachteilig-
ter Gruppen Zugang zu angemessenen Mengen ge-
sunden Trinkwassers und zu hygienischer Kanalisa-
tion haben.

91 . Um den Wohnungsbedarf der Angehörigen
schwacher und benachteiligter Gruppen zu berück-
sichtigen, sollten die Regierungen auf allen geeigne-
ten Ebenen einschließlich der kommunalbehördlichen
in Zusammenarbeit mit allen interessierten Parteien
gegebenenfalls:

(a) frir gezielte und transparente Finanzhilfen, so-
ziale Leistungen und verschiedene Formen von Si-
cherheitsnetzen für die schwächsten Gruppen sorgen;

(b) mit dem privaten und gemeinnützigen Sektor
sowie Ortsansässisen und anderen Akteuren zusam-

menarbeiten, um angemessenen Wohnraum für Ange-
hörige schwacher Gruppen zu schaffen, wobei
besondere Anstrengungen zu unternehmen sind, um
alle physischen Hindernisse für ein unabhängiges Le-
ben von Behinderten und älteren Menschen zu unter-
nehmen sind;

(c) anstreben besondere Einrichtungen und Woh-
nungslösungen für Angehörige schwacher Gruppen
zu schaffen, gegebenenfalls zum Beispiel Unterkünfte
für mißhandelte Frauen oder gemeinsame Wohnein-
richtungen mit geistig oder körperlich Behinderten;

(d) Umgebungen schaffen, die ermöglichen, daß
schwache Gruppen am gesellschaftlichen, wirtschaft-
lichen und politischen Leben ihrer Gemeinde und ih-
res Landes teilnehmen können.

98. Um Schwäche und Benachteiligung zu ver-
ringern, sollten die Regierungen auf den geeigneten
Ebenen, einschließlich der kommunalbehördlichen:

(a) mit Nichtregierungsorganisationen und Orts-
ansässigen zusammenarbeiten, uD schwache Grup-
pen dabei zu unterstützen, Rechtssicherheit in Nut-
zungsfrag en zu erlangen;

(b) alle Menschen vor gesetzwidriger Zwangsräu-
mung schützen und ihnen in dieser Hinsicht Rechts-
schutz und Entschädigung zu gewähren, wobei die
Menschenrechte zu beachten sind; sind Zwangsräu-
mungen unvermeidlich, sollten sie dafür sorgen, daß
gegebenenfalls alternative Lösungen gefunden wer-
den;

(c) Wohnungsprogramme und -initiativen in
Selbsthilfe fördern;

(d) wo angebracht die Befolgung und Durchset-
zung aller Gesundheits- und Umweltgesetze fördern,
insbesondere in einkommensschwachen Gebieten mit
Angehörigen schwacher Gruppen;

(e) Maßnahmen erleichtern, die unter anderem
darauf gerichtet sind, Rechtssicherheit in Nutzungs-
fragen, den Aufbau von Kapazittiten und die Verbes-
serung der Zugangsmöglichkeiten zu Krediten zu ge-
währleisten, die neben Beihilfen und anderen
finanziellen Instrumenten Sicherheitsnetze schaffen
können, die Schwäche und Benachteiligung verrin-
gern können;

(0 Strategien verfolgen, die schwache Gruppen
informieren und zu Absprachen mit ihnen führen;

(g) die Verfügbarkeit von rechtlichen Informatio-
nen sowie rechtlicher Unterstützune fiir schwache
Gruppen verbessern;

(h) die Verwendung von Werkzeugen fördern, die
Naturkatastrophen oder durch menschliches oder
technisches Versagen verursachte Katastrophen ver-
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hindern, ihre Folgen lindern oder darauf vorbereiten,

um die Gefährdung der Bevölkerung zu verringern'

C. Nachhaltige Siedlungsentwicklung in

einer zunehmend durch Verstädterung

geprägten Welt

1. Einführung

gg. Rasche Verstädterufl$, die Konzentration der

städtischen Bevölkerung in Großstädten, die Ausdeh-

nung der Städte zu größeren Ballungsräumen und das

rasche Wachstum der Megastädte gehören zu den ein-

schneidensten Veränderungen im Siedlungswesen'

Bis zum Jahr 2005 wird die Mehrheit der weltbevöl-

kerung in städtischen Gebieten leben, und rund 40

prozent von ihnen werden Kinder sein. städtische

Räume werden die welt des 21. Jahrhunderts nach-

haltig prägen, und Stadt- und Landbevölkerung wer-

a"n itii ihr wirtschaftliches, ökologisches und sozia-

les Wohl zunehmend voneinander abhängen ' Zu den

wirtschaftlichen und sozialen Faktoren' die diesen

Prozeß beeinflussen, gehören Bevölkerungswachstum

sowie f re iw i l l i geundun f re iw i l l i geMig ra t ion , ta t -
sächl icheundwahrgenommeneBeschäft igungsmög-
lichkeiten, kulturelle Ansprüche, sich wandelnde

LebensstileundWirtschaftsformensowieschwerwie-
gende Ungleichgewichte und Unterschiede zwischen

den Regionen.

100. Geht man von der Größe der Herausforderung

aus, die Städte und Siedlungen bilden, so muß die

Gesel lschaf td ieKlughei t ,dasWissenunddieFähig-
keiten jedes einzelnen schätzen und nutzen' Nachhal-

tige Siedlungsentwicklung erfordert ineinandergrei-

fende und sich ergänzende Maßnahmen der

interessierten Parteien. Die Zusammensetzung der für

eine Beteiligung geeigneten Parteien kann in jedem

einzelnen Fall anders sein, je nachdem, wer für die zu

bewältigende Aufgabe verantwortlich oder von ihr

betroffen ist. Allgemein gehören zu den interessierten

Parteien Frauen und Männer jeden Alters' Regierun-

gen auf den geeigneten Ebenen, Nichtregierungsorga-

nisationen, Ortsansässige, Unternehmer-, Gewerk-

schafts- und Umweltschutzverbände'

101. Nachhaltige Entwicklung unseres Planeten

und des menschlichen Lebens wird nicht erreicht,

w e n n u n t e r a n d e r e m n i c h t d a f ü r g e s o r g t w i r d ' d a ß
Städte und Siedlungen wirtschaftlich rege, gesell-

schaftlich lebendig und ökologisch verträglich sind,

und das kulturelle, religiöse und natürliche Erbe und

seine Vielfalt nicht berücksichtigt werden. Städtische

Siedlungen machen für die menschliche Entwicklung

und für den Schu tz der natürlichen Ressourcen Hoff-

nung aufgrund ihres Vermögens' einer großen Zahl

uonM.nschenbeigleichzeit igerBegrenzungderFol-
gen für die natürliche Umwelt Lebensraum n) gewäh-

ien. Dennoch bezeugen viele Städte schädliche Fol-

gen, die sich aus Wachstum, Produktion und

i(onru_, aus Flächennutzung und Mobilität ergeben,

sowie eine zerstörung ihrer materiellen strukturen.

Derartige Probleme sind häufig gleichbedeutend mit

Boden-, Luft- und Wasserverschmutzung' Ver-

schwendung von Ressourcen und Zerstörung der na-

türlichen Lebensgrundlagen. Manche Siedlungen tra-

gen außerdem die Folgen unzureichender Trink-

wasserversorgung, mangelnder Hygiene und Kanali-

sation. der Abhängigkeit von giftigen und nicht er-

neuerbaren Energiequellen sowie dem irreversiblen

Verlust der biologischen Vielfalt. Viele dieser Ent-

wicklungen werden verschlimmert oder beschleunigt

durch starkes Bevölkerungswachstum und das große

Ausmaß der Landflucht. Demographische Faktoren in

Verbindung mit Armut und fehlendem Zugang zu

Ressourcen sowie mit nicht-nachhaltigen Wirtschafts-

formen und Lebensstilen, insbesondere in den indu-

strialisierten Ländern, können Umweltzerstörung und

Ressourcenerschöpfung bewirken oder verschlim-

mern und damit eine nachhaltige Entwicklung hem-

men. Daher bringt es eine weitgehend verstädterte

welt mit sich, daß nachhaltige Entwicklung in hohem

Maße vom vermögen der städte und Ballungsräume

abhän gt, Wirts chaftsformen, Lebens stile, V erkehrs sy -

steme, Entsorgung und Abfallwirtschaft zu bewälti-

gen - all dies ist zur Erhaltung der umwelt notwen-

dig.

102. Die Kommunen können dem Staat ein nützli-

cher Partner dabei sein, Städte und Siedlungen

lebensfähig, gerecht und nachhalti g zv gestalten, da

diese Ebene der Verwaltung den Menschen am näch-

sten ist. Die Regierungen müssen die wesentliche

Rolle kommunaler Behörden bei der Bereitstellung

von Dienstleistungen und der Befähigung der Men-

schen zur Sicherstellung der wirtschaftlichen Ent-

wicklung, der sozialen Sicherung und des umwelt-

schutzes für ihre Gemeinden ebenso anerkennen wie

die Bedeutung der internationalen Zusammenarbeit

zwischen den Gemeinden. Kommunale Behörden

können eine wirtschaftliche, soziale und ökologische

Infrastruktur aufbauen, verwalten und unterhalten,
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können Planungsprozesse überwachen, lokale ökolo-

gische Strategien entwickeln und dazu beitragen, rä-

tionale und subnationale Umweltschutzstrategien um-

zusetzen. Sie spielen bei der Erziehung und

Mobilisierung der Menschen und bei der Reaktion

auf Forderungen der Öffentlichkeit, nachhaltige Ent-

wicklung zu fordern, eine entscheidende Rolle.

1 03. Anläßlich der VN-Konferenz über Umwelt

und Entwicklung hat die internationale Gemeinschaft

eine Reihe von Z\elen und Mafinahmen vereinbart,

die auf die Förderung der nachhaltigen Siedlungsent-
wicklung gerichtet sind. ln Kapitel 7 der Agenda 21

wird das Konzept der Hilfe zur Selbsthilfe ("enabling

approach") im Bereich des Siedlungswesens entwik-

kelt, womit eine Partnerschaft des öffentlichen, priva-

ten und kommunalen Sektors angestrebt wird, um die

soziale, wirtschaftliche und ökologische Qualität von

Städten und Siedlungen und der Lebens- und Arbeits-

bedingungen aller Menschen, insbesondere der Ar-

men in städtischen und ländlichen Gebieten, zu ver-

bessern. Besonderer Nachdruck wurde auf die
Beteiligung von Ortsansässigen, Frauen, indigenen
Völkern, älteren Menschen und Behinderten gelegt.

Der Rahmen der lokalen Agenda 21 betont die Not-
wendigkeit, daß kommunale Behörden mit allen in-
teressierten Parteien zusammenarbeiten, darunter Ein-
zelne, gesellschaftliche Gruppen und der private

Sektor, um effektive Strategien für die nachhaltige
Entwicklung zu fördern und umzusetzen.

104. Im Prozeß der Verstädterung brauchen Strate-
gien und Programme für die nachhaltige Siedlungs-
entwicklung in ländlichen wie in städtischen Gebieten
starke subnationale staatliche Einrichtungen, die part-
nerschaftlich mit allen interessierten Parteien zusam-
menarbeiten. Solche Institutionen sind in vielen Län-
dern immer noch schwach, und ihre Effektivität ist
durch wachsende Probleme des politischen Regiona-
lismus und ethnischer Auseinandersetzungen gefähr-
det. Sämtliche dieser Schwierigkeiten und Anforde-
rungen verlangen nach einem regionalen und
sektorübergreifenden Ansatz der Siedlungsplanung,
der die Verbindungen zwischen Stadt und Land be-
tont und Dörfer und Städte als zwei Pole im Sied-
lungskontinuums in einem gemeinsamen Ökosystem
behandelt.

105. Städte sind zunehmend Teil eines Netzes von
Beziehungen, das weit über ihre Grenzen hinaus-
reicht. Nachhaltise Stadtentwickluns macht es erfor-

derlich, die Tragfähigkeit des gesamten Okosystems
zu prüf'en, das eine solche Entwicklung stützt, ein-
schließlich der Verhütung und Verringerung umwelt-
schädlicher Auswirkungen, die sich aufJerhalb der

Stadtgebiete einstellen. Die unkontrollierte Beseiti-
gung von Abfällen führt zur Zerstörung der natürli-
chen Umwelt: wasserführende Schichten, Küstenge-
biete, Meeresressourcen, Feuchtgebiete, natürliche
Lebensräume, Wälder und andere empfindliche Öto-
systeme sind betroffen, ebenso die Heimat indigener
Völker. Die grenzüberschreitende Bewegung gefähr-

licher Abfälle und Substanzen sollte gemäß der ent-

sprechenden internationalen Abkommen der Parteien
derselben erfolgen. Die rasche Verstädterung in Kü-
stengebieten hat die rasche Zerstörung der küstenna-
hen und marinen Ökosysteme zur Folge.

106. Die Formenvielfalt menschlicher Siedlungen
ist für die Schaffung eirter gerechten und sich nach-
haltig entwickelnden Gesellschaft zentral. Die

Lebens- und Arbeitsbedingungen in allen Siedlungen,
einschließlich regionaler städtischer Ballungsräume,
ländlicher Dienstleistungszentren, Weiler, Marktflek-
ken und Dörfer, müssen verbessert werden, wobei
Wohnraum, soziale und materielle Infrastruktur sowie
Versorgungseinrichtungen besonders zu berücksichti-
gen sind. Die Erhaltung und Entwicklung ländlicher
Siedlungen erfordern nachhaltige Aktivitäten in
Land- und Forstwirtschaft sowie verbesserte Agrar-
technologien, wirtschaftliche Diversifizierung und
eine Ausweitung der Beschäftigungsmöglichkeiten,
indem angemessene und ökologisch nachhaltige Inve-
stitionen in der Industrie und den entsprechenden
Produktions- und Dienstleistungssektoren gefördert
werden.

107. Um die unausgewogene geographische Ent-

wicklung im Siedlungswesen auszugleichen und die

Schaffung einer dynamischen Wirtschaft wirksam zu

unterstützen, sollten die Regierung auf den geeigne-

ten Ebenen Partnerschaften mit den relevanten inter-

essierten Parteien ins Leben rufen, um die nachhaltige
Entwicklung und Verwaltung von Städten aller Größe
zu fördern, und Bedingungen schaffen, die gewährlei-

sten, daß diese unterschiedlichen Städte bei der
Sicherung der wirtschaftlichen Entwicklung, der so-
zialen Sicherung und beim Umweltschttz Beschäfti-
gungsmöglichkeiten und Dienstleistungen bieten. Sie
sollten Strategien ausarbeiten und Maßnahmen för-
dern, welche die Probleme im Znsammenhang mit
Bevölkerungsströmen bewältigen, die in manchen
Gebieten zu einer extremen Bevölkerungskonzentra-
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tion, einer Belastung empfindlicher Ökosysteme wie

der Küstenregionen und zu einem Schwund der Be-

völkerung in anderen Gebieten führen'

108. Internationale Zusammenarbeit, einschließ-

lich der Kooperation der Städte, ist sowohl notwendig

als auch hinsichtlich der Förderung einer nachhalti-

gen siedlungsenrwicklung für alle seiten nützlich. Je

nach Kontext und den Erfordernissen der städte,

Siedlungen und Dörfer eines Landes oder einer Re-

gion sollte besondere Aufmerksamkeit den kritisch-

sten Fragen gewidmet werden, darunter: veränderung

der Wirtschaftsformen und Lebensstile; Energieein-

sparungen; nachhaltige Bewirtschaftung von Ressour-

cin und Flächen; Beseitigung der Armut; Bevölke-

rung und Gesundheit; Wasserversorgung, Hygiene

und Abfallwirtschaft; Verhinderung, Schadensbe-

grenzung und Vorbeugung bei und gegen Katastro-

ptt.tt; Kultur-, Natur- und historisches Erbe; Umwelt-

schutz; Industrie; Infrastruktur; sowie grundlegende

versorgungseinrichtungen wie Gesundheits- und Bil-

dungseinrichtungen. Habitat II bietet die Gelegenheit,

sich auf die wirkungen zu konzentrieren, die gegen-

wärtige Muster in der Siedlungsentwicklung auf die

Fähigkeiten haben werden, die bei den jüngsten vN-

Konferenzen gesetzten Ziele zu erreichen. Für die

Realisierbarkeit einer nachhaltigen Siedlungsentwick-

lung in ländlichen wie auch in städtischen Gebieten

ist die genaue Beachtung der Trends in der Stadtent-

wicklung von entscheidender Bedeutung.

2. Nachhaltige Flächennutzung

109. Grund und Boden ist für viele lebende Syste-

me wesentlich für die Versorgung mit Nahrungsmit-

teln, wasser und Energie und für menschliches Leben

von entscheidender Bedeutung. In den rasch wach-

senden städtischen Ballungsräumen ist der Zugang zu

Flächen durch die potentiell konkurrierenden Erfor-

dernisse des wohnungsbaus, der Industrie und des

Handels, der Infrastruktur, des Verkehrs, der Land-

wirtschaft und des Bedarfs an Frei- und Grünflächen

sowie des Schutzes empfindlicher Ökosysteme ztr-

nehmend erschwert worden. Die Kosten städtischer

Grundstücke und andere Faktoren hindern in Armut

lebende Menschen und Angehörige anderer schwa-

cher oder benachteiligter Gruppen daran, Zugang zu

solchen geeigneten Flächen zu erlangen, deren Lage

keine besonderen wirtschaftlichen, ökologischen oder

gesundheitlichen Risiken für die Bewohner bedeuten

würde, wie sie etwa die Nähe zu umweltschädigenden

lndustrieanlagen, ungeeignete geographische Bedin-

gungen oder die wahrscheinlichkeit von Naturkata-

itrophen bedingen würden. Die Entwicklung der städ-

tischen Gebiete in Einklang zu bringen mit der

natürlichen umwelt und dem gesamten Siedlungssy-

stem ist eine der grundlegenden Aufgaben, die in ei-

ner verstädterten welt zu bewältigen sind. Die werk-

zeuge, mit deren Hilfe eine materiell ausgewogenere

Entwicklung bewerkstelligt werden kann, umfassen

nicht nur spezifische Stadt- und Regionalentwick-

lungspolitiken sowie rechtliche, wirtschaftliche, fi-

nanzielle, kulturelle und andere Maßnahmen, sondern

auch innovative Methoden der Stadtplanung, des

Städtebaues und der Stadtentwicklung, der Revitali-

sierung und der Verwaltung. Nationale, subnationale

und lokale Strategien und Programme müssen inte-

griert werden. In dieser Hinsicht sollte der in der Rio-

beklaration über Umwelt und Entwicklung formu-

lierte Ansatz des Vorsorgeprinzips von den Regierun-

gen gemäß ihrer Möglichkeiten umfassend ange-

wandt werden, die Anwendung von Sozial- und

Umweltverträglichkeitsprüfungen ist wünschenswert.

110. Flächennutzung hängt wegen der Bedeutung

des Schutzes von Grundwasser und anderer Trink-

wasserquellen vor den durch das Siedlungswesen ver-

ursachten Schadensfolgen eng zusammen mit der

Wasserwirtschaft. Besondere Berücksichtigung sollte

die Fortleitung potentiell gefährlicher Aktivitäten von

empfindlichen Gebieten finden. Meere und Küsteffe-

gionen sollten vor landseitigen Quellen der Umwelt-

verschmu tzung ge schützt w erden.

111. Viele Stadte nutzen ihr Umland auf ver-

schwenderische weise für städtische zwecke, wäh-

rend die angeschlossenen F|ächen und die Infrastruk-

tur häufig nicht angemessen entwickelt und genutzt

sind. Um unausgewogenes' ungesundes und nicht-

nachhaltiges Siedlungswachstum zu vermeiden, ist es

notwendig, Muster der Flächennutzung zu fördern,

die den Transportbedarf verringern, Energie einspa-

ren und Frei- und Grünflächen schützen. Richtlinien

für eine angemessene Siedlungsdichte und für die

gemischte Flächennutzung sind für die Stadtentwick-

lung von entscheidender Bedeutung. Nationale, sub-

nationale und lokale Strategien und Erschließungs-

pläne müssen sorgfältig überprüft werden, um eine

optimale Flächennutzung und eine geographisch aus-

gewogenere Wirtschaftsentwicklung zü gewährlei-

sten, einschließlich des Schutzes unverzichtbarer

landwirtschaftlicher Flächen, Flächen,, die die biolo-

gische Vielfalt, die Wasserqualität und die Grund-
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wasserneubildung erhalten, empfindlicher Gebiete
wie der Küstenregionen sowie anderer schutzbedürf-
tiger Ökosysteme.

112. Grünflächen und Pflanzendecken in städti-
schen Gebieten und ihrem Umland sind für das biolo-
gische und hydrologische Gleichgewicht ebenso wie
für die wirtschaftliche Entwicklung wichtig. Die Ve-
getation schafTt natürliche Lebensräume und ermög-
licht eine bessere Aufnahme von Niederschlägen auf
natürlichen Wegen, was auch Kosteneinsparungen in

der Wasserwirtschaft bedeutet. Grünflächen und Ve-
getation spielen auch bei der Luftreinhaltung und der
Schaffung geeigneterer klimatischer Bedingungen
eine wichtige Rolle, wodurch die Lebensbedingungen
in den Städten verbessert werden. Gesunde und um-
weltverrrägliche landwirtschaftliche Aktivitäten so-
wie die Bereitstellung von Gemeindeland sollten in
die Stadr und Regionalplanung einbezogen werden.

Maßnahmen

113. Die Regierungen sollten auf den geeigneten
Ebenen einschließlich der kommunalbehördlichen
und anderer interessierter Parteien und mit Unterstüt-
zung der zuständigen internationalen und regionalen
Einrichtungen die Bemühungen von Städten und
Siedlungen um nachhaltige städtische Flächennut-
zungsmuster und -planungen fördern, und sollten zu
diesem Zweck:

(.a) gegebenenfalls rechtliche Rahmenbedingun-
gen schaffen, um auf nationaler, subnationaler und lo-
kaler Ebene die Entwicklung und lJmsetzung staatli-
cher Pläne und Strategien für die nachhaltige
Stadtentwicklung und -sanierung, die Flächennut-
zung, den Wohnungsbau und die verbesserte Bewälti-
gung städtischen Wachstums zu erleichtern;

(b) effiziente und zugängliche Bodenmärkte för-
dern, die auf den kommunalen Bedarf reagieren und
ihn decken;

(c) wo angebracht steuerliche Anreize und Kon-
trollmaßnahmen für die Flächennutzung entwickeln,
einschließlich Lösungen für die Flächennutzungspla-
nung zwecks vernünftigerer und nachhaltiger Nut-
zung begrenzter Bodenressourcen;

(d) mehr Aufmerksamkeit den notwendigen Inve-
stitionsausgaben der Städte und Siedlungen durch
Strategien und Programme der Mobilisierung von
Ressourcen widmen, die größere private Kapitalströ-
me in die Stadtentwicklung dort erleichtern, wo Bei-
träge zur nachhaltigen Flächennutzung geleistet wer-
den;

(e) Partnerschaften zwischen öff-entlichem und
privatem Sektor sowie dem durch Spenden finanzier-
ten Sektor und anderen interessierten Parteien bei der
Bewirtschaftung von Bodenressourcen zur nachhalti-
gen Stadtentwicklung fördern;

(f) Stadtplanung und Initiativen für Wohn- und
Gewerbegebiete fördern, welche die Ansiedlung von
umweltschädlichen Industrieanlagen in Wohngebie-
ten zu verhindern bestrebt sind;

(g) die Umweltverschmutzung oder die Gefähr-
dung durch Umweltverschmutzung durch Industrie-
anlagen verhindern oder auf ein Mindestmaß be-
schränken und gleichzeitig die Stadtplanung sowie
Initiativen für Wohngebiete und die Ansiedlung von
Industrie fördern, welche die unverhältnismäßige An-
siedlung von umweltschädlichen Industrieanlagen in
Gebieten zu verhindern bestrebt sind, die von in Ar-
mut lebenden Menschen oder Angehörigen schwa-
cher und benachteiligter Gruppen bewohnt werden;

(h) die Umsetzung besserer Methoden der Flä-
chennutzung entwickeln und fördern, die umfassend
auf den konkurrierenden städtischen Flächenbedarf
für Wohnungen, Industrie, Handel, Infrastruktur, Ver-
kehr, Grünflächen und Waldgebiete eingehen und da-
bei die Notwendigkeit von Flächen für altaghche
Aktivitäten berücksichtigen für Spielplätze, Parks,
Sportanlagen und Erholungsgebiete sowie für Gebie-
te, die für Gartenbau und Landwinschaft im Stadtge-
biet geeignet sind;

(i) die Integration von Flächennutzungs- und Ver-
kehrsplanung fördern, um Entwicklungsmuster zu un-
terstützen, die den Flächenbedarf für den Verkehr
senken;

O integrierte Bewirtschaftungspläne für Küsten-
regionen entwickeln und umsetzen, uffi die angemes-
sene Entwicklung und Erhaltung der Küstenressour-
cen zu gewährleisten;

(k) den Einsatz von Instrumenten und die Ent-
wicklung von Kapazitäten für die transparente Über-
wachung und Beurteilung von Stadtentwicklung auf
der Grundlage geeigneter Indikatoren fiir die ökologi-
schen, sozialen und wirtschaftlichen Leistungen von
Städten fordern;

(l) einen partizipatorischen Ansatz für nachhaltige
Siedlungen institutionalisieren, indem Strategien und
Mechanismen entwickelt und gefördert werden, die
einen offenen und einbeziehenden Dialog zwischen
allen interessierten Parteien unterstützen, wobei die
Bedürfnisse und vordringlichen Angelegenheiten von
Frauen, Minderheiten, Kindern, Jugendlichen, Behin-
derten, älteren Menschen oder in Armut lebenden
oder aus gegrenzten Menschen besonders zu berück-

35



sichtigen sind;
(m) Best Practices für eine kommunale Flächen-

bewirtschaftung in Städten und Siedlungen fördern;
(n) die Kapazitaten im integrierten Umweltmana-

gement ausbauen.

114. Um eine verbesserte und integrierte Flächen-

bewirtschaftung zu entwickeln und zu fordern, sollten

die Regierungen auf den geeigneten Ebenen, ein-

schliefilich der kommunalbehördlichen:
(a) integrierte Flächeninformations- und Kartie-

rungssysteme entwickeln;
(b) gegebenenfalls Strukturen zur Durchsetzung

von Gesetzen und Vorschriften zur Flächenbewirt-
schaftung entwickeln, um Durchsetzung und Rechts-

mittel effizienter und effektiver zu machen;
(c) den Bodenmarkt durch die Schaffung effekti-

ver rechtlicher Rahmenbedingungen entwickeln, die

Aspekte des Umweltschutzes einbeziehen und die

Vielfalt der Nutzungsmöglichkeiten umfassen;
(d) auf lokaler Ebene unter Beteiligung aller inter-

essierter Parteien umfassende und umweltverträgliche
Strategien der Flächennutzung entwickeln.

3. Soziale Entwicklung: Beseitigung der Armut,
Schaffung produktiver B eschäftigungsmöglich-
keiten und soziale Integration

115. Die Förderung eines gerechten, sozial lebens-
fähigen und stabilen Siedlungswesens ist untrennbar
verbunden mit der Beseitigung der Armut. Die Sache

des Internationalen Jahres für die Beseitigung der Ar-

mut und des Internationalen Jahrzehnts für die Besei-

tigung der Armut macht sich die internationale Ge-

meinschaft zu eigen, die ferner zur Kenntnis nimmt,

daß immer mehr Frauen von Armut betroffen sind.
Armut äußert sich in vielfältigen Formen, darunter

Obdachlosigkeit und unangemessener Wohnraum.
Die Beseitigung von Armut erfordert unter anderem
eine solide makroökonomische Politik, die gerichtet
ist auf die Schaffung von Beschäftigungsmöglichkei-
ten, auf gleichen und allgemeinen Zugang zu wirt-
schaftlichen Betätigungsmöglichkeiten (und auf be-
sondere Anstrengungen, um diesen Zugang für
Behinderte zu erleichtern), auf eine Erziehung und
Ausbildung, die eine nachhaltige Existenzgrundlage
durch die freie Wahl des Arbeitsplatzes und der pro-
duktiven Beschäftigung fördert, sowie auf grundle-
gende soziale Einrichtungen, einschließlich der Ge-
sundheitseinrichtungen. Allerdings gibt es keine
universell anwendbaren Lösungen. In Armut lebende

Menschen müssen durch frei gewählte Beteiligung in

allen Bereichen des politischen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Lebens Hilf'e zur Selbsthilf'e ge-

währt bekommen. Zu den weiteren zentralen Elemen-

ten einer Politik der Armutsbeseitigung gehören Stra-

tegien, die auf die Überwindung von Ungleichheit

und auf verbesserte Entfaltungsmöglichkeiten gerich-

tet sind, gegebenenfalls auf Schaffung oder Verbesse-

rung des Zugangs zu Ressourcen, Beschäftigung und

Einkommen, auf Förderung der ländlichen Entwick-

lung und Maßnahmen zur Verbesserung der wirt-

schaftlichen, sozialen und ökologischen Bedingungen

in ländlichen Gebieten, auf Schaffung einer sozialen

Sicherung für jene, die sich selbst nicht helfen kön-

nen, auf Anerkennung der Bedürfnisse und Fähigkei-

ten von Frauen, auf Entwicklung der Arbeitskräftepo-

tentiale, auf Verbesserung der Infrastruktur ein-

schließlich Verkehrseinrichtungen und Verbesserung

des Zugangs zu diesen und schließlich auf die Förde-

rung innenpolitischer Strategien, welche auf die ele-

mentaren Bedürfnisse aller eingehen.

Maßnahmen

116. Um eine gerechte Bereitstellung von Versor-
gungseinrichtungen in Städten und Siedlungen und

den gleichen Z:ugang zu diesen zu fördern, sollten die

Regierungen auf den geeigneten Ebenen, einschließ-
lich der kommunalbehördlichen:

(a) integrierte Strategien der nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung formulieren und umsetzen, die glei-

chen Zugang zu elementaren Dienstleistungen und

Einrichtungen und deren Erhaltung gewährleisten,

darunter solche, die der Lebensmittelsicherheit die-
nen, ferner der Erziehung und Bildung, der Beschäfti-
gung und der Sicherung von Existenzgrundlagen,
sowie elementare Einrichtungen des Gesundheitswe-
sens, sauberes Trinkwasser sowie Kanalisation und
Abfallbeseitigung, angemessener Wohnraum und Zu-
gang zu Frei- und Grünflächen, wobei die Bedürfnis-
se und Rechte von Frauen und Kindern, die oft die
größte Last der Armut tragen, vorrangig zu berück-
sichtigen sind;

(b) wo angebracht öffentliche Ressourcen umlei-
ten, um auf kommunaler Ebene die Bereitstellung von
Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen anuJre-
gen und die Beteiligung des privaten Sektors und
Ortsansässiger, einschließlich in Armut lebender
Menschen, Frauen, Behinderter, indigener Bevölke-
rungen und Angehöriger benachteiligter Gruppen, an

der Bestimmung des Bedarfs an Versorgungseinrich-
tungen, an der Raumplanung sowie an der Planung,
der Bereitstellung und der Erhaltung von städtischen
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Infrastruktureinrichtunsen und Frei- und Grünflächen
fördern.

111. Um die soziale Integration zu fördern, sollten
die Regierungen auf den geeigneten Ebenen, ein-
schlielSlich der kommunalbehördlichen, indem sie die
Bedeutung freiwilliger Beiträge anerkennen und eng
mit Nichtregierungsorganisationen, Ortsansässigen,
dem genossenschaftlichen Sektor sowie öffentlichen
und privaten Stiftungen zusammenarbeiten:

(a) diskrimierende, Menschen ausgrenzende Prak-
tiken im Zusammenhang mit Wohnen, Beschäftigung
und Zugang ̂ r sozialen und kulturellen Einrichtun-
gen verbieten;

(b) Gelegenheiten und Räumlichkeiten anbieten,
um positive Interaktion zwischen Gruppen unter-
schiedlicher Kulturen zo fördern;

(c) Randgruppen und/oder benachteiligte Gruppen
oder Einzelne an der Planung, Entscheidungsfindung,
Überwachung und Beurteilung im Zusammenhang
mit der Siedlungsentwicklung beteiligen;

(d) in Zusammenarbeit mit entsprechenden inter-
essierten Parteien einschließlich Eltern im Hinblick
auf die Ausbildung ihrer Kinder die Entwicklung von
schulischen Lehrplänen, Ausbildungsprogrammen
und kommunalen Einrichtungen fördern, die auf die
Entwicklung von Verständnis und Kooperation zwi-
schen Angehörigen unterschiedlicher Kulturen ausge-
richtet sind.

118. Armut in Stadt und Land sowie Arbeitslosig-
keit setzen der Siedlungsentwicklung enge Grenzen.
Um die Armut zu bekämpfen, sollten die Regierun-
gen auf den geeigneten Ebenen, einschließlich der
kommunalbehördlichen, in Partnerschaft mit den ent-
sprechenden interessierten Parteien einschließlich der
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen:

(a) produktive Beschäftigungsmöglichkeiten anre-
gen, die für das Erlangen eines angemessenen
Lebensstandards aller Menschen ausreichende Ein-
kommen ermöglichen, wobei gleiche Beschäftigungs-
möglichkeiten und Einkommen für Frauen gewährlei-
stet und die Schaffung von Arbeitsplätzen in der
Nähe des Wohnorts oder im Hause gefördert werden,
insbesondere für in Armut lebende Frauen und für
Behinderte;

(b) das Ziel verfolgen, qualifizierte Beschäftigung
zu gewährleisten, und die Grundrechte und Interessen
der Beschäftigten zu schützen sowie zu diesem
Zweck die Achtung der entsprechenden Konventio-
nen der Internationalen Arbeitsorganisation zu för-
dern, einschließlich jener zum Verbot von Zwangs-

und Kinderarbeit, zur Koalitionsfreiheit, zum Recht
auf ZusammenschlufJ und auf Tarifverhandlungen so-
wie des Prinzips der Nichtdiskriminierung;

(c) Strategien verbessern, die umweltbedingte Ge-
sundheitsrisiken mindern und dem informellen Sektor
und allen Beschäftigten Zugang zu lnformationen
über Möglichkeiten der Verbesserung der Sicherheit
am Arbeitsplatz und der Minderung von Gesundheits-
risiken ermöglichen;

(d) wo angebracht kostengünstige und arbeitsin-
tensive Investitionen und Verfahren fördern, um
Siedlungs-Infrastruktur und Versorgungseinrichtun-
gen zu schaffen, wiederherzustellen und zu erhalten;

(e) eine Vergabe- und Beschaffungspolitik för-
dern, die gegebenenfalls die Beteiligung des lokalen
privaten Sektors einschließlich kleinerer Unterneh-
men und Auftragnehmer sowie, sofern angebracht,
des informellen Sektors und des kommunalen Be-
reichs an der Bereitstellung grundlegender öffentli-
cher Güter und Versorgungseinrichtungen ermög-
licht;

(0 gewährleisten, daß in Armut lebende Men-
schen Zugang zt ertragsfähigen Ressourcen haben,
einschließlich Krediten, Land, Bildung und Ausbil-
dung, Technologie, Wissen und Information, sowie
zu öffentlichen Dienstleistungen, und daß sie die
Möglichkeit zur Beteiligung an Entscheidungen im
politischen und rechtlichen Leben haben, die ihnen
erlaubt, wirtschaftliche und Beschäftigungsmöglich-
keiten zu nutzen:

(g) den Zugang zu Krediten und innovativen alter-
nativen Bankgeschäften mit flexiblen Garantien und
Sicherheiten für Frauen und in Armut lebende Men-
schen fördern, einschließlich jener, die im
informellen Sektor, Familienbetrieben oder kleineren
Unternehmen arbeiten;

(h) genossenschaftliche Bankgeschäfte auf kom-
munaler Ebene und verantwortliche Reinvestitionen
von Unternehmen in B ürgergemeinschaften fördern ;

(i) ertragsfähige Unternehmen einschließlich
Kleinstunternehmen sowie Mittel- und Kleinbetriebe
des privaten und genossenschaftlichen Sektors för-
dern und stärken und die Markt- und anderen
Beschäftigungs- und Ausbildungsmöglichkeiten für
Frauen, Männer und Jugendliche verbessern (Behin-
derte eingeschlossen), und wo angebracht die Bezie-
hungen zwischen den informellen und formellen Sek-
toren fördern;

0) wo angebracht den frühzeitigen Zugang ar-
beitsloser und insbesondere in Armut lebender Men-
schen zu Bildungs- und Berufsausbilduneseinrichtun-
gen fördern;
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(k) unabhängige Kleinbetriebe durch flexible Pro- eigene Genossenschaften von Frauen und ihre Mit

duktionsnetze miteinander verbinden; gliedschaft in anderen Genossenschaften unterstül

(l) Programme entwickeln und ausbauen, die dar-

auf gerichtet sind, die Fähigkeiten von Ortsansässigen

und Nichtregierungsorganisationen, darunter Jugend-

organisationen, zum Projektmanagement auf lokaler

Ebene zu verbessern, wozu unter anderem Bedarfsab-

schätzung, Projektplanung, Finanzplanung, Projekt-

durchführung sowie Folgenabschätzung, -überwa-

chung und -bewertung gehören;
(m) die Gründung von Organisationen, privaten

Entwicklungshilfe-Organisationen und anderen

Nichtregierungsorganisationen auf kommunaler Ebe-

ne fördern, die zu den Bemühungen um die Beseiti-

gung der Armut beitragen;
(n) die Schaffung quasi-staatlicher Förderungs-

strukturen prüfen, welche miteinander zusammenhän-

gende lokale Betriebe durch unterstützung bei der

Entwicklung, dem Marketing und dem vertrieb lokal

geferti gter Erzeugnisse fördern;
(o) durch die Massenmedien das öffentliche Be-

wußtsein für B eschäfti gun g smö glichkeiten fördern.

1I9. Um eine die Gleichstellung der Geschlechter

berücksichtigende Siedlungsplanung und -verwaltung

zu fördern, sollten die Regierungen auf den geeigne-

ten Ebenen, einschließlich der kommunalbehördli-

chen, in Zusammenarbeit mit Frauengruppen und an-

deren interessierten Parteien:
(a) wo angebracht Durchführungsverordnungen,

Standards und Normen erlassen und Planungsrichtli-

nien entwickeln, welche die Bedürfnisse und die Si-

tuation von Frauen und Männern, Jungen und Mäd-

chen im Zusammenhang mit Siedlungsplanung und
-entwicklung sowie der entsprechenden Entschei-

dungsfindung wie auch bei der Schaffung und dem

Zugang z\ elementaren Versorgungseinrichtungen,

einschließlich öffentlicher Verkehrsmittel, Gesund-

heits- und Bildungseinrichtungen berücksichtigen;
(b) bei der Planung die Tatsache berücksichtigen,

daß Frauen oft an Aktivitäten im informellen Sektor

beteiligt sind und das Heim fiir berufliche oder ge-

schäftlich e Zw ecke nutzen ;
(c; Strukturen der politischen Vertretung fördern,

wobei die volle und gleiche Beteiligung von Frauen

zu gewährleisten ist;
(d) politische Richtlinien und Programme entwik-

keln, welche die Beteiligung von Frauengruppen in

allen Bereichen der kommunalen Entwicklung hin-

sichtlich d'er ökologischen Infrastruktur und der Be-

reitstellung elementarer städtischer Dienstleistungen

und Einrichtungen fördern und aktiv betreiben, sowie

zen.
(e) den Wandel der Einstellungen' Strukturen,

Strategien, in der Rechtslage sowie in den Gepflogen-

heiten im Zusammenhang mit Geschlechtenollen för-

dern. um alle Hindernisse für die Menschenwürde

und die Gleichheit in Familie und Gesellschaft zu be-

seitigen. und die volle und gleiche Beteiligung von

Frauen und Männern, einschließlich Behinderter, am

sozialen, wirtschaftlichen und politischen Leben ein-

schließlich der Formulierung und umsetzung von

strategien und Programmen der entsprechenden Fol-

geprozesse unterstützen ;
(f) wirtschaftliche Verfahrensweisen fördern, die

positive Auswirkungen auf die Beschäftigung und das

Einkommen weiblicher Arbeitskräfte sowohl im for-

mellen wie im informellen Sektor haben, und beson-

dere Maßnahmen ergreifen, uil die Arbeitslosigkeit

unter Frauen, insbesondere Lan gzeitarbeitslosigkeit,

anzugehen;
(g) sofern sie vorhanden sind, rechtliche und ge-

wohnheitsmäßige Schranken für den gleichen Zugang

von Frauen zu Grund und Bpden und zu Finanzmrt-

teln und deren Nutzung durch Frauen beseitigen;

(h) den gleichen Zugang für Mädchen und Frauen

zu Bildung und Ausbildung auf allen Ebenen fördern;

(i) Programme ins Leben rufen' welche die unter

Frauen in ländlichen Gebieten verbreitete Armut an-

gehen, und sich dabei auf deren Bedarf an angemes-

senem Wohnraum und angemessener Beschäftigung

konzentrieren'
() geschlechtsspezifische Daten erheben und ver-

breiten und dabei sicherstellen, daß solche Statistiken

nach Alter und Geschlecht erhoben, aufbereitet, ana-

lysiert und dargestellt werden; Beobachtungsmecha-

nismen in Regierungsorganisationen aufbauen und

die Ergebnisse in die wichtigsten Politikbereiche für

eine nachhaltige Siedlungsentwicklung einfließen las-

sen;
(k) im Gemeinwesen das Bewußtsein für Proble-

me schärfen, denen sich in Armut lebende Frauen,

Heimatlose, Migranten, Flüchtlinge und andere ver-

triebene Frauen gegenübersehen, die internationalen

Schutzes bedürfen, sowie im jeweiligen Lande

zwangsumgesiedelte Frauen, insbesondere für jene

Probleme, die in Zusammenhang mit körperlichem

und sexuellem Mißbrauch stehen, und geeignete Ant-

worten der Gemeinschaft darauf entwickeln;
(l) gleich en Zugang zu Wohnraum, Grundbesitz

und öffentlichen Dienstleistungen und Einrichtungen

in städtischen und ländlichen Gebieten gemäß der In-
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ternationalen Konvention zur Beseitigung der Diskri-

mierung der Frau gewährleisten.

120. Um die gesamte Bandbreite der Möglichkei-

ten junger Menschen zu entwickeln und sie darauf

vorzubereiten, eine verantwortliche Rolle bei der

Siedlungsentwicklung zu übernehmen, sollten die Re-

gierungen auf allen geeigneten Ebenen, einschließlich

der kommunalbehördlichen, in Partnerschaft mit dem

privaten Sektor, Nichtregierungsorganisationen für

Jugendliche und anderen Nichtregierungsorganisatio-

nen sowie mit auf kommunaler Ebene tätigen Organi-

sationen:
(a) die Belange Jugendlicher in alle relevanten na-

tionalen, subnationalen und kommunalen Richtlinien,

Strategien, Programme und Projekte integrieren;
(b) junge Menschen befähigen, durch Förderung

und Wertschätzung ihrer Fähigkeiten eine aktive und

kreative Rolle beim Aufbau nachhaltiger Gemeinwe-

sen zu spielen;
(c) gleichenZugang zu einer Grundbildung schaf-

fen, wobei in Armut lebende Menschen und Jugendli-

che in ländlichen Gebieten besonders zu berücksichti-

gen und Schranken nJ überwinden sind, die durch

Entfernung, fehlende Bildungseinrichtungen und so-

zia\e oder wirtschaftliche lJmstände bedingt sind;
(d) besondere Maßnahmen zur Senkung der Aus-

steigerquote auf allen Ebenen der Bildung- und Aus-

bildung durch erhöhte Relevanz und Qualität der

Ausbildung sowie Maßnahmen zur Erleichterung des

Zugangs von Schulabgängern zu nachhaltigen Exi-

stenzgrundlagen ergreifen;
(e) unter Ausnutzung sowohl formaler wie nicht-

formaler Bildungs- und Ausbildungsaktivitäten und -

programme uncl in Zusammenarbeit mit der Jugend

Beschäftigungsprogramme und die Entwicklung von

beruflichen Fertigkeiten fördern, welche die Fähigkeit
Jugendlicher, sich voll an den sozialen, wirtschaftli-
chen und politischen Prozessen in Städten und Sied-

lungen zu beteiligen, verbessern;
(0 die sexuelle und wirtschaftliche Ausbeutung

junger Frauen und Kinder beseitigen sowie ihre

Lebensqualität verbessern und ihren Beitrag zur nach-

haltigen Siedlungsentwicklung vergrößern;
(g) Kampagnen zur Bewußtseinsbildung und an-

dere von Jugendlichen entwickelte und durchgeführte
Maßnahmen unterstützen, die auf die Förderung der
Wertschätzung ihres historischen, natürlichen' reli-
giösen, geistigen und kulturellen Erbes ebenso ge-
richtet sind wie auf die Schärfung ihres Bewußtseins
ftir ökologische Wertvorstellungen und die Umwelt-
folgen ihres Verhaltens in Produktion und Konsum-

tion sowie für ethische Fragen, insbesondere jene tm

Zusammenhang mit angemessenem Wohnraum für

alle und der nachhaltigen Siedlungsentwicklung.

121. Um eine die Belange Behinderter berücksich-

tigende Siedlungsplanung und -verwaltung zu för-

dern, sollten die Regierungen auf allen geeigneten

Ebenen, einschließlich der kommunalbehördlichen:
(a) die Ausarbeitung von Gesetzen, Durchfüh-

rungsverordnungen, Standards und Normen fördern

und Planungsrichtlinien und -programme entwickeln,

welche die besonderen Bedürfnisse von Behinderten,

einschließlich der chronisch Kranken, bei allen Pla-

nungen, Entwicklungen und Entscheidungen tn Zt-

sammenhang mit Städten und Siedlungen berücksich-

tigen;
(b) die Ausarbeitung von Gesetzen und Richtli-

nien fördern, die Behinderten den uneingeschränkten

Zugang zu allen neuen öffentlichen Gebäuden und

Einrichtungen, zum öffentlichen Wohnungsbau und

zu öffentlichen V erkehrsmitteln gewährleisten ; ferner

den Zugang zn vorhandenen öffentlichen Gebäuden

und Einrichtungen, zum vorhandenen öffentlichen

Wohnungsbau und öffentlichen Verkehrsmitteln wo

realisierbar fördern, insbesondere durch Ausnutzung

von Renovierungsmaßnahmen ;
(c) Strukturen der politischen Vertretung fördern,

während die volle und gleiche Beteiligung von Be-

hinderten gewährleistet wird;
(d) Kommunikationsprobleme beseitigen, um die

soziale und physische Isolierung zu verringern, denen

sich Behinderte gegenübersehen. indem Maßnahmen

wie zum Beispiel die Produktion und Verbreitung

von Informationen in geeigneter Form, insbesondere

öffentlicher Informationen, ergriffen werden ;
(e) den gleichen Zugang zu allen Phasen und Stu-

fen der Bildung und Ausbildung sowie die Entwick-

lung der Fähigkeiten Behinderter fördern;
(fl disaggregierte Daten gewinnen und verbreiten,

die nach Alter, Geschlecht und Beschäftigungsstand

differenziert und vorgelegt werden; Überwachungs-

mechanismen in die Verwaltungsstrukturen aufneh-

men und die Ergebnisse in die Schwerpunktpolitik

der nachhaltigen Siedlungsentwicklung integrieren;

(g) anerkennen, daß Behinderte Fachkenntnisse

hinsichtlich der Erfordernisse ihrer eigenen

Wohnungs- und kommunalen Situation einbringen

können, Entscheidungsträger hinsichtlich ihres ange-

messenen Wohnraums sein und als Planer und Aus-

führer derselben einbezogen werden sollten;
(h) das Bewußtsein der Gemeinschaft für gesund-

heitliche Belange Behinderter schärfen und geeignete

39



Antworten der Gemeinschaft darauf formulieren;
(i) Behinderten eine bezahlbare und gute Gesund-

heitsvorsorge bieten:

0) Strategien und Richtlinien entwickeln und
Dienstleistungen anbieten, die Behinderte in die Lage
versetzen, in der Gemeinde untergebracht zu sein;

(k) Programme entwickeln und umsetzen, die Be-
hinderten die gleichen Voraussetzungen geben, ein
für einen angemessenen Lebensstandard ausreichen-
des Einkommen zu erzielen;

(l) bei Planungen die Tatsache berücksichtigen,
daß Behinderte oft ihr Heim für berufliche oder se-
schäftl i ch e zw ecke nutzen ;

(m) Sport-,Freizeit- und Kulturaktivitäten für Be-
hinderte fördern.

122. Um den stetigen Fortschritt indigener Bevöl-
kerungen zu fördern und ihre volle Beteiligung an der
Entwicklung städtischer und ländlicher Gebiete, in
denen sie leben, zu gewährleisten, sollten die Regie-
rungen und die Führer indigener Gemeinschaften in-
nerhalb des nationalen Rahmens unter uneinge-
schränkter Achtung ihrer Kulturen, Sprachen,
Traditionen, Bildung, gesellschaftlichen Organisatio-
nen und Siedlungsgewohnheiten:

(a) spezielle Maßnahmen ergreifen, uffi ihre Pro-
duktivität zu verbessern und dabei ihren uneinge-
schränkten und gleichen Zugang zu sozialen und
wirtschaftlichen Einrichtungen sowie ihre Beteiligung
an der Entwicklung und Umsetzung von Richtlinien
gewährleisten, die ihre eigene Entwicklung betreffen;

(b) die wirtschaftlichen Aktivitaten indigener Be-
völkerungen fördern, um ihre Lebensbedingungen
und Entwicklung zu verbessern und den sicheren
Austausch mit der jeweils umfassenderen wirtschaft-
lichen lJmgebun g zu gewährleisten;

(c) die Frauen indigener Bevölkerungen, den
Männern gleichgestellt, und ebenso ihre Perspektiven
und ihre Kenntnisse in die Stadte und Siedlungen be-
treffende Entscheidungen einbeziehen, einschließlich
Entscheidungen über nachhaltige Ressourcenbewirt-
schaftung und die Entwicklung von Richtlinien und
Programmen für die nachhaltige Entwicklung, insbe-
sondere in jene, die auf die Verhinderung und Lösung
von Problemen der Bodenzerstörung gerichtet sind;

(d) auf die besonderen Bedürfnisse der Kinder in-
digener Bevölkerungen und ihrer Familien eingehen,
insbesondere der in Armut lebenden, und sie damit in
die Lage versetzen, wirtschaftliche und soziale Ent-
wicklungsprogramme voll zu nutzen.

123. Um Gewalt und Verbrechen zu verhindern,
zu verringern und zu beseitigen, sollten die Regierun-
gen auf allen geeigneten Ebenen, einschliefilich der
kommunalbehördlichen und in Zusammenarbeit mit
allen interessierten Parteien:

(a) bewohnbare Siedlungen planen, schaffen und
erhalten, welche die Nutzung öffentlicher Räume als
Zentren des Gemeinschaftslebens fördern, so daß sie
nicht zu Stätten krimineller Aktivitäten werden;

(b) das Bewußtsein schärfen und eine Erziehung
schaffen, die Teil der Bemühungen um eine Senkung
der Kriminalität und Gewalt und der Stärkung der
Gesellschaft ist;

(c) Verbrechensverhütung durch soziale Entwick-
lung fördern, indem Möglichkeiten gefunden werden,
den Kommunen zu helfen, die Ursachen anzugehen,
welche die Sicherheit der Gemeinschaft untergraben,
ebenso wie die entstehenden Verbrechen, indem so
drängende Probleme wie Armut, Ungleichheit, Bela-
stung der Familien, Arbeitslosigkeit, fehlende
Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten sowie man-
gelnde Gesundheitsvorsorge, einschließlich psycho-
hygienischer Einrichtungen, angegangen werden;

(d) Jugendliche und Kinder, insbesondere Stra-
ßenkinder, ermutigen, eigenes Interesse an threr Zu-
kunft und der ihrer Gemeinschaft zu entwickeln,
indem für Bildungs-, Freizeit- und Ausbildungsein-
richtungen sowie Beratungsstellen gesorgt wird, wel-
che Investitionen des privaten Sektors wie auch die
Förderung durch gemeinnützige Organisationen an-
ziehen;

(e) die Sicherheit der Frauen in den Gemeinwesen
durch die Förderung einer Geschlechterperspektive in
Strategien und Programmen der Verbrechensverhü-
tung verbessern, indem das Wissen und das Verste-
hen der Ursachen, Folgen und Mechanismen der Ge-
walt gegen Frauen bei denjenigen, die für die lJmset-
zung solcher Strategien verantwortlich sind, vergrö-
ßert wird;

(f) Programme einfrihren, die darauf zielen, die
Fähigkeiten der lokalen Führung zur Förderung der
Selbsthilfefähigkeit von Gruppen, Konfliktlösung und
Intervention zu verbessern;

(g) gegebenenfalls die persönliche Sicherheit för-
dern und Angste dadurch verringern, daß die Polizei-
apparate verbessert und für die Gemeinden, denen sie
dienen, zuverlässiger gemacht werden, sowie da-
durch, daß, wo immer angebracht, die Entwicklung
von rechtmäßigen Maßnahmen und Systemen der
Verbrechensverhütung in der Gemeinde erleichtert
wird;
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(h) zugängliche, erschwingliche, unvoreingenom-

mene, pünktliche und humane Rechtssysteme schaf-

fen, unter anderem dadurch, dafS vorhandene traditio-

nelle Einrichtungen und Verfahren für die Lösung

von Auseinandersetzungen und Konflikten wo ange-

bracht ermöglicht und gestärkt werden;
(i) die Einrichtung von Programmen und Projek-

ten fördern, die auf freiwilliger Beteiligung insbeson-

dere von Kindern, Jugendlichen und älteren Men-

schen basieren, um Gewalt, einschließlich Gewalt in

der Familie, und Verbrechen zu verhüten;

fi) gemeinsam vordringliche Maßnahmen ergrei-

fen, um das nationale und internationale Geschäft mit

der Sexualität zu beseitigen.

124. Um schwache und benachteiligte Menschen

zu schützen, sollten die Regierungen auf den geeigne-

ten Ebenen mit allen interessierten Parteien zusam-

menarbeiten, um:
(a) integrierte, transparente und die Gleichstellung

der Geschlechter berücksichtigende Umwelt-, Sozial-

und Wirtschaftsprogramme und -strategien für

Elendsgebiete und für durch soziale Ausgrenzung ge-

kennzeichnete Gebiete anwenden;
(b) die Beteiligung von Organisationen Ortsansäs-

siger einschließlich Altestenräten, Frauengruppen,

Bürgerinitiativen, Jugendgruppen' Kindergruppen

und Behindertenorganisationen sowie anderer in der

Kommune verankerter Organisationen an Entschei-

dungsprozessen im Zusammenhang mit sozialhilfe-

programm en zu erleichtern ;
(c) arbeitsfähige Partnerschaften mit Initiativen

der sozialen Fürsorge und Kommunalentwicklung zu

gründen und zu fördern;
(d) Siedlungsplanung und -bau zu verbessern, üffi

vor allem auf die Bedürfnisse schwacher und benach-

teiligter Menschen, insbesondere Behinderter, einzu-

gehen.

4. Bevölkerungsentwicklung und nachhaltige

Siedlungsentwicklung

125. Die Lebensqualität und Aktivitaten der Be-

wohner von Städten und Siedlungen hängen eng mit

der Bevölkerungsentwicklung, mit demographischen

Mustern einschließlich wachstum, Struktur und ver-

teilung der Bevölkerung sowie' mit Entwicklungsva-
riablen wie Bildung, Gesundheit und Ernährung, dem

Grad der Nutzung natürlicher Ressourcen, dem Zt-

stand der umwelt sowie Geschwindigkeit und Quali-

tät wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung zusam-

men.

126. Bevölkerungsbewegungen innerhalb der ein-

zelnen Länder und zwischen verschiedenen Ländern,

einschließlich des raschen Wachstums mancher Städ-

te und der unausgewogenen regionalen Bevölke-

rungsverteilung in manchen Regionen, müssen be-

rücksichtigt werden, um die Nachhaltigkeit im

Siedlungswesen zu gewährleisten.

Maßnahmen

127. Um Probleme der Bevölkerungsentwicklung

aufzugreifen, die sich auf das Siedlungswesen aus-

wirken, und um demographische Belange uneinge-

schränkt in Strategien nachhaltiger Entwicklung des

Stadt- und Siedlungswesens einntbeziehen, sollten

die Regierungen auf den geeigneten Ebenen' ein-

schließlich der kommunalbehördlichen und anderer

interessierter Parteien :
(a) gewährleisten, daß Probleme der demographi-

schen bzw. Bevölkerungsentwicklung in den Ent-

scheidungsprozessen für die Schaffung elementarer

Infrastruktureinrichtungen und Dienstleistungen, ins-

besondere jenen, die sich mit Stadt- und Regionalpla-

nung und -verwaltung befassen, oder in anderen Stra-

tegien angemessen behandelt werden;
(b) nötigenfalls Datenbanken einrichten oder ver-

bessern, die unter anderem nach Geschlecht und Alter

disaggregierte Daten umfassen, sowie Daten gewin-

nen und Analysen durchführen, um Vergleichsdaten

zur Verfügung zu stellen, die für eine bessere Pla-

nung hinsichtlich des Bevölkerungswachstums in

Städten und Siedlungen genutzt werden können;
(c) das Bewußtsein, das Wissen und Verständnis

der Auswirkungen der Variablen der Bevölkerungs-

entwicklung auf das Siedlungswesen auf allen Ebe-

nen der Gesellschaft vertiefen, indem öffentliche In-

formationskampagnen und ein Gedankenaustausch

unternommen werden, die sich auf die Bedeutung von

Fragen der Bevölkerungsentwicklung sowie dre zur

Behandlung dieser Fragen notwendigen Maßnahmen

gemäß dem Prinzip der nachhaltigen Entwicklung

konzentrieren, einschließlich Gesundheit, Familien-

planung sowie wirtschaftsformen und Lebensstile;
(d) die Notwendigkeit berücksichtigen, neue Sied-

lungen gemäß der Nachhaltigkeit zu planen und zu

bauen und dabei die ökologischen Auswirkungen in

Betracht zu ziehen, üffi dte detzeitige Belastung der

Entwicklung und der Bevölkerungen sowie des städti-
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schen und ländlichen Raums zu senken und künftigen

Belastung en zu begegnen.

5. Nachhaltige und umweltverträgliche, gesunde

und bewohnbare Siedlungen

I28. Ein nachhaltiges Stadt- und Siedlungswesen

hängt ab von der Schaffung einer besseren umwelt

für den Menschen, für seine Gesundheit und sein

wohl, wodurch die Lebensbedingungen verbessert

und Ungleichheiten in der Lebensqualität verringerf

werden. Die Gesundheit der Menschen hängt vom

Schutz vor den umweltbedingten Ursachen schlechter

Gesundheit mindestens.ebenso ab wie von der klini-

schen Behandlung von Krankheiten. Kinder sind

schädlichen Umwelteinflüssen des städtischen Raums

besonders ausgesetzt und müssen geschützt werden.

Maßnahm en zur vorbeugung gegen Gesundheitsver-

schlechterung und Erkrankungen sind so wichtig wie

die verfügbarkeit geeigneter medizinischer Behand-

lung und Pflege. Es ist daher wichtig, Gesundheit

ganzheitlich zu betrachten, wodurch sowohl Vorbeu-

gung als auch Pflege und Behandlung in den größeren

Zusammenhang der umweltpolitik gestellt werden,

die gestützt wird durch effektive Management-

systeme und Aktionspläne, welche die lokale Erfor-

dernisse und Kap azitäten widerspiegelnden Zielsel-

zungen einbeziehen.

I2g. Gesundheitsprobleme im Zusammenhang mit

schädlichen Umwelteinwirkungen, darunter fehiender

Zugangzu gesundem Trinkwasser sowie zu Kanalisa-

tion und Abfallbeseitigung, nicht angemessene Ab-

fallwirtschaft, schlechte Abwasserkleirung, Luftver-

schmutzung und Lärmbelastung sowie ein

unzureichendes Gesundheitswesen, fordern von der

Lebensqualität und dem gesellschaftlichen Beitrag

von Millionen von Menschen einen hohen Tribut. Sie

können ferner soziale Spannungen und Ungerechtig-

keiten verschärfen und die Gefährdung der Menschen

durch Katastrophenfolgen vergrößern. Ein inte grierter

Ansatz für die Schaffung einer umweltverträglichen

Infrastruktur im Siedlungswesen, insbesondere für die

Armen in ländlichen und städtischen Gebieten, ist

eine Investition in die nachhaltige Entwicklung des

Stadt- und Siedlungswesens, welche die Lebensquali-

tät verbessern, schädliche Umwelteinwirkungen ver-

ringern, die Gesundheit der Bevölkerung insgesamt

verbessern und die Belastung durch die Kosten medi-

zinischer Behandlung und der Linderung von Ar-

mutsfolgen senken kann.

130. Viele gesundheitliche Umweltrisiken sind in

städtischen Ballungsräumen sowie in Gebieten rnit

niedrigen Einkommen wegen höherer Schadstoffkon-

zentrationen unter anderem durch Industrie, Verkehr,

Abgase aus Haushalten und Heizungen, Übervölke-

rung sowie unzureichender Abfallwirtschaft beson-

ders grof3. Umweltrisiken im Haushalt und am Ar-

beitsplatz können aufgrund der unterschiedlichen

Anfälligkeit und des Maßes der Belastung von Frauen

und Kindern durch zahlreiche giftige chemikalien

und aufgrund der Natur der häufig von Frauen wahr-

genommenen Aufgaben unverhältnismäßige Folgen

für die Gesundheit dieser Personengruppen haben.

umweltgefahren können auch für Kinder unverhält-

nismäßige Folgen haben'

131. Zah\rerche Umweltschadstoffe wie zum Bei-

spiel radioaktives Material und schwer abbaubare or-

ganische verbindungen gelangen in die Nahrungsket-

te und schließlich in den menschlichen Körper und

schaden so der Gesundheit heutiger und künftiger Ge-

nerationen.

I32. Die Belastung durch Schwermetalle, ein-

schließlich Blei und Quecksilber, kann andauernde

und schädliche Folgen für die menschliche Gesund-

heit und Entwicklung sowie für die umwelt haben.

Kinder und Arme sind häufig besonders belastet, und

so gibt zu besonderer Sorge Anlaß, daß die Folgen

hoher Bleidosierungen für die intellektuelle Entwick-

lung der Kinder irreversibel sind. Effektive und er-

schwingliche Alternativen für viele Anwendungen

dieser Metalle stehen zur Verfügung. Für solche Pro-

dukte, bei denen die Belastung durch Blei weder be-

herrscht noch bewältigt werden kann, sollten geeigne-

te Alternativen gesucht werden.

133. Nicht-nachhaltige und verschwenderische

Wirtschaftsformen und Lebensstile führen auch bei

der Abfallwirtschaft zu wachsenden Problemen. Es

ist wichtig, Bemühungen zu verstärken, die darauf

gerichtet sind, die Produktion und den Eintrag von

Müll auf ein Mindestmaß zu beschränken und den

Restmüll auf umweltverträgliche Weise weitestge-

hend wiederzuverwerten und wiederzuverwenden

bzw. zu entsorgen. Dies macht es erforderlich, Ein-

stellungen und Konsumverhalten sowie die Planung

und Konstruktion von Gebäuden und Wohngebieten

zu ändern und innovative, effrziente und nachhaltige

Formen der Abfallwirtschaft zu entwickeln.
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134. Die Konstruktion von Gebäuden. die gebaute
Umwelt, hat Auswirkungen auf das Wohl der Men-
schen sowie ihr Verhalten und damit auch auf ihre
Gesundheit. Gute Planung beim Bau neuer Wohnun-
gen und der Modernisierung und Sanierung ist wich-
tig für die Schaffung nachhaltiger Lebensbedingun-
gen. Werden Hochhäuser gebaut, sollten sie ihrer
Umgebung angepaf3t sein. Besonders der Bau von
Hochhäusern in großem Maßstab kann soziale und
ökologische Nachteile mit sich bringen, und deshalb
sollte ihnen besondere'Aufmerksamlieit gewidmet
werden, einschließlich ihrer Höhe und anderen Di-
mensionen, der ordnungsgemäßen Instandhaltung, der
regelmäßigen technischen Überprüfung sowie Sicher-
heitsmaßnahmen.

135. Ob die erbaute Umwelt bewohnbar ist, hat
großen Einfluß auf die Lebensqualität von Städten
und Siedlungen. Lebensqualität umfaßt solche die
vieltältigeren und wachsenden Ansprüche der Bürger
widerspiegelnden Merkmale der Lebenslage, die über
die Befriedigung der Grundbedürfnisse hinausgehen.
Lebensqualität bezieht sich auf jene räumlichen, so-
zialen und ökologischen Merkmale und Eigenschaf-
ten, die jeweils das subjektive Empfinden der persön-
lichen und kollektiven Wohlfahrt ebenso mit prägen
wie das Gefrihl der Befriedigung, ein Bewohner die-
ser jeweils besonderen Stadt oder Siedlung zu sein.
Die Ansprüche an die Lebensqualitat sind regional
verschieden und entwickeln und ändern sich mit der
Zeit. auch variieren sie mit den verschiedenen Bevöl-
kerungsteilen, die eine Gemeinschaft bilden. Deshalb
gehört zu den Voraussetzungen für bewohnbare Städ-
te und Siedlungen eine funktionierende Demokratie,
in der Partizipation, staatsbürgerliches Engagement
und Mechanismen für den Erwerb entsprechender Fä-
higkeiten institutionalisiert sind.

Maßnahmen

136. Um die Gesundheit und das Wohl aller Men-
schen das ganze Leben hindurch, insbesondere das
der Armen, zLt verbessern, sollten die Regierungen
auf den geeigneten Ebenen, einschließlich der kom-
munalbehördlichen in Zusammenarbeit mit anderen
interessierten Pafteien:

(a) Nationale, subnationale und lokale Gesund-
heitsprogramme und -richtlinien entwickeln und um-
setzen sowie lJmweltschutzeinrichtungen fördern, um
durch schlechte Wohn- und Arbeitsumfelder sowie
durch die Lage der Armen bedingten Krankheiten
und schlechter Gesundheit vorzubeugen. sie zu lin-

dern und zu behandeln, sowie auf das Ziel der Agen-
da 2l hinarbeiten, bis zum Jahr 2000 eine Verbesse-
rung der Gesundheitsindikatoren von l0 bis 40 Pro-
zent zu erzielen;

(b) wo angebracht, Maßnahmen zur Vorbeugung
gegen die Verschmutzung von Luft, Wasser und Bö-
den sowie zu deren Schutz ergreifen und die Lärmbe-
lastung senken sowie geeignete Einrichtungen des
Gesundheitswesens für die Vorbeugung und Behand-
lung entwickeln und den Zugang zu diesen gewähr-
leisten, um Gesundheitsprobleme lösen zu können;

(c) eine angemessene Forschung gewährleisten,
um zu beurteilen, wie und in welchem Maße Frauen
und Kinder für die Folgen der Umweltzerstörung und
für Umweltrisiken besonders anfällig oder gefdhrdet
sind, einschließlich, sofern notwendig, Forschung und
Datengewinnung über spezielle Gruppen von Frauen
und Kindern. insbesondere Frauen mit niedrigem Ein-
kommen sowie Frauen, die indigenen Bevölkerungen
oder Minderheiten angehören;

(d) die Wohnbedingungen verbessern, uffi die ge-
nannten Gesundheits- und Sicherheitsrisiken zu sen-
ken, insbesondere solche Risiken für Frauen, ältere
Menschen, Kinder und Behinderte, die mit den Tätig-
keiten in Haushalt und Wohnung verbunden sind;

(e) die Kapazitäten für ein effektives Umwelt-
schutzwesen auf allen Ebenen ausbauen;

(f) Programme entwickeln und umsetzen, um den
allgemeinenZugang für Frauen während ihres gesam-
ten Lebens zu einem breiten Spektrum erschwingli-
cher Gesundheitsleistungen zu gewährleisten, darun-
ter solche für die Gesundheitsvorsorge bei
Schwangerschaft und Geburt, ztJ denen nach dem Be-
richt der Internationalen Konferenz .Jber Bevölkerung
und Entwicklung auch Familienplanung und Sexual-
hygiene gehören;

(g) wo angebracht Kriterien für eine maximal zu-
lässige und unbedenkliche Lärmbelastung und Maß-
nahmen zur Lärmüberwachung und zum Lfumschutz
als Teil von Umweltschutzprogrammen fördern;

(h) das Bewußtsein für die wechselseitigen Ab-
hängigkeiten zwischen Umwelt und Gesundheit
schärfen und in den Kommunen die Kenntnisse, Ein-
stellungen und Praktiken entwickeln, die zur Verbes-
serung der individuellen und öffentlichen Gesundheit
unter besonderer Berücksichtigung der Hygiene er-
forderlich sind;

(i) wo angebracht verbesserte Planungs- und Bau-
methoden im Wohnungswesen fördern sowohl bei
Neubau als auch bei Modernisierung und Sanierung
und dabei ästhetische Qualitäten ebenso wie umwelt-
verträgliche und nachhaltige technische und funktio-
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nelle Eigenschaften betonen, welche die Lebensquali-

tät insgesamt verbessern und ins Bewußtsein bringen;

0) Prozesse einleiten, um zwecks Verbesserung

des Umweltschutzes den Informationsaustausch, den

Austausch von Erfahrungen und die technische Un-

terstützung zwischen den Regierungen auf nationaler,

subnationaler und lokaler Ebene zu verstärken, eben-

so zwischen Verwaltungsbehörden auf gleicher Ebe-

ne und sektorübergreifend;
(k) dafür sorgen, daß dem Kampf gegen die Be-

drohung der individuellen und öffentlichen Gesund-

heit durch die weltweit rasche Ausbreitung von

HIV/AIDS sowie durch das Wiederauftreten von Seu-

chen wie Tuberkulose, Malaria, Onchozerkabefall

und Durchfallerkrankungen, insbesondere Cholera,

auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene

Vorrang eingeräumt und geeignete Mittel dafür zur

Verfügung gestellt werden;
(l) für Männer und Frauen sichere und gesunde

Bedingungen am Arbeitsplatz fördern.

137. Um die Umweltbedingungen zu verbessern

und Abfälle aus Industrie und Haushalten sowie an-

dere Formen gesundheitlicher Risiken in menschli-

chen Siedlungen zv verringern, sollten die Regierun-

gen auf den geeigneten Ebenen und in

Zusammenarbeit mit allen interessierten Parteien :
(a) nationale und lokale Programme, Strategien

und spezifische sektorübergreifende Programme ent-

wickeln und umsetzen, die alle entsprechenden Kapi-

tel der Agenda 27 aufgreifen;
(b) Gesetze und politische Richtlinien entwickeln,

welche die geeigneten Umweltqualitätsstufen spezifi-

zieren, Ziele für ökologische Verbesserungen festset-

zen und Instrumente zu ihrer Umsetzung gemäß den

nationalen und subnationalen Prioritäten und Bedin-

gungen bestimmen;
(c) Kapazitäten zur Überwachung und Beurtei-

lung der Einhaltung von Umweltschutzvorschriften

sowie der Effektivität der Durchsetzung auf allen

Ebenen aufbauen und ausstatten;
(d) ökologische Normen festlegen, uffi die Aus-

wahl und die Entwicklung angepaßter Technologien

und ihrer angemessenen Verwendung zu erleichtern;
(e) die unverhältnismäßig hohen und nachteiligen

Wirkungen von Strategien und Programmen auf die

Armen und Angehörigen schwacher und benachtei-

ligter Gruppen feststellen und angehen;
(f) Anreize ebenso wie Abschreckungsmittel

schaffen. um den Einsatz sauberer Produktionsverfah-
ren sowie energie- und wassersparender Prozesse und

Technologien zu fördern, die unter anderem die wirt-

schaftlichen Möglichkeiten auf den Gebieten der Um-

welttechnik, der Umweltsanierung und umweltver-

träglicher Produkte sowie die Attraktivität und die

Wettbewerbsfähigkeit der Städte und Siedlungen für

lnvestitionen verbessern können;
(g) Richtlinien und Ausbildungsmöglichkeiten für

die Anwendung von Verfahren zur Beurteilung von

Umwelteinflüssen auf die Gesundheit schaffen;
(h) Umweltbewertungen und Umweltverträglich-

keitsprüfungen für Entwicklungspläne oder -projekte

durchführen, welche die Umweltqualität beträchtlich

beeinflussen können;
(i) Mechanismen für Beratungen und Partner-

schaflen zwischen interessierten Parteien fördern, um

lokale Umweltpläne und lokale Agenden 21 sowie

spezifische sektorübergreifende Umweltschutzpro-

graillme auszuarbeiten und umzusetzen;

0) das Bewußtsein für Umweltfragen schärfen

und in den Gemeinden die für eine nachhaltige Sied-

lungsentwicklung notwendigen Kenntnisse, Einstel-

lungen und Praktiken entwickeln;
(k) angemessene Maßnahmen ergreifen' um die

Verwendung von Schwermetallen, insbesondere Blei,

sicher und effektiv zu bewerkstelligen und, sofern

möglich, unkontrollierte Belastungen zu beseitigen,

um die menschliche Gesundheit und die Umwelt zu

schützen;
(l) in Kraftstoffen so bald wie möglich kein Blei

mehr zu verwenden;
(m) in Zusammenarbeit mit der internationaien

Gemeinschaft den Schutz der belebten Umwelt för-

dern und die Verschmutzung von Luft, Böden und

Wasser auf für nachhaltige Stadt- und Siedlungswe-

sen akzeptable Werte zurückführen.

138. Die Notwendigkeit eines integrierten Ansat-

zes für die Schaffung solcher ökologischer Leistun-

gen und Strategien anerkennend, die für menschliches

Leben wichtig sind, sollten die Regierungen auf den
geeigneten Ebenen in Zusammenarbeit mit anderen

interessierten Parteien :
(a) die in der Agenda 21 und der Rio-Deklaration

über Umwelt und Entwicklung enthaltenen Grundsät-

ze und Strategien in einen integrativen Ansatz einbe-

ziehen: den Ansatz des Vorsorgeprinzips, das Verur-

sacherprinzip, das Prinzip ..d.t Vermeidung von

umweltverschmutzvng, den Okosystem-Ansatz, ein-

schließlich die Tragfähigkeit betreffender Strategien.

sowie umwelt- und Sozialverträglichkeitsprüfungen;
(b) Produktions- und Konsumstrukturen fördern,

welche die Süß- und Meerwasservorkommen und die

Böden sowie die Luft- und Bodenqualität erhalten;
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(c) gewährleisten, daf3 Trinkwasser so bald wre

möglich für alle Siedlungen verfügbar und zugänglich

ist, und zwar unter anderem durch den Einsatz und

die Verbesserung von angepafJten Technologien' und

gewährleisten, das Umweltschutzprogramme und Plä-

i" "u, Erhaltung der Vorkommen entwickelt und um-

gesetzt werden, um verschmutzte Gewässersysteme

wiederherzustellen, sowie beeinträchtigte wasser-

scheiden wiederherstellen ;
( d ) s o b a l d w i e m ö g l i c h i n s t ä d t i s c h e n w i e i n

ländlichen Gebieten Klärwasser und Abwasser sowie

feste Abfälle, einschließlich gefährlicher Abfälle, auf

eine Weise entsorgen, die nationalen oder internatio-

nalen Umweltqualitätsrichtlinien entspricht;
(e) den Umweltschutz und das die öffentliche Ge-

sundheit durch die geeignete Behandlung und die

wiederverwertung und wiederverwendung sowie die

umweltverträgliche Reinigung und BehandlunglEnt-

sorgung von Abwässern und festen Abfällen fördern;

(f) gemeinsame Anstrengungen unternehmen, um

die Produktion von Abfällen und Abfallprodukten un-

ter anderem durch die Festlegung nationaler und lo-

kaler ziele für die Reduzierung von verpackungsab-

fällen zu senken;
(g) I f t i ter ienundMethodenfürd ieBeurte i lung

der umweltverträglichkeit und des Bedarfs an Res-

sourcen auf lokaler Ebene im Hinblick auf den Pro-

duktlebenszyklus und der Produktionsverfahren ent-

wickeln;
(h) rechtliche, steuerliche und administrative Me-

chanismen entwickeln und anwenden, um zu einem

inte grierten Ökosy stem-Management zu gelan g en ;
(i) Mechanismen einführen, die eine transparente,

zuverlässige und kostengünstige verwaltung und Er-

haltung der Infrastruktur gewährleisten'

I 3 g . U m e i n e g e s u n d e U m w e l t z u f ö r d e r n , d i e
weiterhin zu angemessenem Wohnraum für alle und

zu nachhaltigen Siedlungen für heutige und künftige

Generationen beiträgt, sollten die Regierungen auf

den geeigneten Ebenen in Zusammenarbeit mit allen

relevanten interessierten Parteien:
(a) die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der

biologischen Vielfalt der Städte und ihres Umlandes

Wälder, lokale Lebensräume und Artenvielfalt einge*

schlossen fördern; der Schutz der biologischen Viel-

falt sollte in die Planungen nachhaltiger Raumord-

nung einbezogen werden;

iU) W*avorkommen schützen und sofern möglich

die Aufforstung um und in Städten und siedlungen

fordern, um die elementaren Bedürfnisse in Bezug

auf Energie, Bauen, Freizeit und Nahrungsmittelsi-

cherheit zu befriedigen;
(c) wo angebracht die Anlage von Grüngürteln

um städtische und ländliche Agglomerationen für

wirtschaftliche und Freizeitzwecke fördern, uffi deren

umwelt zu schützen und zur Deckung des Nahrungs-

bedarfs beizutragen;
(d) die Belastung der Meeresumwelt durch land-

seitige Aktivitäten, einschließlich kommunaler, indu-

strieiler und landwirtschaftlicher Einträge, die einen

schlimmen Einfluß auf die ertragsfähigen Gebiete'der

Meeresumwelt und der Küstenregionen haben, be-

trächtlich verringern ;
(e) gewährleisten, daß Kinder durch Spielen im

Freien täglich zugang zur Natur haben, und Erzie-

hungspläne entwickeln, um Kindern zu helfen, die

Umwelt ihrer Gemeinde, einschließlich ihrer natürli-

chen Ökosysteme, zu erkunden;
(f) für angemessene Möglichkeiten zur Partizipa-

tion aller interessierter Parteien auf allen Ebenen der

Entscheidungsfindung in Umweltangelegenheiten

sorgen.

140. Die Wasserwirtschaft im Wohn- und Sied-

lungswesen bildet für die nachhaltige Entwicklung

eini außerordentliche Herausforderung. Darin verei-

nigt sind die Notwendigkeit, für die elementaren Be-

dtirfnisse der Menschen hinsichtlich einer zuverlässi-

gen versorgung mit sauberem Trinkwasser vorzu-

,org"n und das Erfordernis, den Bedarf von Industrie

und Landwirtschaft, die in dieser Hinsicht konkurrie-

ren, zu decken, was für die wirtschaftliche Entwick-

lung und die Lebensmittelsicherheit entscheidend ist;

dabei darf der Fähigkeit künftiger Generationen, ih-

ren Trinkwasserbedarf zu decken, nicht geschadet

werden.

14I. Sich dieser Herausforderung ru stellen' be-

darf eines integrierten Ansatzes der Wasserwirtschaft,

der die Beziehungen zwischen Wasser, Hygiene und

Gesundheit, zwischen wirtschaft und umwelt sowie

zwischen Städten und ihrem Hinterland zur Kenntnis

nimmt und die Flächennutzungsplanung und die

wohnungsbaupolitik mit der wasserwirtschaftspoli-

tik in Einklang bringt und einen umfassenden und zu-

sammenhängenden Ansatz für die Festlegung und

umsetzung realistischer Normen gewährleistet. Eine

nachdrücktiche politische Verpflichtung, Zusammen-

arbeit über die Disziplinen und Sektoren hinweg so-

wie eine aktive Partnerschaft aller interessierter Par-

teien ist für die integrierte wasserwirtschaft von

großer Bedeutun g- Zu diesem Zweck sollten die Re-

gi"tung"n auf den geeigneten Ebenen in Zusammen-
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arbeit mit anderen interessierten Parteien:
(a) wasserwirtschaftliche Strategien verfolgen,

welche die wirtschaftliche, soziale und ökologische
Nachhaltigkeit im Siedlungswesen insgesamt (und
weniger die isolierten Belange einzelner Sektoren)
stärker berücksichtigen ;

(b) Richtlinien und Kriterien (für die biologische,
physikalische und chemische Wassergüte) festlegen,
um die Gewässer-Ökosysteme auf ganzheitliche Wei-
se zu erhalten und wiederherzustellen, wobei das ge-
samte Einzugsgebiet und die dzrin vorkommenden le-
benden Ressourcen zu berücksichtigen sind;

(c) das Angebot und den Bedarf an Wasser auf
eine effektive Weise bewirtschaften, die für die ele-
mentaren Erfordernisse der Entwicklung des Wohn-
und Siedlungswesens vorsorgt und dabei die Tragfzi-
higkeit der natürlichen Ökosysteme angemessen be-
rücksichtigt:

(d) Partnerschaften zwischen dem öffentlichen
und privaten Sektor sowie zwischen Einrichtungen
auf nationaler und lokaler Ebene fördern, damit die
effiziente Zuweisung von Investitionen in Wasser so-
wie Kanalisation und Abwasserbeseitigung verbessert
und die Wirtschaftlichkeit erhöht wird;

(e) die zuständigen Behörden bei der Entwicklung
ihrer Kapazitäten zur Feststellung des Bedarfs der
Kommunen und der Einbeziehung dieses Bedarfs in
die Planung von ökologischen Infrastrukturleistungen
unterstützen;

(fl institutionelle und rechtliche Reformen durch-
führen, die notwendig sind, um unnötige Überschnei-
dungen und Redundanzen in den Funktionen und Zu-
ständigkeiten multisektoraler Institutionen zu besei-
tigen und eine effektive Koordinierung zwischen die-
sen Institutionen bei der Bereitstellung und Verwal-
tung von Dienstleistungen zu gewährleisten;

(g) wirtschaftliche Mechanismen und regulieren-
de Maßnahmen einfrihren, um die Verschwendung
von Wasser abzubauen und die Wiederaufbereitung
und Wiederverwendung von Abwässern zu fördern;

(h) Strategien zur Senkung des Bedarfs bei be-
grenzten Wasservorkommen entwickeln, indem der
Nutzungsgrad in den Sektoren Industrie und Land-
wirtschaft verbessert wird;

(i) gegebenenfalls in informellen Siedlungen Nut-
zungslegalisierungen durchführen. um zu jenem Min-
destmaß an rechtlicher Anerkennung zu gelangen, das
für die Bereitstellung elementarer Versorgungsein-
richtungen notwendig ist;

O die Entwicklung und Nutzung effizienter und
sicherer sanitärer Einrichtungen wie Trockentoiletten
fördern, um die Wiederaufbereitung von Klärwasser

und organischen Bestandteilen der kommunalen fe-
sten Abfallstoffe zu nützlichen Produkten wie Düneer
und Biogas zu ermöglichen;

(k) die Bedürfnisse von Frauen.bei technischen
Entscheidungen hinsichtlich des Umfanges und des
Zugangs zu elementaren Versorgungseinrichtungen
berücksichtigen;

(l) die volle und gleiche Beteiligung von Frauen
an allen Entscheidungen hinsichtlich der Erhaltung
und der Verwaltung der Wasservorkommen sowie
technischer Entscheidungen gewährleisten.

142. Um die Lebensqualität im Siedlungswesen zu
verbessern, sollten die Regierungen auf den geeigne-
ten Ebenen in Zusammenarbeit mit anderen interes-
sierten Parteien:

(a) die volle Beteiligung aller interessierter Partei-
en an der Raumplanung sowie am Bau und an Ver-
fahren fördern, die zur Nachhaltigkeit, Effizienz, Nut-
zungsfreundlichkeit, Zugänglichkeit, Sicherheit,
Asthetik, Vielfalt und sozialen Integration in Städten
und Siedlungen beitragen;

(b) die Interaktion zwischen verschiedenen gesell-
schaftlichen Gruppen durch die Entwicklung und Er-
haltung kultureller Einrichtungen und der Kommuni:
kationsinfrastruktur fördern :

(c) die angemessene Wohnungsversorgung für
alle Menschen fördern;

(d) die Gesetzgebung zur Wahrung der Rechte der
Beschäftigten, zur Erweiterung der Verbraucherrech-
te und zur Gewährleistung der Rechtssicherheit in
Nutzungsfragen fördern ;

(e) eine wirtschaftliche Umgebung fördern, die
Beschäftigungsmöglichkeiten sowie ein vielfältiges
Angebot an Waren und Dienstleistungen zü schaffen
vermag;

(0 die Entwicklung von Fähigkeiten, von Einrich-
tungen und des staatsbürgerlichen Engagements för-
dern, um zur Integration sowie zur umfassenden Pro-
duktivitätssteigerung in Städten und Siedlungen
beizutragen.

143. Angesichts der Globalisierung der Wirtschaft
können das zunehmende Auftreten grenzüberschrei-
tender Umweltverschmutzung und der die nationalen
Grenzen und Regionen überschreitende Transfer von
umweltgefährdenden Technologien eine ernste Be-
drohung für die Umweltbedingungen im Wohn- und
Siedlungswesen und die Gesundheit der Bewohner
darstellen. Die Regierungen sollten daher zusammen-
arbeiten, um weitere internationale rechtliche Mecha-
nismen zur Umsetzung des 13. Grundsatzes der Rio-
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Deklaration zu entwickeln, der sich auf die Haftung
und Entschädigung für nachteilige Auswirkungen von
Umweltschäden durch Aktivitaten innerhalb ihrer Zu-
ständigkeit oder Kontrolle auf Gebiete auf3erhalb ih-
rer Zuständigkeit bezieht. Die internationale Ge-
meinschaft, internationale Organisationen und die
Regierungen sollten ferner geeignete vorbeugende
Maßnahmen in Fällen eindeutiger Gefahr schwerer
Umweltkatastrophen mit grenzüberschreitenden Aus-
wirkungen anstreben. Weiterhin sollten sich die Staa-
ten vom 16. Grundsatz der Rio-Deklaration leiten las-
sen, der grundsätzlich das Verursacherprinzip
befürwortet.

144. Mit dem Ziel, grenzüberschreitende Umwelt-
verschmutzung zu verhindern und ihre Folgen auf
Städte und Siedlungen im Falle ihres Auftretens auf
ein Minimum zu beschränken, sollten die Regierun-
gen kooperieren, um geeignete Mechanismen zur Be-
urteilung der Umweltverträglichkeit ins Auge gefaß-
ter Aktivitäten zu entwickeln, die sich wahrscheinlich
negativ auf die Umwelt auswirken, einschließlich der
Beurteilung relevanter Stellungnahmen anderer po-
tentiell betroffener Länder. Ferner sollten die Regie-
rungen mit dem ZieI zusammenarbeiten, Mechanis-
men der vorausgehenden und rechtzeitigen
Benachrichtigung, des Informationsaustausches und
der Konsultation in gutem Glauben sowie der Linde-
rung der potentiell schädlichen Wirkungen jener Ak-
tivitäten zu entwickeln und anzuwenden, wobei exi-
stierende internationale Abkommen und Verträge zu
berücksichtigen sind.

6. Nachhaltiger Energieverbrauch

145. In den Ballungsgebieten ist die Nutzung von
Energie für den Verkehr, die Industrieproduktion so-
wie für Haushalte und Büros von großer Bedeutung.
Die derzeitige Abhängigkeit der meisten Ballungsge-
'biete 

von nicht erneuerbaren Energiequellen kann zu
Klimaveränderungen, zu Luftverschmutzung und in
der Folge zu Umwelt- und Gesundheitsschäden füh-
ren und eine ernste Bedrohung für die nachhaltige
Entwicklung darstellen. Nachhaltige Energieerzev-
gung und -nutzung kann verbessert werden, indem
Energieeinsparungen durch Mechanismen wie Preis-
politik, Kraftstoffumstellung, alternative Energien,
Massentransport und Schärfung des öffentlichen Be-
wußtseins gefördert werden. Siedlungs- und Energie-
politik sollten wirksam koordiniert werden.

Maßnahmen

146. Um sparsamen und nachhaltigen Energiever-
brauch zu fördern, sollten die Regierungen auf den
geeigneten Ebenen in Zusammenarbeit mit dem pri-
vaten Sektor, Nichtregierungsorganisationen, auf
kommunaler Ebene tätigen Organisationen und Ver-
braucherverbänden gegebenenfall s :

(a) die Stadt- und Regionalplanung fördern und
Lösungen entwickeln, die der Energieeinsparung
dienlich sind und den Endverbraucher und seine Ein-
stellungen und Gewohnheiten angemessen berück-
sichtigen;

(b) geeignete Maßnahmen zur Förderung des Ein-
satzes erneuerbarer und sicherer Energiequellen und
zur Verbesserung des Nutzungsgrads von Energie in
Städten und Siedlungen ergreifen und gleichzeitig ge-
währleisten, daß Arme und ihre Familien nicht be-
nachteiligt werden;

(c) den rationellen Energieverbrauch zum Beispiel
dadurch fördern, daß innovative energiesparende
Maßnahmen bei der Erzeugung, Verteilung und Nut-
zung von Energie, etwa kombinierte Heiz- und Kühl-
systeme, ergriffen oder gefördert werden, die das
Prinzip der Wärmerückgewinnung und die gleichzei-
tige Gewinnung von Wdrme und Elektrizität nutzen;

(d) die Erforschung, Entwicklung und Nutzung
von nicht-motorisierten oder Niedrigenergie-
Transportsystemen sowie die Nutzung erneuerbarer
Energiequellen und -technologien wie Sonnen- und
Windenergie sowie Biomasse fördern;

(e) die Länder, insbesondere Entwicklungsländer,
ermutigen, beim Austausch von Wissen, Erfahrungen
und Know-how bei der allmählichen Abschaffung
von verbleitem Kraftstoff unter anderem durch die
Verwendung von Athanol aus Biomasse als umwelt-
verträglichem Ersatz zu kooperieren;

(f) Verbrauchsabgaben und/oder andere Maßnah-
men einführen oder ändern, um den sparsamen Um-
gang mit Energie im Haushalt zu fördern;

(g) durch steuerliche Anreize oder andere Maß-
nahmen energiesparende und umweltverträgliche
Technologien beim Wiederaufbau vorhandener Indu-
striezweige und Versorgungseinrichtungen sowie
beim Aufbau neuer fördern oder einführen;

(h) Programme zur Senkung und Neutralisierung
von Abgasemissionen aus der Erzeugung, Verteilung
und Nutzung von Energie fördern;

(i) öffentliche Bildungs- und Medienprogramme
unterstützen, um die Wiederaufbereitung, die Wieder-
verwertung und den sparsamen Energieverbrauch zu
fördern:
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(j) den Einsatz von Solarheiz- und -kühlsystemen

sowie -energiegewinnungssystemen, den energiespa-

renden Bau und die energiesparende Klimatisierung

und verbesserte Isolierung von Gebäuden fördern, um

den Energieverbrauch in Gebäuden zu senken;

(k) die Verwendung von sicheren Abfallproduk-

ten aus Industrie und Landwirtschaft sowie anderer

Formen von Niedrigenergie-Baustoffen und wieder-

aufbereiteten Baustoffen für Gebäude fördern;

(l) die Entwicklung und Verbreitung neuer und

umweltverträglicher Technologien fördern und unter-

stützen, darunter die Reduzierung von Metallverbin-

dungen in Kraftstoffen sowie umweltbewußtes Ver-

halten im Umgang mit Energie fördern.

7. Nachhaltige VerkehrssYsteme

147. Verkehrssysteme spielen sowohl innerhalb

der Städte als auch im ländlichen Raum und in entle-

genen Gebieten für die Bewegung von Gütern, Men-

schen, Informationen und Ideen sowie für den Zu-

gang zu Märkten, Beschäftigungsmöglichkeiten,

Schulen und anderen Einrichtungen und für die Flä-

chennutzung eine zentrale Rolle. Der Verkehr ist der

Hauptverbraucher von nicht erneuerbaren Energieträ-

gern sowie von Flächen und trägt damit entscheidend

zur Umweltverschmutzung, zn Staus und Unfällen

bei. Eine integrierte Verkehrs- und Flächennutzungs-

potitik und -planung vermag die nachteiligen Wirkun-

gen derzeitiger Verkehrssysteme zu verringern'

Arme, Frauen, Kinder, Jugendliche, ältere Menschen

und Behinderte sind durch den Mangel an zugängli-

chen, erschwinglichen, sicheren und effizienten öf-

fentlichen Verkehrssystemen besonders benachteiligt.

148. Die Entwicklung der Kommunikationstech-

nologien kann für die Wirtschaft und die Siedlungs-

strukturen tiefgreifende Folgen haben. Es ist wichtig,

die potentiellen Folgen anzusprechen, um für einen

größtmöglichen Nutzen für die Gemeinschaft zu sor-

gen und die möglichen nachteiligen Folgen hinsicht-

lich des Zugangs zu Versorgungseinrichtungen zu lin-

dern.

149. Die Bewältigung des Verkehrs in Städten und

Siedlungen sollte auf eine Weise erfolgen, die den

Zugang zu allen Arbeitsstätten, den Stätten gesell-

schaftlichen Verkehrs und den Freizeiteinrichtungen
fördert und wichtige wirtschaftliche Aktivitäten er-

leichtert, darunter die Beschaffung von Lebensmitteln

und anderen lebensnotwendigen Dingen. Dabei soll-

ten die negativen Folgen des Verkehrs für die Um-

welt verringert werden. Verkehrspolitischer Vorrang

sollte eingeräumt werden der Verringerung unnötiger

Wege durch geeignete Flächennutzungs- und Kom-

munikationsstrategien, die Entwicklung einer Ver-

kehrspolitik, welche Mobilitätsalternativen zum Auto

betont, die Entwicklung alternativer Kraftstoffe und

entsprechender alternativ er F ahrzeuge, die Verbesse-

rung der ökologischen Leistung vorhandener Ver-

kehrssysteme und die Entwicklung geeigneter Preis-

und anderer Politiken und Vorschriften.

150. Öffentliche Verkehrsmittel sind eine wichtige

Form der Mobilitat insbesondere für Menschen mit

niedrigem Einkommen und Angehörige schwacher

und benachteiligter Gruppen. Eine strukturelle Maß-

nahme, die der sozioökonomischen Marginalisierung

dieser Gruppen entgegenwirkt, ist die Förderung ihrer

Mobilitat durch die unterstützung erschwinglicher,

effizienter und energiesparender Transportmöglich-

keiten.

Maßnahmen

151. Um zu nachhaltigen Verkehrssystemen im

Wohn- und Siedlungswesen z\ gelangen, sollten die

Regierungen auf den geeigneten Ebenen in Zusam-

menarbeit mit dem privaten Sektor, dem kommunalen

Sektor und anderen reievanten interessierten Parteien:
(a) einen integrierten verkehrspolitischen Ansatz

fördern, der die gesamte Bandbreite an technischen

und administrativen Möglichkeiten untersucht und

die Bedürfnisse aller Bevölkerungsgruppen, insbe-

sondere jener, deren Mobilitat durch Behinderung,

Alter, Armut oder andere Umstände eingeschränkt ist'

angemes sen berücksichtigt ;
(b) die Flächennutzungs- und die Verkehrspla-

nung koordinieren, um Siedlungsstrukturen zu för-

dern, die den Zugang zu elementaren Einrichtungen

wie Arbeitsplätzen, Schulen, Gesundheitswesen, reli-

giösen Stätten, Gütern sowie Versorgungs- und Frei-

zeiteinrichtungen erleichtern, und damit das Ver-

kehrsaufkommen zu senken;
(c) durch geeignete Preisgestaltung, Siedlungs-

strukturpolitiken und rechtliche Maßnahmen die Nut-

zung einer optimalen Kombination von Fortbewe-

gungsmöglichkeiten fördern, darunter Zufußgehen,

Fahrradfahren, Individual- und öffentliche Verkehrs-

mittel;
(d) leistungshemmende Maßnahmen fördern und

ergreifen, welche die wachsende Zunahme des moto-

risierten lndividualverkehrs bremsen und Staus ver-

i
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ringern, die umweltschädlich sowie wirtschafilich
und sozial schädlich und ebenso der menschlichen
Gesundheit und Sicherheit abträglich sind; die Förde-
rung dieser MafSnahmen umfaßt Preisfestsetzung,
Verkehrsregelung, Parkplatz- und Flächennutzungs-
planung sowie Mittel zur Reduzierung des Verkehrs-
aufkommens und die Schaffung oder Förderung ef-
fektiver alternativer Verkehrsmittel, insbesondere in
den am meisten von Staus betroffenen Gebieten;

(e) effektive, erschwingliche, materiell zugängli-
che und umweltverträgliche öffentliche Verkehrssy-
steme schaffen oder fördern, wobei den kollektiven
Verkehrsmitteln mit geeigneter Beförderungskapazi-
tät und Taktzeiten, welche den elementaren Anforde-
rungen genügen und auf die Hauptverkehrsströme ab-
gestimmt sind, Vorrang einzuräumen ist;

(0 lärmarme und umweltfreundliche Technolo-
gien mit hohem Wirkungsgrad fördern, regulieren
und einführen, darunter Motoren mit hohem
Kraftstoff-Nutzungsgrad, Abgaskontrollen und Kraft-
stoffe mit geringen Abgasemissionen und Folgen für
die Atmosphäre, sowie andere alternative Energiefor-
men;

(g) den öffentlichen Zugang zu elektronischen In-
formationsdiensten fördern und unterstützen.

8. Schutz und Sanierung des historischen und
kulturellen Erbes

T52. Historische Stätten, Objekte und Manif'esta-
tionen kultureller und wissenschaftlicher, symboli-
scher, geistiger und religiöser Werte sind ein bedeu-
tender Ausdruck der Kultur, Identität und religiösen
Überzeugungen einer Gesellschaft. Ihre Rolle ufld
Bedeutung, insbesondere im Lichte des Bedürfnisses
nach kultureller Identität und Kontinuität in einer sich
rasch wandelnden Welt, müssen gefördert werden.
Gebäude, Raum, Stätten und Landschaften, die mit
geistigen und religiösen Werten besetzt sind, bilden
ein wichtiges Element eines stabilen und humanen
gesellschaftlichen Lebens und gemeinschaftlichen
Stolzes. Die Erhaltung, Sanierung und kulturell be-
hutsam angepaßte Weiterverwendung des städtischen,
ländlichen und baulichen Erbes stehen im Einklang
mit der nachhaltigen Nutzung der natürlichen und der
von Menschen geschaffenen Ressourcen. Der Zugang
zur Kultur und zur kulturellen Dimension der Ent-
wicklung ist von größter Bedeutung und sollte allen
Menschen zugute kommen.

Maßnahmen

153. Um die historische und kulturelle Kontinuität
zu fördern und eine breite staatsbürgerliche Beteili-
gung an allen Formen kultureller Aktivitäten zu un-
terstützen, sollten die Regierungen auf den geeigne-
ten Ebenen, einschließlich der kommunal-behördli-
chen:

(a) wo immer möglich die historische und kultu-
relle Bedeutung von Gebieten, Landschaften, Ökosy-
stemen, Gebäuden und anderen Objekten und Mani-
festationen identifizieren und dokumentieren sowie
die für die kulturelle und geistige Entwicklung der
Gesellschaft relevanten landschafts- und denkmal-
schützerische Ziele festlegen;

(b) das Bewußtsein für ein solches Erbe schärfen,
um seinen Wert und die Notwendigkeit seines Schut-
zes sowie die finanzielle Realisierbarkeit der Sanie-
rung hervorzuheben;

(c) für das historische und kulturelle Erbe aktive
örtliche Einrichtungen und Verbände sowie Ortsan-
sässige in ihren Bemühungen um den Schutz und die
Sanierung fördern sowie Kindern und Jugendlichen
den rechten Sinn für ihr Erbe einpflanzen;

(d) die angemessene finanzielle und rechtliche
lJnterstützung für den wirksamen Schutz des kulturel-
len Erbes fördern;

(e) die Bildung und die Ausbildung in traditionel-
len Fertigkeiten und Kenntnissen in allen für den
Schutz und die Förderung des Erbes geeigneten Dis-
ziplinen fördern;

(fl die aktive Rolle älterer Menschen als Hüter
kulturellen Erbes. Wissens. Gewerbes und kultureller
Fertigkeiten fördern.

I54. Um die nachhaltige Entwicklung sowie die
ZieIe des Schutzes und der Sanierung zu integrieren,
sollten die Regierungen auf den geeigneten Ebenen,
einschließlich der kommunalbehördlichen:

(a) anerkennen, daß das historische und kulturelle
Erbe ein bedeutendes Gut ist, und anstreben, die so-
ziale, kulturelle und wirtschaftliche Leb-ensfähigkeit
von historisch und kulturell bedeutenden Stätten und
Onen zu erhalten;

(b) überkommene Siedlungs- und Landschaftsfor-
men erhalten und gleichzeitig die Integrität des histo-
rischen städtischen Gefiiges schützen sowie den Neu-
bau in historischen Gebieten anleiten;

(c) für angemessene rechtliche und finanzielle
Unterstützung von Maßnahmen zur Erhaltung und
Sanierung sorgen, insbesondere durch angemessene
Ausbildung von Fachkräften;
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(d) Anreize für öff'entliche, private und gemetn-

nützige B auunternehmer fördern ;
(e) Maßnahmen in der Kommune zum Schutz' zur

Sanierung, Erneuerung und Erhaltung von Stadtvier-

teln fördern;
(0Par tnerscha f tenzw ischendemöf fen t l i chen

und privaten Sektor sowie den Kommunen zur Sanie-

rung von Innenstädten und Stadtvierteln fördern;

(g) die Einbeziehung von ökologischen Belangen

in Projekte für die Erhaltung und Sanierung gewähr-

leisten;
(h) Maßnahmen ergreifen, üffi die Folgen sauren

Regens und anderer Formen der umweltverschmut-

 irrng zu lindern, die Gebäude und andere Objekte

kulturellen und historischen Werts schädigen;
(i) eine siedlungsplanung und -politik entwickeln,

einschließlich Verkehrs- und Infrastrukturpolitik,

welche die umweltzerstÖrung in historischen und

kulturellen Gebieten vermeidet;
() gewährleisten, daß die Belange Behinderter im

Zusammenhang mit Fragen der zugänglichkeit in
projekte für die Erhaltung und Sanierung einbezogen

werden.

9. Verbesserung der slädtischen Wirtschaft

155. Die städtische wirtschaft ist ftir den Prozeß

wirtschaftlicher Reform und Entwicklung wesentlich.

Sie ist eine Voraussetzung für eine diversifizierte

ökonomische Grundlage, die Beschäftigungsmöglich-

keiten zu schaffen vennag. In den Ballungsräumen

müssen viele neue Arbeitspldtze geschaffen werden.

Gegenwärtrg eruetrgen die Städte weltweit mehr als

die Hälfte der nationalen ökonomischen Aktivitat'

Wenn andere Probleme, etwa das Bevölkerungs-

wachstum in den Städten und die Zuwanderung in die

Städte, effektiv unter anderem durch Städteplanung

und Beherrschung der negativen Auswirkungen der

urbanisierung angegangen werden, dann könnten die

Städte die Fähigkeit entwickeln, ihre Produktivität zu

erhalten, die Lebensbedingungen ihrer Bewohner zu

verbessern und die natürlichen Ressourcen auf nach-

haltige und umweltschonende Weise zu bewirtschaf-

ten. Die Industrie, gemeinsam mit Handel und

Dienstleistungen, liefert die wichtigsten Impulse ftir

diesen Prozeß.

156. Städte sind traditionell wirtschaftliche zen-

tren; sie sind zv den wichtigsten Anbietern von

Dienstleistungen geworden. Als Motoren des wirt-

schaftlichen Wachstums und der Entwicklung funk-

tionieren sie innerhalb eines Netzes sich ergänzender

wirtschaftlicher Aktivitäten ihres umlandes und Hin-

terlandes. Aus diesem Grunde müssen spezifische

Maßnahmen ergriffen werden, uffi effiziente und er-

schwingliche Transport-, Informations- und Ver-

kehrssysteme und -verbindungen mit anderen Bal-

lungsgebieten und mit 1ändlichen Gebieten zu

entwickeln und ztr erhalten und eine geographisch

und wirtschaftlich relativ ausgewogene Entwick-

lungsstruktur anzustreben. Die rasche Veränderung in

den Produktionsverfahren sowie im Handel und in

den Konsumstrukturen wird zu Anderungen in den

räumlichen Strukturen führen, die ungeachtet ihrer

Natur angegangen werden müssen.

157. wirrschaftliche Entwicklung und die Bereit-

stellung von Dienstleistungen können durch verbes-

serte Siedlungsaktivitäten erweitert werden, etwa

durch Stadterneuerung, Bauvorhaben, Modernisie-

rung und Erhaltung von Infrastruktureinrichtungen.

Diese Aktivitäten sind auch wichtige wachstumsfak-

toren bei der Schaffung von Arbeitsplätzen, von Ein-

kommen und für die Effrzienz in anderen wirt-

schaftszweigen. umgekehrt führen sie in Kombi-

nation mit geeigneten Umweltschutzmaßnahmen zur

nachhaltigen verbesserung der Lebensbedingungen

der Stadtbewohner sowie det Effrzienz und Produkti-

vität der Länder.

Maßnahmen

158. Um eine effektive finanzielle Grundlage für

die Stadtentwicklung nr schaffen, sollten die Regie-

rungen gegebenenfalls auf den geeigneten Ebenen,

einschließlich der kommunalbehördlichen, in Zusam-

menarbeit mit Gewerkschaften, Verbraucherver-

bänden, Gewerbe, Industrie, Handelsunternehmen

und dem Finanzbereich, einschließlich des genossen-

schaftlichen Sektors und Nichtregierungsorganisatio-

nen:
(a) Finanzstrategien formulieren und umsetzen,

die ein breites Spektrum an städtischen Beschäfti-

gungsmöglichkeiten fördern ;
(b) die Bildung neuer Partnerschaften zwischen

öffentlichem und privatem Sektor für Einrichtungen

fördern, die sich in Privateigentum befinden und pri-

vat verwaltet werden, hinsichtlich Funktion und

zweck aber öffentlich sind, sowie die Transparenz

und Zuverlässigkeit ihrer Tätigkeit fördern'

159. Um produktive Beschäftigungsmöglichkeiten

zu schaffen und private Investitionen anzuregen, soll-
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ten die Regierungen auf den geeigneten Ebenen. ein-

schließlich der kommunalbehördlichen, in gemeinsa-

mer Beratung mit Arbeitnehmer- und Arbeitgeberor-
ganisationen, Handelskammern, lndustrie, Gewerbe

und Verbraucherverbänden, Berufsverbänden und

dem Finanzbereich, einschlielJlich des genossen-

schaftlichen Sektors, und im Kontext einer umfassen-

den Stadtplanung:
(a) Strategien der nachhaltigen Stadtentwicklung

umsetzen, welche die Bedürfnisse der örtlichen priva-

ten Unternehmen berücksichtigen und effektiv auf

diese eingehen und für die natürliche und vom Men-

schen geschaffene Umwelt nicht schädlich sind;
(b) den Zugang zu allen Ebenen der Bildung und

Ausbildung erleichtern ;
(c) für den Bedarf der Unternehmen ein angemes-

senes Angebot an ausreichend angeschlossenen Flä-

chen und deren umweltverträgliche Zuweisung för-

dern, wobei die Bedürfnisse kleiner und mittlerer

Unternehmen angemessen zu berücksichtigen sind;
(d) Möglichkeiten für wirtschaftliche Aktivitäten

im Stadtraum anbieten, indem der Zugang neuer und

entstehender Unternehmen sowie kleiner und mittle-

rer Unternehmen, einschließlich des informellen Sek-

tors, zu Krediten und Finanzierungsmöglichkeiten
verbessert und rechtliche und administrative Verfah-

ren modernisiert werden;
(e) wo angebracht, die Möglichkeiten für den

Gartenbau in der Stadt erleichtern;
(fl Unternehmen des informellen Sektors darin

unterstützen, produktiver zu werden und schrittweise
in den formellen Sektor integriert zu werden,

(g) in Erwägung ziehen, ausgewählte Gebiete in

den städtischen Zentren für die Sanierung auszuwei-
sen, indem Pakete steuerlicher und finanzieller Anrei-
ze in Verbindung mit geeigneten rechtlichen Maßnah-

men und der Entwicklung von Partnerschaften
geschnürt und angeboten werden.

160. Um Möglichkeiten für kleine Unternehmen
sowie Kleinstunternehmen und den genossenschaftli-

chen Sektor zu schaffen, sollten die Regierungen ge-

gebenenfalls auf den geeigneten Ebenen, ein-

schließlich der kommunalbehördlichen, in gemeinsa-

mer Beratung mit Nichtregierungsorganisationen, auf

kommunaler Ebene tätigen Organisationen sowie mit

Geldinstituten und Fortbildungseinrichtungen :
(a) den Schutz der Menschenrechte im Arbeitsbe-

reich auf den informellen Sektor ausdehnen und die

Einhaltung der entsprechenden Konventionen der In-

ternationalen Arbeitsorganisation, einschließlich jener

über das Verbot von Zwangs- und Kinderarbeit, die

Koalitionsfreiheit, das Recht auf Zusammenschlüsse
und Tarifverhandlungen sowie den Grundsatz der
Ni chtdiskri minierun g fördern ;

(b) gegebenenf'alls Programme fördern und unter-
stützen, welche die Kreditvergabe, die Finanzierung,

die Fortbildung und den Technologietransfer für klei-

ne und Kleinstunternehmen sowie für genossen-

schaftliche Unternehmen integrieren, insbesondere
für solche, die von Frauen aufgebaut und betrieben
werden;

(c) die gerechte Behandlung des informellen Sek-
tors fördern, den Einsatz umweltverträglicher Verfah-

ren unterstützen und die Beziehungen zwischen Geld-

instituten und Nichtregierungsorganisationen fördern,
die den informellen Sektor, so vorhanden, unterstüt-
zen,

(d) wo angebracht den Bedarf des informellen
Sektors in die Planungs-, Entwicklungs- und Verwal-

tungssysteme integrieren, unter anderem durch Förde-

rung seiner Beteiligung an Planungs- und Entschei-
dungsprozessen und durch Unterstützung seiner
Verbindungen mit dem formellen Sektor;

(e) Ausbildungsmöglichkeiten für kleine und

Kleinstunternehmen sowie für genossenschaftliche
Unternehmen fördern und sie in ihrem Bemühen un-
terstützen, ihre Produkte, Dienstleistungen, ihre tech-

nischen Anlagen und das Vertriebsnetz zu verbessern
und neue Marktchancen zu identifizieren.

161. Um die Wirtschaft in den Städten zu fördern.

damit sie angesichts der Globalisierung der Wirt-

schaft wettbewerbsfähig sein kann, sollten die Regie-

rungen auf den geeigneten Ebenen, einschließlich der

kommunalbehördlichen, in gemeinsamer Beratung
mit allen interessierten Parteien unter anderem:

(a) Bildungsmöglichkeiten verbessern und die Be-
rufsausbildung erweitern, uffi die Qualifikation der

Arbeitskräfte am Ort zu verbessern;
(b) wo angebracht den Strukturwandel der lokalen

Industrien fördern, städtische Infrastruktur- und

Dienstleistungen entwickeln, eine sparsame und um-

weltschonende Energieversorgung fördern und die

Telekommunikationsnetze erweitern;
(c) wo angebracht die rechtlichen Rahmenbedin-

gungen prüfen und ändern, um private Investitionen

anzuziehen;
(d) Verbrechen verhüten und die öffentliche Si-

cherheit verbessern, um den städtischen Raum für

wirtschaftliche, soziale und kulturelle Aktivitäten at-

traktiver zu machen;
(e) solides Finanzgebaren auf allen Regierungs-

ebenen fordern;
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(f) rechtliche Maßnahmen f'ördern' die zur Umset-

zun1 des Obenstehenden erforderlich sein könnten.

162. Um die nachteiligen Auswirkungen von

Strukturwandel und wirtschaftlicher Transformation

abzuschwächen, sollten die Regierungen auf den ge-

eigneten Ebenen, gegebenenfalls, einschlielSlich der

kommunalbehördli chen :
(a) einen integrierten Ansatz fördern, uil die so-

zialen. wirtschaftlichen und ökologischen Auswir-

kungen von Reformen auf die Entwicklungsbedürf-

nisse im Wohn- und Siedlungswesen anzugehen;
(b) das integrierte Funktionieren von Wohnungs-

märkten fördern, damit die Ausgrenzung des sozialen

Wohnungsbaus vermieden wird;
(c) angemessene Sozialprogramme für eine

Grundversorgung umsetzen sowie eine geeignete

Mittelzuweisung vornehmen, insbesondere solche

Maßnahmen, die Arme, Behinderte, Angehörige an-

derer schwacher Gruppen, Kleinstunternehmen und

andere kleine Unternehmen betreffen;
(d) die Wirkungen struktureller Anpassungen auf

die soziale Entwicklung prüfen, indem besondere Be-

achtung einer Beurteilung unter geschlechtsspezifi-

schen Aspekten geschenkt wird;
(e) Strategien zvr Förderung eines gerechteren

und verbesserten Zugangs zu Einkommen und Res-

sourcen entwickeln;
(f) gegebenenfalls öffentliche und private Unter-

nehmen in ihrem Bemühen unterstützen, sich den sich

wandelnden Anforderungen der Erschließung techno-

logischer und menschlicher Ressourcen anzupassen.

L0. Ausgewogene Siedlungsentwicklung im ländli-

chen Raum

163. Der städtische und ländliche Raum sind wirt-

schaftlich, sozial und ökologisch voneinander abhän-

gig. Zur lahrtausendwende wird ein beträchtlicher

Anteil der Weltbevölkerung noch in ländlichen Sied-

lungen leben, vor allem in den Entwicklungsländern.

Um zu einer nachhaltigeren Gestaltung der Zukunft

des Planeten zu gelangen, müssen diese Siedlungen

geachtet und unterstützt werden. Mangelhafte

Infrastruktur- und Versorgungseinrichtungen, das

Fehlen umweltverträglicher Technologien sowie Um-

weltverschmutzung infolge der schädlichen Wirkun-

gen nicht-nachhaltiger Industrialisierung und Urbani-

sierung tragen wesentlich zur Zerstörung des

ländlichen Raums bei. Hinzu kommt, daß fehlende

Beschäftigungsmöglichkeiten in ländlichen Gebieten

die Zuwanderung aus dem ländlichen Raum verstärkt

und in den ländlichen Gemeinden zv einem Verlust

an menschlicher Kapazität und Qualifikation führt.

Strategien und Programme nx nachhaltigen Entwick-

lung des ländlichen Raums, die ländliche Gebiete in

die nationale Wirtschaft integrieren, erfordern starke

kommunale und nationale Einrichtungen für die Pla-

nung und Verwaltung von Siedlungen, welche die

Beziehungen zwischen Stadt und Land betonen und

Dörfer und Stadte als Pole eines Siedlungskonti-

nuums begreifen.

164. In zahlreichen Ländern spielen die ländlichen

Bevölkerungen, einschließlich der indigenen Bevöl-

kerungsgruppen, bei der Gewährleistung der Lebens-

mittelsicherheit und der Erhaltung des sozialen und

ökologischen Gleichgewichts in weiten Teilen des

ländlichen Raums eine große Rolle und tragen damit

wesentlich zum Schutz der biologischen Vielfalt und

empfindlicher Ökosysteme sowie zrfi nachhaltigen

Nutzung der biologischen Ressourcen bei.

Maßnahmen

165. Um die nachhaltige Entwicklung ländlicher

Siedlung en zu fördern und die Landflucht zu verrin-

gern, sollten die Regierungen auf den geeigneten

Ebenen, einschließlich der kommunalbehördlichen:
(a) die aktive Beteiligung aller interessierter Par-

teien, einschließlich jener in isolierten und entfernt

gelegenen Gemeinden, an der Gewährleistung einer

integrierten Prüfung der ökologischen, sozialen und

wirtschaftlichen Zielsetzungen der Entwicklung des

ländlichen Raums fördern;
(b) geeignete Maßnahmen ergreifen, uffi die

Lebens- und Arbeitsbedingungen in Ballungsgebie-

ten, Kleinstädten und ländlichen Dienstleistungszen-

tren zu verbessern;
(c) eine nachhaltige und diversifizierte Agrarwirt-

schaft unterstützen, damit es lebendige ländliche Ge-

meinden gibt;
(d) Infrastruktur und Versorgungseinrichtungen

für ländliche Gebiete sowie Anreize für Investitionen

in diese Gebiete schaffen;
(e) Bildung und Ausbildung im ländlichen Raum

fördern, um Beschäftigung und den Einsatz angepaß-

ter Technologien zu erleichtern.

166. Um die Nutzung neuer und verbesserter

Technologien und angepaßter traditioneller Verfahren

in der Entwicklung ländlicher Siedlungen zu fördern,

sollten die Regierungen auf den geeigneten Ebenen,
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einschließlich der kommunalbehördlichen, in Zusam-
menarbeit mit dem privaten Sektor:

(a) den Zugang zu Informationen sowie die land-
wirtschaffliche Produktion, den Vertrieb und die
Preisgestaltung in ländlichen und entlegenen Gebie-
ten unter anderem durch die Nutzung von fortge-
schrittenen und zugänglichen Kommunikationstech-
nologien verbessern,

(b) in Zusammenarbeit mit Bauernverbänden,
Frauengruppen und anderen interessierten Parteien
die Forschung sowie die Verbreitung von For-
schungsergebnissen für die Landwirtschaft, die Fisch-
zucht, die Forstwirtschaft und die Agrar-
Forstwirtschaft unter anderem mit Hilfe traditioneller,
neuer und verbesserter Technolosien fördern.

161. Bei der Ausarbeitung von Strategien zar
nachhaltigen Raumordnung und Regionalverwaltung
sollten die Regierungen auf den geeigneten Ebenen.
einschließlich der kommunalbehördlichen:

(a) Bildungs- und Ausbildungsprogramme fordern
und Verfahren für die volle Beteiligung der ländli-
chen und indigenen Bevölkerungen an der Festlegung
von Prioritäten für eine ausgewogene und ökologisch
realisierbare Raumordnung einführen ;

(b) geographische Informationssysteme und Um-
weltverträglichkeitsprüfung en zur Ausarbeitung um-
weltverträglicher Raumordnungsprogramme uneinge-
schränkt nutzen,

(c) an den Bedürfnissen und der wirtschaftlichen
Realisierbarkeit orientierte regionale und ländliche
Entwicklungspläne und -programme umsetzen;

(d) ein an den Bedürfnissen der Menschen orien-
tiertes effizientes und transparentes System für die
Zuweisung von Mitteln an ländliche Gebiete einfüh-
ren.

1'68. Um die nachhaltige Entwicklung und Be-
schäftigungsmöglichkeiten in verarmten ländlichen
Gebieten zu fördern, sollten die Regierungen auf den
geeigneten Ebenen, einschließlich der kommunalbe-
hördlichen:

(a) die ländliche Entwicklung durch Ausdehnung
der Beschäftigungsmöglichkeiten, Schaffung von
Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen und -dienst-

leistungen, Verbesserung des Wohnungsbaus, Förde-
rung der technischen Infrastruktur sowie Unterstüt-
zvng ländlicher Unternehmen und nachhaltiger
Landwirtschaft fördern ;

(b) Prioritäten für Investitionen in die regionale
Infrastruktur festlegen, die sich an den Umsatzmög-
lichkeiten, an sozialer Gerechtiekeit und an der öko-

logischen Qualität orientieren;
(c) den privaten Sektor ermutigen, Grof3handels-

märkte und Zwischenhändler für landwirtschaftliche
Erzeugnisse zu entwickeln und zu fördern, um in
ländlichen Gebieten die Bruttoerträge und eine Ter-
minkontraktwirtschaft zu verbessern und/oder aufzu-
bauen;

(d) den gerechten und effizienten Zugang ztr
Märkten sowie, wo angebracht, Preisgestaltungs- und
Zahlungssysteme für Agrarprodukte fördern, insbe-
sondere für in städtischen Gebieten nacheefraste
Lebensmittel;

(e) Produkte aus ländlichen Gebieten auf städti-
schen Mzirkten sowie ländliche Dienstleistungszen-
tren durch Verbesserung des Zugangs zu Marktinfbr-
mati onen, Ab satzzentren und - netzwerken fördern ;

(fl umweltschädliche Subventionen und andere
Programme beträchtlich zurückschneiden oder ab-
schaffen, etwa solche, die den übermäßigen Einsatz
von Pestiziden und Kunstdüngern fördern, und eben-
so Preiskontroll- oder -subventionssysteme, welche
nicht-nachhaltige Praktiken und Produktionsverfah-
ren in ländlichen und landwirtschaftlichen Resionen
aufrechterhalten.

169. Es ist ein integrierter Ansatz notwendig, um
eine ausgewogene und sich wechselseitig stützende
Entwicklung von ländlichen und städtischen Gebieten
zu fördern. Um dieses Ziel zu erreichen, sollten die
Regierungen auf den geeigneten Ebenen, einschließ-
lich der kommunalbehördlichen, mit Unterstützung
der entsprechenden internationalen regionalen Ein-
richtungen:

(a) geeignete rechtliche, steuerliche und organisa-
torische Rahmenbedingungen schaffen, die tauglich
sind, die Vernetzung kleiner und mittlerer Siedlungen
in ländlichen Gebieten zu fördern;

(b) die Entwicklung einer effizienten
Kommunikations- und Verlriebsstruktur zum Aus-
tausch von lnformationen, Arbeit, Gütern, Dienstlei-
stungen und Kapital zwischen ländlichen und städti-
schen Gebieten erleichtern:

(c) eine breite Zusammenarbeit zwischen den
Kommunen fördern, um zu integrierten Lösungen für
die Flächennutzung, frir Verkehrs- und Umweltpro-
bleme im städtischen und ländlichen Raum zu selan-
gen;

(d) einen partizipatorischen Ansatz für eine aus-
gewogene Entwicklung im ländlichen und städtischen
Raum verfolgen, mit dem sich diese Gebiete wechsel-
seitig stützen und der sich an einem stetigen Dialog
zwischen den interessierten Parteien orientiert. die an
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der städtischen und ländlichen Entwicklung beteiligt

sind.

11. Kapazitäten für den Katastrophenschutz, die

Folgenbegrenzungo die Abwendung von und
den Wiederaufbau nach Katastrophen

110. Die Auswirkungen von Naturkatastrophen
und von durch den Menschen verursachten Katastro-
phen auf die Menschen werden immer gröf3er. Kata-

strophen werden oft durch eine durch den Menschen
geschaffene Gefährdung verursacht, etwa durch un-

kontrollierte oder unzureichend geplante Siedlungen,
durch fehlende elementare Infrastrukturen und die

Besiedlung von katastrophenanfälligen Gebieten.
Auch bewaffnete Konflikte haben Folgen, von denen

Städte und Siedlungen und das ganze Land betroffen

sind. Demgemäß bedarf es im Falle von Katastrophen

und Konflikten eines bestimmten Eingreifens und

Maßnahmen des Wiederaufbaus und der Wiederher-

stellung, die auf Wunsch der Regierung des betreffen-

den Landes eine internationale Beteiligung erfordern
können. Die Auswirkungen derartiger Katastrophen-
und Notstandssituationen sind vor allem in jenen

Ländern ernst, wo die Kapazitäten zum Schutz, zur

Abwendung, zur Folgenbegrenzung sowie die Fähig-

keiten zur Bewältigung solcher Situationen unzurei-

chend entwickelt sind.

nI. Die effizientesten und effektivsten Systeme

für die Abwendung von Katastrophen und Kapazitä-

ten für die Bewältigung von Katastrophenfolgen wer-
den meist durch Hilfswerke und Maßnahmen der

kommunalen Behörden vor Ort zur Verfügung ge-

stellt. Diese können unabhängig voneinander zum

Einsatz kommen, ungeachtet einer beeinträchtigten.
beschädigten oder zerstörten Infrastruktur oder Ein-

satzbereitschaft andernorts. Spezielle Maßnahmen
sind ferner auf den geeigneten Regierungsebenen,
einschließlich der kommunalbehördlichen, in Zusam-

menarbeit mit dem privaten Sektor und in enger

Übereinstimmung mit allen Gruppen der Gemeinde
gefordert, uffi solche Vorbeugungs- und Bewälti-
gungsmaßnahmen bei drohenden Katastrophen oder

im Katastrophenfall in Gan g zu setzen, die in der Pla-

nung koordiniert und in der Umsetzung flexibel sind.
Die Herabsetzung des Maßes der Gefährdung durch
Katastrophen ebenso wie die Kapazitäten für die Be-
wältigung der Folgen stehen in direktem Verhältnis

zum Maße eines dezentralisierten Zugangs zu Infor-
mationen, zu Kommunikationseinrichtungen, zu Ent-

scheidungsprozessen und zur Ressourcenkontrolle.
Nationale und internationale Zusammenarbeit können

den rasch en Zugriff auf Fachkenntnisse erleichtern,

die beim Aufbau von Kapazitäten zur Katastrophen-
begrenzung, zür Frühwarnung bei drohenden Kata-

strophen und zur Abschwächung der Folgen beitragen
können. In Katastrophensituationen sind Frauen und

Kinder am stärksten gefährdet, und ihre Bedürfnisse

sollten in allen Phasen des Katastrophenschutzes be-

rücksichtigt werden. Die aktive Beteiligung von Frau-

en an der Planung und Bewältigung von Folgen in

Katastrophenfällen sollte gefördert werden.

Maf]nahmen

172. Bei der Verbesserung der Schutzes vor Natur-

katastrophen und vor vom Menschen verursachte Ka-

tastrophen sowie bei der entsprechenden Abwendung
von Schäden, der Folgenbegrenzung und Folgenbe-
wältigung sollten die Regierungen auf den geeigneten

Ebenen. einschließlich der kommunalbehördlichen, in

enger gemeinsamer Beratung und in Zusammenarbeit
mit Einrichtungen wie Versicherungen, Nichtregie-
rungsorganisationen, auf kommunaler Ebene tätigen

Organisationen, organisierten Gruppen sowie der aka-

demischen, medizinischen und wissenschaftlichen
Gemeinde:

(a) geeignete Normen und Durchführungsverord-
nungen für die Flächennutzung sowie Bau- und Pla-
nungsstandards entwickeln, einführen und durchset-
zen. die sich an professionell erstellten Risiko-
bewertungen und Bedrohungseinschätzungen orien-
tieren;

(b) die Beteiligung aller interessierten Parteien,
einschließlich Frauen, Kinder, älterer Menschen und
Behinderter, in Anerkennung ihrer besonderen Ge-
fährdung durch Naturkatastrophen und vom Men-
schen verursachte Katastrophen an der Katastrophen-
schutzplanung und Katastrophenbewältigung gewähr-

leisten;
(c) eine stetige Mobilisierung nationaler und in-

ternationaler Mittel für Aktivitäten zur Abmilderung
von Katastrophen fördern;

(d) Informationen über katastrophenfeste Bauver-
fahren und Technologien für Gebäude und öffentliche
Anlagen im allgemeinen fördern und verbreiten;

(e) Programme entwickeln, um wo möglich den
freiwilligen Umzug in weniger katastrophengefährde-
te Gebiete für alle Menschen ebenso zu erleichtern
wie den Zugang zu diesen Gebieten;

(f) für Architekten, Bauunternehmer und Bauträ-
ger Ausbildungsprogramme für katastrophenfeste
Bauverfahren entwickeln. Einige Programme sollten

54



sich insbesondere an kleine Unternehmen richten,
welche in den Entwicklungsländern die überwiegende
Mehrzahl von Wohnungen und anderen kleineren Ge-
bäuden errichten;

(g) Maßnahmen ergreifen, um gegebenenfalls die
Belastbarkeit wichtiger Infrastruktureinrichtungen,
lebenswichtiger Verbindungen und kritischer Einrich-
tungen und Anlagen zu verbessern, vor allem dort,
wo Schäden zu Folge-Katastrophen und/oder einer
Einschränkung von Not- und HilfsmalSnahmen führen
können.

113. Alle Regierungen und internationalen Organi-
sationen mit Fachkenntnissen im Bereich von Säube-
rungsmaßnahmen und der Entsorgung von radioakti-
ven Schadstoffen sollten eine geeignete Hilfeleistung,
wie sie für Abhilfemaßnahmen in betroffenen Gebie-
ten erforderlich sein können, in Erwägung ziehen.

174. Hinsichtlich der Abschwächung von Kata-
strophenfolgen sollten die Regierungen gegebenen-
falls auf den geeigneten Ebenen, einschließlich der
kommunalbehördlichen, in Zusammenarbeit mit allen
interessi erten Parteien :

(a) ein umfassendes Informationssystem einfüh-
ren, das die in katastrophenanfälligen Gebieten auf-
tretenden Risiken identifiziert und beurteilt und in die
Planung und den Entwurf von Siedlungen einbezieht;

(b) kostengünstige und realisierbare Lösungen so-
wie innovative Ansätze für die Bewältigung von Risi-
ken bedrohter Gruppen fördern und unterstützen, un-
ter anderem durch Kartierung von Risiken und
Programme zur Verringerung der Gefährdung auf
kommunaler Ebene;

(c) kostengünstige und realisierbare Lösungen so-
wie innovative Ansätze und geeignete Baurichtlinien
für die Bewältigung von Risiken bedrohter Gruppen
anregen, fördern und unterstützen, unter anderem
durch Kartierung von Risiken und Programme zur
Verringerung der Gefährdung auf kommunaler Ebe-
ne;

(d) eine klare Darstellung der Rollen und der Zu-
ständigkeiten der verschiedenen zentralen Funktionen
und Akteure bei der Abwendung von Katastrophen
und im Katastrophenschutz, der Abschwächung und
der Vorbeugung sowie der Kommunikationswege
zwischen diesen Bereichen einführen, darunter
Gefahren- und Risikobeurteilung, Überwachung,
Vorhersage, Verhütung, Hilfsmaßnahmen, Umsied-
lung und Notfallmaßnahmen;

(e) alle gesellschaftlichen Gruppen ermutigen und
unterstützen, sich an der Abwendung von Katastro-

phen in Bereichen wie Wasser- und Lebensmittelbe-
vorratung, Kraftstoffe und Erste Hilfe zu beteiligen,
sowie am Katastrophenschutz durch Aktivitaten, die
eine Sicherheitskultur herstellen;

(f) globale, regionale, nationale und lokale Früh-
warnsysteme entwickeln und/oder verbessern, um die
Bevölkerung bei drohenden Katastrophen zu alarmie-
ren.

175. Um vor Katastrophen im industriellen und
technischen Bereich zu schützen, sollten die Regie-
rungen gegebenenfalls auf den geeigneten Ebenen,
einschließlich der kommunalbehördlichen:

(a) die Ziele der Verhütung größerer technischer
Unfälle und der Schadensbegrenzung unter anderem
durch Flächennutzungsstrategien und die Förderung
sicherer Technologien verfolgen;

(b) die nötigen Maßnahmen zur Kontrolle der
Standortwahl und Ansiedlung von Neubaugebieten in
der Umgebung gefährlicher industrieller Anlagen er-
greifen, bei denen man damit rechnen muß, daß sie
das Risiko der Wirkungen schwerer Unfälle vergrö-
ßern, indem geeignete Verfahren der Beratung ange-
wendet werden, um die Umsetzung der unter Unter-
abschnitt (a) oben genannten Strategien zu erleich-
tern;

(c) eine klare Darstellung der Rollen und der Zu-
ständigkeiten der verschiedenen zentralen Funktionen
beim Katastrophenschutz und der Verhütung sowie
der Kommunikationswege zwischen diesen Bereichen
einführen, darunter Beurteilung, Überwachung, Vor-
hersage, Verhütung, Hilfsmaßnahmen, Umsiedlung
und Notfallmaßnahmen;

(d) auf breiter Basis die Beteiligung an Maßnah-
men der Katastrophenvorbeugung fordern und unter-
stützen, indem die in der Nachbarschaft gefährlicher
Anlagen lebende Bevölkerung regelmäßig und ange-
messen über die möglichen Gefahren informiert wird;

(e) globale, regionale, nationale und lokale Früh-
warnsysteme entwickeln und/oder verbessern, um die
Bevölkerung bei drohenden technischen Katastrophen
zu alarmieren.

116. Bei der Vorbereitung und Durchführung von
Hilfsmaßnahmen nach Katastrophen, bei der Wieder-
herstellung, dem Wiederaufbau und der Umsiedlung,
sollten die Regierungen auf den geeigneten Ebenen,
einschließlich der kommunalbehördlichen, in Zusam-
menarbeit mit allen interessierten Parteien:

(a) Katastrophenschutz- und Bewältigungssyste-
me einführen oder verbessern, welche die Rollen und
Zuständigkeiten der verschiedenen zentralen Funktio-
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nen und Akteure bei der Katastrophenabwendung und

der Bewältigung von Katastrophenfolgen sowie der

Kommunikationswege zwischen diesen Bereichen

klar definieren. darunter Notstandsmafjnahmen, Hilfs-

mal3nahmen und Sanierung:
(b) Übungen zur Erprobung von Notstands- und

Hilfsmaßnahmen entwickeln, die Erfbrschung der

technischen, sozialen und wirtschaftlichen Aspekte

des Wiederaufbaus nach Katastrophen fördern und ef-

fektive Strategien und Richtlinien für den Wiederauf-

bau nach Katastrophen einführen;
(c) auf nationaler, lokaler und kommunaler Ebene

verläfiliche Nachrichtenverbindungen sowie Kapazi-

täten zur Bewältigung und Entscheidungsfindung auf-

bauen;
(d) Notstandspläne, Folgenbewältigungs- und Un-

terstützungssysteme entwickeln sowie Vorkehrungen

für die Sanierung, den Wiederaufbau und für Umsied-

lungen treffen;
(e) die wissenschaftlichen und technischen Kapa-

zitäten für die Schadensabschätzung und Überwa-

chung sowie für besondere Wiederherstellungs- und

Wiederaufbaumaßnahmen ausbauen,
(fl alle relevanten interessierten Parteien bei

Hilfs-, Wiederherstellungs- und Wiederaufbaumaß-

nahmen unterstützen;
(g) Ansätze nx Bewältigung des dringenden

Wohnbedarfs von Rückkehrern und Zwangsumgesie-
delten identifizieren und fördern, darunter gegebenen-

falls den Bau von Behelfsunterkünften mit elementa-

ren Einrichtungen, wobei geschlechtsspezifische

Bedürfnisse zu berücksichtigen sind;
(h) Ansätze rdentifizieren, die Unterbrechungen

des Schulbesuchs auf ein Mindestmaß beschränken;
(i) Anstrengungen zur sofortigen Entfernung von

Antipersonen-Landminen nach Beendigung bewaff-

neter Konflikte fördern;

fi) gewährleisten, daß die besonderen Bedürfnisse

von Frauen, Kindern, Behinderten und Angehörigen

schwacher Gruppen bei allen Informations-,

Rettungs-, Umsiedlungs-, Wiederherstellungs- und

Wiederaufbaumaßnahmen berücksichtigt werden;
(k) die kulturelle Dimension bei der Bewältigung

von Katastrophenfolgen fördern;
(1) die Rolle der Internationalen Föderation der

Liga der Rotkreuz- und Rothalbmondgesellschaften
beim Katastrophenschutz, der Vorbeugung, der Ab-

schwächung und Bewältigung auf lokaler, nationaler
und internationaler Ebene anerkennen, fördern und
erleichtern;

(m) das Internationale Komitee des Roten Kreu-
zes darin unterstützen, in Zeiten bewaffneter Konflik-

te MafJnahmen zu ergreifen. um das Leiden von Op-

f'ern dieser Konflikte und von Vertriebenen zu venin-

gern.

D. Kapazitätsaufbau und institutionelle

Entwicklung

1. Einführung

111 . Wirtschaftliche und soziale Entwicklung so-

wie Umweltschutz sind voneinander abhängige und

sich wechselseitig stärkende Bestandteile einer nach-

haltigen Siedlungsentwicklung. Ein wirtschaftlich re-

ges, sozial lebendiges und umweltverträgliches
Wohn- und Siedlungswesen unter den Bedingungen
stetiger und rascher Urbanisierung wird zunehmend

von der Fähigkeit aller Regierungsebenen abhängen,

die Prioritäten der Kommunen einzubeziehen, die

Regionalentwicklung zu fördern und anzuleiten sowie

Partnerschaften zwischen den privaten, öffentlichen

und kommunalen Sektoren sowie dem durch Spenden

unterstützten Sektor nr gründen. Dies kann durch die

effektive Dezentralisierung der Zuständigkeiten, der

politischen Planung und der Entscheidungsbefugnisse
sowie durch ausreichende Ressourcen, einschließlich

der Besteuerungsbefugnis und deren Verteilung auf

kommunale Behörden, die der Wählerschaft am näch-

sten sind und diese am ehesten vertreten, erreicht

werden, ebenso wie durch internationale Zusammen-

arbeit und Partnerschaften, wodurch ein strategischer

und partizipatorischer Prozeß des Stadtmanagements
in Gang gesetzt wird, der in einer gemeinsamen Vi-

sion wurzelt und gleichzeitig die Menschenrechte
wahrr und schützt. Dieser Dezentralisierungs- und der

ins Auge gefaßte Stadtmanagementprozeß wird hohe

Anforderungen an die Institutionen stellen, insbeson-

dere in den Entwicklungsländern und Reformstaaten.
Der Aufbau von Kapazitäten ist daher auf die Förde-

rung der Dezentralisierung und auf ein partizipatori-

sches Stadtmanagement hin zu orientieren.

178. Eine Strategie der Hilfe zur Selbsthilf'e. der

Aufbau von Kapazitäten und die institutionelle Ent-

wicklung sollten darauf gerichtet sein, alle interes-

sierten Parteien, insbesondere kommunale Behörden,
den privaten Sektor, den genossenschaftlichen Sektor,
die Gewerkschaften, Nichtregierungsorganisationen
und andere auf kommunaler Ebene tätigen Organisa-
tionen zu befähigen, ihre Rolle in der Siedlungspla-
nung und -verwaltung effektiv wahrzunehmen. Ge-
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meinsame Anstrengungen bei der Entwicklung des
Arbeits- und Führungskräftepotentials, bei institutio-
nellen Reformen, organisatorischen und administrati-
ven Entwicklungen sowie eine fortgesetzte Ausbil-
dung und Neuausstattung sind auf allen Ebenen
notwendig. Dies kann am besten durch nationale und
internationale Kommunalverbände bzw. Städtenetze
sowie durch andere nationale und subnationale Ein-
richtungen für den Kapazitätsausbau erfolgen, wenn-
gleich die Kapazitäten selbst zunächst der Förderung
bedürfen. In Entwicklungsländern und Reformstaaten
sollten die Regierungen der Umsetzung einer umfas-
senden Strategie für den Aufbau von Kapazitäten
Vorrang einräumen. Die internationale Gemeinschaft
sollte ihnen helfen, ihre Kapazitäten zu entwickeln,
ihre Prioritäten für den Aufbau von Institutionen fest-
zulegen und zu beurteilen sowie ihre Verwaltungs-
qualifikationen zu verbessern.

179. Hilfe zur Selbsthilfe und Partizipatron tragen
zu Demokratie und nachhaltiger Siedlungsentwick-
lung bei. Die Formulierung und Umsetzung politi-
scher Leitlinien durch die Regierungen sollte von den
Grundsätzen der Verantwortlichkeit, Transparenz und
breiten öffentlichen Beteiligung geleitet sein. Verant-
wortlichkeit und Transparenz sind unverzichtbar, um
der Korruption vorbeugen zu können und zu gewähr-
leisten, daß verfügbare Ressourcen zum Wohl aller
Menschen genutzt werden. Jede Regierung sollte das
Recht aller ihrer Bürger wahren, sich an den Angele-
genheiten der Gemeinde, in der sie leben, aktiv zube-
teiligen, und die Partizipation am politischen Gesche-
hen auf allen Ebenen gewährleisten und fordern.

2. Dezentralisierung und Stärkung kommunaler
Behörden und ihrer Verbände/1.{etze

Maßnahmen

180. IJm eine wirksame Dezentralisierung und
eine Stärkung kommunaler Behörden und ihrer Ver-
bändeArletze zu gewährleisten, sollten die Regierun-
gen auf den geeigneten Ebenen:

(a) gegebenenfalls Strategien und rechtliche Rah-
menbedingungen anderer Staaten, die eine Dezenfta-
lisierung effektiv durchführen, untersuchen und über-
nehmen;

(b) gegebenenfalls die Gesetzgebung überprüfen
und revidieren, um die kommunale Selbständigkeit
und Beteiligung an Entscheidungen, an der Umset-
zung sowie der Mobilisierung und Nutzung von Res-
sourcen zu vergrößern und auszubauen, insbesondere

hinsichtlich der Entwicklung des Arbeitskräfte-, rech-
nischen und finanziellen Potentials und der Entwick-
lung örtlicher Unternehmen, und zwar im Rahmen ei-
ner nationalen Sozial-, Wirtschafts- und Umweltpoli-
tik; ferner sollten sie die Beteiligung der Einwohner
an Entscheidungen fördern, die ihre Städte, Stadtvier-
tel oder Wohnungen betreff'en;

(c) die staatsbürgerliche Bildung verbessern, üffi
die Rolle des Einzelnen als Handelndem in seiner Ge-
meinde zu betonen;

(d) kommunale Behörden unterstützen, welche
die steuerschaffenden Mechanismen prüfen;

(e) gegebenenfalls die Kapazitäten von Bildungs-,
Forschungs- und Ausbildungseinrichtungen ausbau:
en, um die örtlichen gewählten Vertreter, Beamte und
Fachleute in städtischen Angelegenheiten wie Pla-
nung, Flächen- und Ressourcenbewirtschaftung sowie
kommunale Finanzen ständig weiterzubilden;

(0 den Austausch von Technologien, Erfahrungen
und Verwaltungskenntnissen hinsichtlich der Bereit-
stellung von Versorgungseinrichtungen, der Ausga-
benkontrolle, der Ressourcenmobilisierung, des Auf-
baus von Partnerschaften und der Entwicklung
örtlicher Unternehmen zwischen Regierungen und
kommunalen Behörden in horizontaler und vertikaler
Richtung erleichtern, unter anderem durch technische
Städtepartnerschaften und Programme für den Erfah-
rungsaustausch:

(g) die Leistung kommunaler Behörden verbes-
sern, unter anderem durch Datengewinnung nach
Geschlecht, Alter und Einkommen disaggregiert,
durch vergleichende Analysen von Informationen
über innovative Verfahren der Bereitstellung, der
Verwaltung und der Erhaltung öffentlicher Güter und
Versorgungseinrichtungen für die Bedürfnisse der
Bevölkerung und über die Nutzung steuerlicher und
anderer Potentiale für die Städte sowie durch die Ver-
breitung dieser Informationen ;

(h) die Institutionalisierung einer breiten Beteili-
gung einschließlich entsprechender Beratungsmecha-
nismen an Entscheidungs- und Verwaltungsprozessen
auf kommunaler Ebene fördern;

(i) die Fähigkeit kommunaler Behörden ausbauen,
den örtlichen privaten Sektor und Ortsansässige an
der Festlegung von Zielen, örtlichen Prioritäten und
von umweltverträglichen Richtlinien für die Infra-
strukturentwicklung sowie für die Bereitstellung von
Dienstleistungen und für die lokale Wirtschaftsent-
wicklung beteiligen;

fi) den politischen Dialog zwischen allen Regie-
rungsebenen und dem privaten und kommunalen Sek-
tor sowie anderen Vertretern der Büreerschaft för-
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dern, um Planung und Umsetzungzu verbessern;
(k) im Rahmen der Regierungsarbeit Partner-

schafien für die Stadterneuerung zwischen Vertretern

des öffentlichen und privaten Sektors sowie der Bür-
gerschaft gründen und Informationen über erfolgrei-
che Partnerschaften analysieren, beurteilen und ver-

breiten;
(l) gegebenenfalls Vergleichsdaten nach Ge-

schlecht, Alter und Einkommen disaggregiert über
die Leistung kommunaler Behörden bei der Bedarf.s-
deckung für ihre Bevölkerung sammeln, analysieren
und verbreiten;

(m) Maßnahmen zur Bekämpfung der Korruption
verschärfen und bei der Bewirtschaftung lokaler Res-

sourcen für eine größere Transparenz,Effizienz, Ver-
antwortlichkeit, Aufgeschlossenheit und Beteiligung
der Öffentlichkeit sorgen,

(n) die kommunalen Behörden und ihre Verbän-

de/Netze in die Lage versetzen, bei der nationalen
und internationalen Zusammenarbeit initiativ zü wer-
den und vor allem umweltfreundliches Verhalten und
innovative Ansätze für die nachhaltige Siedlungsver-
waltung zu übernehmen;

(o) die Kapazitäten der jeweiligen Zentralregie-
rungen und der Kommunalverwaltungen durch Aus-
bildungskurse über städtisches Finanzwesen und
Siedlungsmanagement für die gewählten Vertreter
und Leiter ausbauen,

(p) globale und leicht zugängliche Informations-
netze zur Erleichterung des Austauschs von Erfahrun-
gen, Know-how und Fachkenntnissen entwickeln
und/oder fördern, gegebenenfalls in Zusammenarbeit
mit den entsprechenden Organen der Vereinten Na-
tionen innerhalb ihres jeweiligen Mandats sowie mit
Verbänden/Netzen kommunaler Behörden und ande-
ren internationalen Vereinigungen und Organisatio-
nen.

3.Partizipation der Bevölkerung und staats-
bürgerliches Engagement

181. Nachhaltige Siedlungsentwicklung erfordert
staatsbürgerliches Engagement und die breite Beteili-
gung aller Menschen. Sie erfordert gleichermaßen
eine aufgeschlossene, transparente und verantwortli-
che Verwaltung auf kommunaler Ebene. Staatsbür-
gerliches Engagement und verantwortliche Regie-
rungsarbeit machen die Einführung und Förderung
partizipatorischer Mechanismen einschließlich des
Zlgangs zur Justiz und der kommunalen Maßnah-
menplanung erforderlich, wodurch gewährleistet ist,
daß alle Stimmen beim Feststellen von Problemen

und Festlegen von Prioritäten, beim Bestimmen von
Ziden, dem Ausüben von Rechten, dem Festlegen
von Dienstleistungs-Richtlinien, bei der Mittelbe-
schaffung sowie der Umsetzung von Strategien, Pro-
grammen und Proiekten gehört werden.

Maßnahmen

182. Um Partizipation, staatsbürgerliches Engage-
ment und die Erfüllung von Verwaltungsaufgaben der
Regierung zu fördern und zu unterstützen, sollten die
nationalen Regierungen, kommunalen Behörden
und/oder Organisationen der Bürgerschaft auf den ge-

eigneten Ebenen institutionelle und rechtliche Rah-
menbedingungen schaffen, welche die breite Beteili-
gung aller Menschen und ihrer Organisationen in der
Gemeinde an Entscheidungen und an der Umsetzung
und Überwachung von Strategien, Richtlinien und
Programmen der Siedlungsentwicklung ermöglichen
und erleichtern; auf diese institutionellen und rechtli-
chen Rahmenbedingungen wird unter anderem gezielt
durch:

(a) den Schutz des Menschenrechts auf Mei-
nungsäußerung und der Informationsfreiheit;

(b) die Erleichterung der Anerkennung organisier-
ter Gruppen und ihres Zusammenschlüsse;

(c) die Zulassung, Erleichterung und den Schutz
der Bildung unabhängiger nichtstaatlicher kommuna-
ler, lokaler, nationaler und internationaler Organisa-
tionen;

(d) die Bereitstellung uneingeschränkter, rechtzei-
tiger und umfassender Informationen, ohne unbillige
finanzielle Belastung des Informationssuchenden;

(e) die Durchführung von Bildungs- und Ausbil-
dungsprogrammen für Bürger- und Menschenrechte
unter Nutzung aller verschiedenen Medien und
Bildungs- und Informationsmöglichkeiten, uffi einen
Bürgergeist und ein Bewußtsein der Grundrechte und
staatsbürgerlichen Verantwortung sowie der Mittel
ihrer Ausübung und Erfüllung, der sich wandelnden
Rollen von Mann und Frau und der Angelegenheiten
im Zusammenhang mit nachhaltiger Siedlungsent-
wicklung und der Lebensqualität zu fördern;

(f) die Einführung regelmäßiger Beratungen auf
breiter Basis, um die Staatsbürger in Entscheidungen
einntbeziehen und auf die vielfältigen Bedürfnisse
des Gemeinwesens einzugehen;

(g) die Beseitigung gesetzhcher Hürden für die
Beteiligung von Randgruppen am öffentlichen Leben
und die Förderung der die Gleichbehandlung schaf-
fenden Gesetzgebung;

(h) die Schaffung parttzipatorischer Mechanis-
men, um Einzelne, Familien, Kommunen, indigene
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Bevölkerungen und allgemein die Staatsbürger zu be-
fähigen, ihre Anliegen auf die Tagesordnung zu set-
zen und bei der Bestimmung des kommunalen Be-
darfs und der Prioritäten sowie der Formulierung
neuer Strategien, Pläne und Projekte eine produktive
Rolle zu spielen;

(i) die Förderung des Verständnisses vertraglicher
und anderer Beziehungen mit dem privaten und nicht-
öffentlichen Sektor, um die Fähigkeit zu vermitteln,
über eine effektive Zusammenarbeit zur Durchfüh-
rung, Entwicklung und Leitung von Projekten zu ver-
handeln, die auf den größtmöglichen Nutzen für alle
Menschen zielen;

() die Förderung von Gleichheit und Gerechtig-
keit, die Einbeziehung von geschlechtsspezifischen
Aspekten und die volle und gleiche Beteiligung von
Frauen sowie Behinderten und Angehörigen schwa-
cher und benachteiligter Gruppen, einschließlich
Armen- und anderen Gruppen mit niedrigem Einkom-
men, und zwar durch institutionelle Maßnahmen, um
zu gewährleisten, daß ihre Interessen im politischen
Geschehen und in Entscheidungsprozessen berück-
sichtigt werden, sowie durch Verfahren wie Kurse
und Schulungen der Interessenartikulation, ein-
schließlich solcher, welche ein effektives Arbeiten in
Netzen und eine die Bündnisbildung erleichternde
Fähigkeit des Vermittelns und Konsensbildens ent-
wickeln;

(k) die Schaffung des Zugangs zu effektiven ge-
richtlichen Mitteln und administrativen Wegen ftir
betroffene Einzelne und Gruppen, damit sie Abhilfe
schaffen können bei Entscheidungen und Maßnah-
men, die sozial und ökologisch schädlich sind oder
die Menschenrechte verletzen, einschließlich gesetzli-
cher Mechanismen, um zu gewährleisten, daß alle
staatlichen Organe, national wie kommunal, und an-
dere Körperschaften für ihr Handeln gemäß ihrer so-
zialen, ökologischen und menschenrechtlichen Ver-
pflichtungen verantwortlich bleiben;

(l) die Verfahrensrechte des Einzelnen und Orga-
nisationen der Bürgerschaft ausweiten, damit diese
im Namen betroffener Gemeinden oder Gruppen, die
keine entsprechenden Mittel oder Fähigkeiten haben,
gerichtlich vorgehen können;

(m) die Förderung der Vertretung von genera-
tionsübergreifenden Interessen in Entscheidungspro-
zessen, einschließlich der Interessen von Kindern und
künftigen Generationen, bei gleichzeitiger Stärkung
der Familien;

(n) die Förderung des ganzen Potentials der Ju-
gend als dem wichtigsten Partner für die Schaffung
angemessenen Wohnraums für alle und nachhaltiger

Siedlungen durch verschiedene Formen der Erzie-
hung und Bildung sowie die Schulung von Fähigkei-
ten und Eigenschafien. wobei die unterschiedlichen
Fähigkeiten, Realitäten und Erfahrungen Jugendlicher
zu berücksichtigen sind;

(o) die Erleichterung des Zugangs zu Ent-
scheidungs- und Planungsstrukturen sowie zu rechtli-
chen Amtstätigkeiten für Angehörige von Armuts-
gruppen und anderer Gruppen mit niedrigem
Einkommen durch die Schaffung von Einrichtungen
wie Rechtshilfe und kostenlose Rechtsberatung,

(p) die Stärkung der Kapazitäten kommunaler Be-
hörden und der Bürgerschaft hinsichtlich der Prüfung
sozial-, wirtschafts- und umweltpolitischer Strategien,
von denen ihr Gemeinwesen betroffen ist, sowie hin-
sichtlich der Festlegung kommunaler Prioritäten und
ihres Beitrags zur Bestimmung kommunaler Richtli-
nien für Versorgungseinrichtungen und Dienstleistun-
gen in Bereichen wie Bildung, Betreuung von
Kindern, Gesundheitswesen, Bewußtsein für Drogen-
mißbrauch und ökologisches Engagement;

(q) die Förderung der Nutzung neuer Informa-
tionstechnologien und Medien, einschließlich lokaler
Medien, um den Dialog zu erleichtern, wichtige I4-
formationen, Erfahrungen und Praktiken für das
Wohn- und Siedlungswesen auszutauschen und kon-
struktive Partnerschaften zwischen Staatsbürsern und
Entscheidungsträge rn zD bilden.

4. Siedlungsmanagement

183. Kommunale und andere an der Stadt- und
Siedlungsverwaltung beteiligte Behörden müssen die
Fähigkeiten und Ressourcen einer Vielzahl von Men-
schen und Einrichtungen auf vielen Ebenen in
Anspruch nehmen. Der Mangel an geeignetem. quali-
fiziertem Personal sowie die Schwäche des institutio-
nellen Systems und der technischen Kapazitäten zäh-
len in vielen Ländern zu den größten Hindernissen für
Verbesserungen im Wohn- und Siedlungswesen, ins-
besondere in Entwicklungsländern. Der Ausbau von
Kapazitäten und Strategien für die institutionelle Ent-
wicklung müssen einen wesentlichen Bestandteil der
Strategien frir die Siedlungsentwicklung auf nationa-
ler und Iokaler Ebene bilden. Ferner ist die Nutzung
neuer Fähigkeiten, neuen Know-hows und neuer
Technologien in allen Bereichen der Siedlungspla-
nung und -verwaltung erforderlich. In Ländern, wo
sich Siedlungsstrukturen rasch ändern und sich des-
halb Herausforderungen für Wirtschaft, Gesellschaft
und Umwelt ergeben, ist es notwendig, daß die Re-
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gierungen und die internationale Gemeinschaft eine

äff.ktiu. und effiziente Entwicklung sowie den

Transf'er von Führungsqualitäten, Fachkenntnissen

für Planung und Verwaltung, Know-how und Tech-

nologien gewährleisten.

Maßnahmen

184. Um den Ausbau von Kapazitäten und die in-

stitutionelle Entwicklung für die Verbesserung der

Siedlungsplanung und -verwaltung zu erleichtern,

sollten die Regierungen auf den geeigneten Ebenen,

einschließlich der kommunalen Behörden und ihrer

Verbände:
(a) Bildungsprogramme für Verwaltungsbeamte

und städtische Angestellte aller Ebenen sowie gege-

benenfalls für alle anderen zentralen Akteure fördern,

um Führungsqualitäten zu verbessern und die Einbe-

ziehung von Frauen und jungen Menschen in den Per-

sonalapparat und die Entscheidungsprozesse zu för-

dern;
(b) die Einrichtung von privaten, öffentlichen,

kommunalen, Unternehmens- und Wirtschaftsforen

zum Austausch von Management-Know-how und Er-

fahrungen in Betracht ziehen;
(c) umfassende Strategien für Bildung, Ausbil-

dung und Entwicklung des Arbeitskräftepotentials so-

wie die Gleichstellung der Geschlechter berücksichti-

gende Programme fördern, die kommunale Behörden

und ihre verbände/Netze sowie Einrichtungen des

akademischen, Forschungs-, Ausbildungs- und Erzie-

hungsbereichs, auf kommunaler Ebene tätige organi-

sationen und den privaten Sektor einbeziehen und

sich gleic hzeit\g auf fol gendes konzentrieren :

(i) auf die Entwicklung eines multisektoralen

Ansatzes für die Siedlungsentwicklung, der

die genuinen Beiträge und Institutionen der

indigenen Bevölkerungen sowie der Einwan-

derer einbezieht;
(ii) auf die Ausbildung von Ausbildern, um

zentrale Kapaz\tdtten für die Starkung von ln-

stitutionen und Fähigkeiten zu entwickeln,

mit der ein Bewußtsein von Geschlechtsiden-

tität als integraler Bestandteil ebenso einbe-

zogen wird wie die Bedürfnisse von Kindern

und Jugendlichen sowie älterer Menschen;
(iii) auf die Entwicklung kommunaler Kapa-

zitäten zur Definition von Bedarfen und zur

Durchführung oder Beauftragung angewand-

ter Forschung insbesondere über alters- und

geschlechtersspezifische Analysen, über

Sozial- und Umweltverträglichkeitsprüfun-
gen, die Formulierung von Wohnungspolitik,
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über Wirtschaftswachstum und die Schaffung

von Beschäftigungsmöglichkeiten in den

Kommunen, sowie zur Einbeziehung der Er-

gebnisse in die Verwaltungssysteme;

(d) Informationssysteme entwickeln für den Aus-

tausch von Ressourcen, für die Arbeit mit diesen in

Netzen und für den raschen Zugang zv diesen Res-

sourcen, sowie für den Transfer und den Austausch

von Erfahrungen, Fachkenntnissen' Know-how und

Technologie in der Siedlungsentwicklung;
(e) sofern angebracht, innerhalb des Kontextes

von Transparenz und Verantwortlichkeit, gegebenen-

falls die Beteiligung von Dienststellen des privaten

Sektors, einschließlich Nichtregierungsorganisatio-

nen, an der Verbesserung der öffentlichen Verwal-

tung sowie die Bildung von Behörden fördern, die in

ihrer Funktion öffentlich und in ihrer Leitung privat

sind und öffentlich-privat finanziert werden;
(0 die Entwicklung von Schiichtungsmechanis-

men in Erwägung ziehen, um Konflikte zu lösen, ein-

schließlich solcher zwischen Akteuren, die um den

Zugang, die Verteilung und die Nutzung von Res-

sourcen in der Siedlungsentwicklung konkurrieren,

und die Bürgerschaft im Gebrauch dieser Mechanis-

men ausbilden;
(g) sich ermutigt fühlen, ihr Wissen über den Um-

weltkreislauf, in den ihre Stadte eingebunden sind, zu

erweitern, um Umweltschäden zu verhüten;

(h) die Geschlechterzugehörigkeit berücksichti-

gende Strategien und Richtlinien in jeden der oben

genannten Punkte integrieren, sofern nicht bereits ei-

gens erwähnt.

5. Planung und Verwaltung von Metropolen

185. Wenngleich sich weltweit die für die Sied-

lungsverwaltung Verantwortlichen zahlreichen ge-

meinsamen Problemen gegenübersehen, sind die Ver-

waltung und Entwicklung von städtischen

Großräumen und Megastädten durch die Größe und

Komplexität der Aufgaben und Zuständigkeiten mit

einzigarti gen Herau sforderungen konfronti ert. Zt den

Merkmalen von städtischen Großräumen, die in die-

ser Hinsicht besondere Fähigkeiten verlangen, gehö-

ren: globale Wettbewerbsfähigkeit, ethnisch und kul-

turell vielgestaltige Bevölkerungen, starke Konzen-

tration städtischer Armut, ausgedehnte Infrastruktur-

und Verkehrssysteme, die strategische Rolle in den

nationalen, regionalen und internationalen Produk-

tions- und Konsumstrukturen, die Entwicklung von

Wirtschaft, Handel und Finanzen sowie ihre poten-



tiell umweltschädlichen Einflüsse. Städtische GrolJ-
räume und Megastädte tragen ferner das gröfJte Risi-
ko für den Verlust an menschlichen, materiellen und
Produktionskapazitäten im Falle von Natur- und von
Menschen verursachten Katastrophen. ln manchen
Ländern schafft das Fehlen einer den gesamten städti-
schen Großraum regierenden Gewalt oder das Fehlen
einer effektiven gebietsweiten Zusammenarbeit Pro-
bleme in der städtischen Verwaltuns.

Maßnahmen

186. Um auf die besonderen Bedürfnisse von
Großräumen und der dort lebenden Menschen einzu-
gehen, sollten die Regierungen auf den geeigneten
Ebenen, einschließlich der kommunalbehördlichen:

(a) gebietsweite und/oder regionale Planungs-,
Entwicklungs- und Verwaltungsstrategien fördern,
die auf alle Aspekte städtischer Aktivitaten integrie-
rend eingehen und sich an vereinbarten Ergebnissen
für den städtischen Großraum orientieren;

(b) eine Geschlechterperspektive in die Politik so-
wie die Planungs- und Verwaltungsstrategien einbe-
ziehen;

(c) Richtlinien für den städtischen Großraum für
die Flächenbewirtschaftung, das Umweltmanagement
und die Infrastrukturpolitik sowie für Finanzen und
Verwaltung einführen und umsetzen;

(d) die Effektivität und Efftzienz der Strukturen
und des Verwaltungssystems städtischer Großräume
überwachen und analysieren sowie die Ergebnisse in
Strategien der Behandlung makroökonomischer, so-
zialer und ökologischer Angelegenheiten einbezie-
hen;

(e) rechtliche Rahmenbedingungen schaffen und
organisatorische Strukturen einführen, die eine koor-
dinierte und effrziente gerechte Bereitstellung von
Versorgungseinrichtungen, Mobilisierung von Res-
sourcen und nachhaltige Entwicklung im gesamten
städtischen Großraum gewährleisten;

(f) gegebenenfalls die Kapazitäten und Mandare
der Behörden im städtischen Großraum ausbauen und
stärken, um effektiv Fragen von regionaler und natio-
naler Bedeutung zu behandeln oder darauf einzuge-
hen, etwa das Recht von Frauen auf Grundstücksbe-
sitz und Eigentum, Flächenbewirtschaftung, Energie-
und Wasserwirtschaft, Umweltmanagement, Ver-
kehrswesen, Handel und Finanzen, angemessene so-
ziale und Infrastruktureinrichtungen sowie der Zu-
gang zu diesen und soziale Integration;

(g) einen Kern von Fachpersonal entwickeln oder
wo erforderlich schaffen, zu dem auch Frauen gehö-
ren, das in den Bereichen Städteplanung, Umweltma-

nagement, Technik. Verkehrswesen und soziale Ein-
richtungen, Entwicklung elementarer Infiastruktur
sowie Notstandsplanung ausgebildet ist und die Fä-
higkeit zur Zusammenarbeit hat, um wichtige Planun-
gen integriert anzugehen ;

(h) einen nationalen und internationalen politi-
schen Dialog sowie den Austausch von Erfahrungen,
Fachkenntnissen, Know-how und Technologien zwi-
schen den Behörden städtischer Großräume in Berei-
chen wie Verkehrswesen, Wasserwirtschaft und Ab-
wasserbehandlung, Abfällwirtschaft, Energieeinspa-
rung, Umweltmanagement und soziale Sicherheit
erleichtern und fördern, wodurch auch Frauen und
Randgruppen anerkannt werden;

(i) wertorientierte Lösungen für städtische Proble-
me anstreben, die ethnisch und kulturell gemischte
Bevölkerungen berücksichtigen, statt sich nur auf
neue Technologien zu stützen.

6. Einzelstaatliche finanzielle Ressourcen und
wirtschaftliche Instrumente

187. Mittel zur Finanzierung des Wohnungsbaus
und der Siedlungsentwicklung stammen vor allem aus
inländischen Quellen. Weitere beträchtliche Finanz-
mittel werden ferner durch internationale Quellen zur
Verfügung gestellt, zunehmend durch Investment-
fonds. Der größte Einfluß auf die finanzielle Basis
wird sich daher aus Verbesserungen der wirtschaftli-
chen Entwicklung, durch solides Finanzgebaren und
die Fähigkeit zur Mobilisierung inländischer Ressour-
cen und zur effizienten Budgetierung ergeben.

188. Die Zukunft der Stadtentwicklung zu finan-
zieren und die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der
Städte zu erhalten, bildet eine besondere Herausfor-
derung. die auf nationaler und lokaler Ebene innovati-
ve Finanzierungssysteme erfordert. Ein effektives Zu-
sammenwirken zwischen dem öffentlichen und
privaten Sektor sollte gefördert und dabei die lokalen
Abgaben für Produktion und Konsum mit steuerli-
chen Anreizen für Investitionen von Industrie, Ge-
werbe, Handel und Dienstleistungseinrichtungen des
privaten Sektors kombiniert werden. Neue Formen
der Gemeindefinanzen sind notwendig, um den künf-
tigen Bedarf für die Wirtschaftsentwicklung in den
Städten und die Kosten ftir die Förderung der Infra-
struktur und Versorgungseinrichtun gen zu decken.

189. Um die nationalen und lokalen Ökonomien
und ihre finanziellen und wirtschaftlichen Grundla-
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gen im Hinblick auf die Anforderungen einer nach-

üaltigen Siedlungsentwicklung zu stärken, sollten die

Regierungen auf den geeigneten Ebenen, einschliefS-

lich der kommunalbehördlichen, danach streben, die

Rahmenbeclingungen für eine Hilfe zur Selbsthilfe zu

schaffen, welche darauf zielen:
(a) gegebenenfalls die Fähigkeiten der kommuna-

len Behörden zu stärken, attraktive lnvestitionsbedin-

gungen zu schafTen;
(b) makroökonomische Strategien und Rahmen-

bedingungen einzuführen, die gröf3ere Einsparungen

im Inland fördern und deren verwendung für den

Wohnungsbau, für grundlegende lnfrastruktureinrich-

tungen sowie für andere Dimensionen der sozialen

und wirtschaftlichen Siedlungsentwicklung erleich-

tern;
(c) effiziente, faire, gerechte und erholungsfähige

Quellen nationalen und lokalen Einkommens, ein-

schließlich Besteuerung, Nutzergebühren, Zöllen und

Erschließungsbeiträgen, zu entwickeln, um die natio-

nalen und lokalen Kapazitäten für Investitionsausga-

ben für den Wohnungsbau, für die Infrastruktur und

für grundlegende versorgungseinrichtungen zu för-

dern, sowie gegebenenfalls neue steuerliche Instru-

mente zu entwickeln, durch die umweltschäden

durch Produktion und Konsumtion mit einer Strafe

belegt werden;
(d) die nationalen und lokalen Möglichkeiten der

Besteuerung und der Ausgabenkontrolle zu erweitern,

um die Kosten einzudämmen und das steueraufkom-

men zu vergrößern;
(e) durch Benutzungsgebühren die volle Kosten-

deckung für städtische Leistungen anzustreben, mit

Ausnahme der Leistungen für die öffentliche Sicher-

heit; dabei ist den Bedürfnissen der Armen unter an-

derem durch die Preispolitik und wo angebracht

durch transparente Finanzhilfen Rechnung zu tragen;

(fl lokale Bemühungen zur Förderung freiwilliger

Partnerschaften zwischen dem privaten und kommu-

nalen Sektor und deren Beteiligung an der Einrich-

tung, dem Betrieb und der Erhaltung von Frei- und

Grünflächen sowie grundlegenden Infrastruktur- und

Dienstleistungseinrichtungen zu unterstützen, die un-

ter anderem die Geschlechtszugehörigkeit berück-

sichtigen, die Selbsthilfefähigkeit von Frauen fördern

und auf die Bedürfnisse von Randgruppen eingehen;

(g) wo angebracht den Zugang kommunaler Be-

hörden zu nationalen, regionalen und internationalen

Kapitalmärkten und speziellen Geldinstituten zu er-

leichtern und zu vereinfachen, einschließlich unter

anderem durch Maßnahmen zur Einrichtung unab-

hängiger kommunaler Kredit- und Bonitätsprüfungs-

systeme, wobei die Möglichkeiten des Kreditnehmers

zur Rückzahlung den entsprechenden inländischen

Gesetzen und Bestimmungen gemä13 zu berücksichti-

gen sind;
(h) die Rolle kommunaler Behörden bei der Bil-

dung von Partnerschafien mit dem privaten' dem

durch Spenden getragenen, dem öffentlichen und ge-

nossenschaftlichen Sektor sowie Institutionen zut

Entwicklung örtlicher unternehmen zu erleichtern;

(i) haushaltspolitische Mechanismen und wo an-

gebracht das Rechnungswesen zu institutionalisieren,

um kommunale Behörden in die Lage zu versetzen,

mittel- und langfristige Investitionsprogramme aufzu-

legen;
() transparente Systeme und Verfahren einzufüh-

ren, um finanzielle Verantwortlichkeiten zu sichern;

(k) wo angebracht transparente Mechanismen für

Finanzausgleichszahlungen einzuführen, die pünkt-

lich, vorhersagbar sowie leistungs- und bedürfnis-

orientiert sind;
(l) attraktive Bedingungen für private und öffent-

liche Investitionen für die Stadtentwicklung zu schaf-

fen.

7. Information und Kommunikation

190. Die jüngsten Entwicklungen in der

Informations- und Kommunikationstechnologie in

verbindung mit der Liberalisierung des Handels und

des freien Verkehrs von Kapitatr in globalem Maßstab

wird die Rolle und Funktion der Städte und ihrer Ent-

scheidungen verändern sowie die Ressourcen-

Allokationen beeinflussen. Länder, welche die not-

wendigen Investitionen in die Informationstechnolo-

gie und die entsprechende Infrastruktur tätigen sowie

ihre Bürger in die Lage versetzen, diese Technoiogien

effektiv zu nutzen, können davon die Förderung be-

trächtlicher Produktivitätssteigerungen in Industrie,

Handel und Gewerbe erwarten. Die verbesserten In-

formationstechnologien sollten angemessen und opti-

mal genutzt werden, um die kulturellen und morali-

schen Werte zu erhalten und nJ vermitteln, um

Bildung, Ausbildung und das öffentliche Bewußtsein

der die sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen

Angelegenheiten betreffenden Fragen zu verbessern

bzw. zu schärfen, und um ferner den Zugang aller in-

teressierten Parteien und Gruppen zu den Möglichkei-

ten des Austauschs über Wohn- und Siedlungsformen

zu erleichtern, einschliefSlich solcher, welche die

Rechte von Kindern, Frauen und Angehörigen schwa-

cher und benachteiligter Gruppen im Kontext der zu-

nehmenden Urbanisierung wahren.
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Maßnahmen

191. Um die Möglichkeiren zur Nutzung dieser In-
novationen und damit das Allgemeinwohl zu verbes-
sern, sollten die Regierungen auf allen Ebenen,
einschließlich der kommunalbehördlichen gegebe-
nenfalls:

(a) eine Informationsinfrastruktur und die entspre-
chenden Technologien entwickeln, modernisieren
und erhalten, ihre Nutzung durch alle Ebenen der Re-
gierung, durch staatliche Einrichtungen, durch die
Bürgerschaft und durch auf kommunaler Ebene tätige
Organisationen fördern, und Kommunikation als we-
sentlichen Bestandteil der Siedlungspolitik betrach-
ten;

(b) die Ausbildung aller entscheidenden Akteure
in der Nutzung, den Möglichkeiten und den Mitteln
der Informationstechnologie fördern;

(c) Methoden zum Austausch von Erfahrung örtli-
cher Initiativen mit Hilfe elektronischer Mittel wie
Internet, Netzwerke und Bibliotheken sowie Metho-
den zur Verbreitung von Informationen über Best
Practices entwickeln, einschließlich solcher, die ge-
schlechtsspezifische Formen der Regierungsarbeit
nutzen;

(d) Programme zur Förderung der Nutzung öf-
fentlicher Bibliotheken und Kommunikationsnetze
durch Kinder, Jugendliche und Bildungseinrichtun-
gen durchführen;

(e) Lernprozesse durch die Verbreitung von Infor-
mationen über Erfolge und Mißerfolge im Siedlungs-
wesen anhand von Beispielen aus dem staatlichen, öf-
fentlichen, privaten und kommunalen Sektor
erleichtern;

(0 Strategien fördern, die Informationstechnolo-
gien und -dienstleistungen der allgemeinen öffent-
lichkeit verfügbar und zugänglicher machen, insbe-
sondere durch den umfassenden Einsatz von Medien;

(g) der Schaffung des Zugangs zu den neuen
Technologien für Behinderte besondere Aufmerksam-
keit widmen;

(h) die Entwicklung einer Programmgestaltung
für lokale und nationale Medien fördern, welche die
Vielfalt der ethnischen Gruppen und Kulturen in
Großstädten berücksichtigt und das Verständnis un-
terschiedlicher Einstellungen fördert;

(i) den ungehinderten Fluß von Informationen so-
wie den freien Zugang zu diesen in den Bereichen
öffentlicher Belange, Entscheidungsfindung, Res-
sourcen-Allokation und soziale Entwicklung fördern,
insbesondere solche Bereiche, die Frauen und Kinder
betreffen;

fi) den Wettbewerb und breiten öffentlichen Zu-

gang bei der SchafTung von Kommunikations- und
lnformationstechnologien gewährleisten, indem die
ÖfTentlichkeit eine Funktion bei der Wahrung des Zu-
gangs zu Kommunikations- und Informationstechno-
logien wahrnimmt.

192. Der Austausch von Erfahrungen, die zur Er-
leichterung des Zugangs zn angemessenem Wohn-
raum für alle und zur nachhaltigen Siedlungsentwick-
lung beitragen, ist für die Formulierung einer Wohn-
und Siedlungspolitik hilfreich. Die narionalen Regie-
rungen sollten in Zusammenarbeit mit den sesell-
schaftlichen Akteuren :

(a) die Entscheidung für solche Methoden des
Siedlungsmanagements fördern, die sich durch ihre
positiven Wirkungen auf die Verbesserung der
Lebensumwelt, die Nutzung parlizipatorischer
Organisations- und Verwaltungsformen, ihre nachhal-
tigen und dauerhaften Qualitäten sowie ihre Tendenz,
sich allgemein durchzus etzen, auszeichnen;

(b) Strukturen frir die Auswahl von Best practi-
ces unter Beteiligung von in der Stadtentwicklung tä-
tigen Nichtregierungsorganisationen einrichten;

(c) die Verbreitung dieser Verfahren nach loka-
ler, nationaler, regionaler und internationaler Eignung
differenziert auf integrierte Weise fördern.

193. Um ihr Wissen zu vergrößern und ihre Infor-
mationsbasis zu verbreitern, sollten die Regierungen
und kommunalen Behörden gemeinsam mit For-
schungseinrichtungen, statistischen Amtern und ande-
ren interessierten Parteien:

(a) die Erforschung der wirtschaftlichen, sozialen
und ökologischen Dimensionen der Urbanisierung,
der Siedlungsentwicklung und des Wohnungsbaus
fördern und sich dabei auf Forschungsprioritäten kon-
zentrieren, die auf der Grundlage nationaler Erforder-
nisse sowie des Bedarfs an systematischer
Überwachung, Beurteilung und Entwicklung festge-
legt wurden, einschließlich Sozial- und Umweltver-
träglichkeitsprüfungen für Strategien, programme
und Projekte der Siedlungsentwicklung; ferner sind
dabei geschlechtsspezifische Dimensionen gebührend
zu berücksichtigen;

(b) vorhandene auf das Siedlungswesen bezogene
Informationssysteme fördern, indem effiziente und
nachhaltige Methoden und institutionelle Vorkehrun-
gen eingeftihrt, Forschungsergebnisse systematisch
einbezogen und Daten für Siedlungs- und Wohnungs-
statistiken sowie methodensensitive Indikatoren se-
sammelt, analysiert und aktualisiert werden;
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(c) lndikatoren für die Forschung und andere ln-

formationen verbreiten, Forschungsergebnisse

schwerpunktmaßig in die politische Arbeit auf allen

Ebenen einbeziehen und einen in beiden Richtungen

ungehinderten Informationsfluß zwischen Anbietern

und Nutzern von Informationen gewährleisten.

E. Internationale Kooperation und

Koordination

1. Einführung

194. Die Ziele, für angemessenen Wohnraum für

alle zu sorgen und das Wohn- und Siedlungswesen

produktiver, gesünder, sicherer, nichtdiskriminierend

und nachhaltiger zu gestalten, tragen nJ Frieden in

der Welt, zu Entwicklung, Stabilität, Gerechtigkeit

und Solidarität bei. Internationale Zusammenarbeit

gewinnt angesichts der jüngsten Globalisierungsten-

denzen und der wechselseitigen Abhängigkeiten in

der Weltwirtschaft zunehmend an Bedeutung. Es gibt

dringenden Bedarf, die gegenwärtigen Prozesse und

Strukturen der Zusammenarbeit neu zu definieren und

wiederzubeleben sowie neue und innovative Koope-

rationsformen im Hinblick darauf zu entwickeln, die

Menschh eit zu befähigen, sich den durch die Ent-

wicklung der ländlichen und städtischen Gebiete er-

gebenden Herausforderungen nr stellen. Daher sind

der politische Wille aller Staaten ebenso wie spezifi-

sche Maßnahmen auf internationaler Ebene notwen-

dig, neue Formen der Zusammenarbeit, der Partner-

schaft und der Koordinierung auf allen Ebenen zu

entwickeln und Investitionen von allen Seiten, ein-

schließlich des privaten Sektors, an )tegen und zu

fördern, um insbesondere in Entwicklungsländern

wirksam zur Wohnungsversorgung und zur Verbesse-

rung der Wohnsituation in Städten und Siedlungen

beizutragen, wobei die Vielfalt der Siedlungsformen

und der Möglichkeiten in den verschiedenen Ländern

zu beachten ist.

195. Für die Entwicklung und Umsetzung von

Strategien für die Siedlungsentwicklung zeichnen auf

nationaler und lokaler die einzelnen Länder innerhalb

ihrer jeweiligen rechtlichen Rahmenbedingungen ver-

antwortlich. Sie sollten die wirtschaftliche, soziale

und ökologische Vielfalt der Bedingungen im jeweili-

gen Land berücksichtigen. Allerdings ist der allge-

meine Rückgang der staatlichen Entwicklungshilfe

ein Anlaß zu ernster Sorge. In manchen Ländern wird

dieser Trend außerdem von internationalen Kapital-

bewegungen und einer zunehmenden Beteiligung des

privaten Sektors an der Entwicklung und Bereitstel-

lung von Infrastruktur- und Dienstleistungseinrich-

tungen begleitet. Dieser Wandel von der Hilfe hin zur

unternehmerischen Tätigkeit weist klar auf die Not-

wendigkeit einer Beteiligung des privaten Sektors an

der Gestaltung der internationalen Kooperation hin.

Die internationale Gemeinschaft einschließlich multi-

und bilateraler Entwicklungshilfeeinrichtungen, inter-

nationaler Finanzinstitute und des privaten Sektors

spielt bei der Bereitstellung zusätzlicher Mittel zur

Verstärkung der nationalen Anstrengungen zur För-

derung einer Hilfe zur Selbsthilfe eine wichtige Rolle,

damit die Ziele angemessenen Wohnraums für alle

und nachhaltiger Siedlungsentwicklung erreicht wer-

den.

196. Die Globalisierung der weltwirtschaft bietet

für den Entwicklungsprozeß ebenso Möglichkeiten

und Herausforderungen wie Risiken und unsicherhei-

ten. In diesem Zusammenhang gewinnt die internatio-

nale Kooperation im Gefolge der jüngsten Globalisie-

rungstrends der Weltwirtschaft einerseits und der

weiteren Verschlimmerung der Notlage von Entwick-

lungsländern andererseits zunehmende Bedeutung.

Die Probleme, die Armut, Urbanisierung, Mangel an

angemessenem Wohnraum, einschließlich des sozia-

len Wohnungsbaus, rasches Bevölkerungswachstum,

Landflucht, wirtschaftliche Stagnation und soziale In-

stabilität mit sich bringen, sind besonders akut.

I9l. Innovative Ansdtze und Rahmenbedingungen

für die international Kooperation bei der Siedlungs-

entwicklung und -verwaltung müssen angestrebt und

entwickelt werden, um die aktive Beteiligung aller

Regierungsebenen, des privaten und genossenschaft-

lichen Sektors, von Nichtregierungsorganisationen

und von auf kommunaler Ebene tätigen Organisatio-

nen an Entscheidungsprozessen, an der Formulierung

von Strategien, an der Ressourcen-Allokation sowie

an der Umsetzung und Auswertung nJ ermöglichen.

Diese Ansätze und Rahmenbedingungen sollten fer-

ner neue und verbesserte Formen der Zusammenar-

beit und Abstimmung zwischen den Staaten, multi-

und bilateralen Entwicklungshilfeeinrichtungen' in-

ternationalen Finanzinstituten und Organisationen so-

wie verschiedenen Organen und Einrichtungen der

Vereinten Nationen einbeziehen, einschließlich des

Süd-Süd-, Nord-Süd- und Süd-Nord-Austausches von

Best practices und der stetigen Weiterentwicklung

von Werkzeugen und Instrumenten für Politik, Pla-

nung und Verwaltung so etwa die Anwendung von
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Wohnungs- und Stadtindikatoren sowie die Entwick-
lung des Arbeitskräfiepotentials und des Aufbaus in-
stituti oneller Kapa zitäten.

198. Diese innovativen Ansätze sollten nicht nur
die internationale Zusammenarbeit fördern, sondern
auch neue Formen partnerschaftlichen Zusammenwir-
kens und der Kooperation unter Beteiligung von Or-
ganisationen der Bürgerschaft, des privaten Sektors
und kommunaler Behörden umfassen. Dies schließt
die Anerkennung ergänzender Formen dezentralisier-
ter Kooperation und Beziehungen zwischen kommu-
nalen Behörden und ihrer Beteiligung an der interna-
tionalen Zusammenarbeit innerhalb der rechtlichen
Rahmenbedingungen jedes Landes ein, ebenso ihres
Beitrags zur Formulierung von Strategien der Sied-
lungsentwicklung. Regierungen wie auch bi- und
multilaterale Hilfsorganisationen sollten sich ver-
pflichten, die Zusammenarbeit zwischen kommuna-
len Behörden zu fordern und die Verbände und Netze
kommunaler Behörden zu unterstützen.

199. Internationale wirtschaftliche Ungleichge-
wichte, Armut und Umweltzerstörung, in Verbindung
mit dem Fehlen von Frieden und Sicherheit, Men-
schenrechtsverletzungen und unterschiedlichen Ent-
wicklungsniveaus der Justiz und der demokratischen
Institutionen sind Faktoren, die sich auf die interna-
tionale Migration auswirken. Eine geordnete interna-
tionale Migration kann positive Wirkungen sowohl
für die Ursprungsorte als auch für die Zielorte haben,
indem erstere Unterstützungsgelder von Seiten der
Ausgewanderten empfangen und letztere die benötig-
ten Arbeitskräfte bekommen. Internationale Migra-
tion birgt ferner die Möglichkeit, den Transfer von
Fähigkeiten zu erleichtern und zur kulturellen Berei-
cherung beizutragen. Allerdings bringt die internatio-
nale Migration auch den Verlust von Humankapital in
vielen Ursprungsländern mit sich und kann in den
Ziellandern zu politischen, wirtschaftlichen und so-
zialen Spannungen führen. Diese Faktoren sind von
nachhaltiger Wirkung auf die räumliche Verteilung
städtischer B evölkerunsen.

2. Ein internationaler Kontext für die Hilfe zur
Selbsthilfe

200. Die Schaffung angemessenen Wohnraums für
alle und die nachhaltige Siedlungsentwicklung wer-
den zunehmend von der Weltwirtschaft beeinflußt.
Die Urbanisieruns ist an die wirtschaftliche und so-

ziale Entwicklung sowie an den Umweltschutz ge-
koppelt, die voneinander abhängige und sich gegen-
seitig stützende Faktoren nachhaltiger Entwicklung
sind. ln diesem Zusammenhang ist es dringend erfor-
derlich, alle Länder, insbesondere Entwicklungslän-
der, in die Lage zu versetzen, die Lebens- und Ar-
beitsbedingungen in Städten und Siedlungen zt)
verbessern. Dies erfordert eine auf Hilfe zur Selbst-
hilfe ausgerichtete internationale Umgebung und inte-
grierte Ansätze auf nationaler und internationaler
Ebene, welche die Bemühungen jener Länder berück-
sichtigen, ihre Wirtschaftssysteme zu reformieren
oder umzustellen. Weiterhin führen technologische
Entwicklungen nr einem tiefgreifenden Wandel in
der Beschäftigungsstruktur. Es sollte anerkannt wer-
den, daß der Wohnungsbau in sozialer und wirtschaft-
licher Hinsicht ein produktiver Sektor ist. Die Ziele
angemessenen Wohnraums für alle und nachhaltiger
Siedlungsentwicklung in globalem Maßstab zu enei-
chen würde erleichtert unter anderem durch positive
Maßnahmen in Angelegenheiten der Finanzen, der
Auslandsschulden sowie internationalen Handels und
Techn ol o gi etran s fers .

201. Die internationale Gemeinschaft sollte die
Regierungen in ihrem Bemühen um Bewältigung der
Folgen dieser Veränderungen für das Wohn- und
Siedlungswesen im Rahmen der Politik der Hilfe zur
Selbsthilfe unterstützen. Die internationale Gemein-
schaft sollte folgendes fördern:

(a) die Schaffung eines offenen, gerechten, koo-
perativen und für alle Seiten nützlichen internationa-
len Wirtschaftsumfeldes ;

(b) die Koordinierung makroökonomischer Politik
auf allen Ebenen. um zu einem internationalen Fi-
nanzsystem zu gelangen, das der wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung sowie dem Umweltschutz als
Faktoren einer nachhaltigen Entwickluns förderlich
ist;

(c) ein internationales Finanzsystem, das einer
stabilen und nachhaltigen Siedlungsentwicklung eher
förderlich ist, und zwar unter anderem durch eine
größere Stabilität der Finanzmärkte, eine Senkung
des Risikos von Geldkrisen sowie geringere Zinssät-
ze:

(d) eine Umgebung in allen Ländern, die attrakti-
ve Direktanlagebedingungen für ausländisches Kapi-
tal bietet sowie Einsparungen und Inlandsinvestitio-
nen fördert;

(e) die Entwicklung von Unternehmen, produkti-
ve Kapitalanlagen und einen erweiterten Zugang zu
offenen und dynamischen Märkten im Kontext eines
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offenen, gerechten, sicheren, nichtdiskriminierenden,
vorhersagbaren, transparenten und an multilateralen

Regelungen orientierten Handelssystems sowie den

Zugang zu angepaßten Technologien und Know-how

für alle Menschen, insbesondere für Arme und Be-

nachteiligte sowie für die am wenigsten entwickelten

Länder;
(f-) den Kapazitirtsausbau in allen Entwicklungs-

ländern, vor allem in afrikanischen Staaten und den

am wenigsten entwickelten Ländern sowie in den Re-

formstaaten;
(g) die Stärkung und Verbesserung technischer

und finanzieller Hilfe für Entwicklungsländer, um

eine nachhaltige Entwicklung zu fördern und ihre

volle und effektive Beteiligung an der Weltwirtschaft

zu erleichtern.

202. Mit ausdrücklicher Bezugnahme auf die

nachhaltige Siedlungsentwicklung und die Woh-

nungsversorgung, sollte die internationale Gemein-

schaft:
(a) dafür sorgen, daß der Nutzen globalen Wirt-

schaftswachstums auch der Verbesserung der Lebens-

qualität der Menschen in allen Ländern zugute

kommt, gleich, ob sie in ländlichen oder städtischen

Gebieten leben;
(b) nationale und internationale Finanzmittel aus

allen Quellen für die Wohnungsversorgung und die

nachhaltige Siedlungsentwicklung mobilisieren ;
(c) den erweiterten Zugang aller Regierungsebe-

nen und des privaten Sektors in Entwicklungsländern

und in Reformstaaten zu internationalen Finanzquel-

len erleichtern, um sie zu befähigen, günstige Investi-

tionsbedingungen für den Wohnungsbau und die

Schaffung von Infrastruktureinrichtungen für eine

nachhaltige Siedlungsentwicklung zu schaffen;
(d) gemäß der jeweiligen nationalen Gesetzge-

bung anstreben, die Fähigkeit der kommunalen Be-

hörden, des privaten Sektors und relevanter Organisa-

tionen zn fördern, sich mit den globalen

Kapitalmärkten zu verbinden und Zugang zu Finanz-

märkten gemäß umsichtigen Schutzbestimmungen in

diesen Märkten zu erlangen, sowie nationale Geldpo-

litiken zu fördern, um Wohnungsbau- und Infrastruk-

turprogramme zu finanzieren, und ferner Mechanis-

men und Instrumente einzuführen, um die

Risikobeteiligung und die Verbesserung von Pro-

blemkrediten zu erleichtern;
(e) die Einführung von Strategien für die Schaf-

fung und Entwicklung des privaten Sektors fördern

und Strategien für größere und zielgerichtete öffentli-

che und private Investitionen in den Bau und die

Entwicklung von Wohnraum, Infrastruktur'

Gesundheits-, Bildungs- und andere grundlegende

Einrichtungen unterstützen, unter anderem durch die

Bereitstellung angemessener technischer und finan-

zieller Hilfen; ferner sollte sie die Regierungen darin

unterstützen, Strategien zu fördern, um zu gewährlei-

sten, daß der private Sektor, einschließlich transnatio-

naler Gesellschaften, den nationalen Gesetzgebungen

und Vorschriften, den Sozialversicherungsbestim-
mungen, den anwendbaren internationalen Abkom-

men, Verträgen und Konventionen, einschliefilich der

auf die Umwelt bezogenen, sowie anderen maßgebli-

chen Gesetzen entspricht, und Strategien und Mecha-

nismen einführen, üffi Aufträge auf nichtdiskriminie-

render Basis vergeben zu können, um Frauen, jeweils

den Männern gleichberechtigt, für Führungspositio-

nen, Entscheidungs- und Managementf'unktionen zu

gewinnen und Ausbildungsprogramme dafür bereit-

zustellen und um die nationalen Arbeits-, Umwelt-,

Verbraucher-, Gesundheits- und Sicherheitsgesetze

einzuhalten, insbesondere solche, die Frauen und

Kinder betreffen;
(f) die internatio nale Zusammenarbeit fördern, um

die negativen Folgen internationaler Migration zu be-

wältigen, unter anderem durch technische Unterstüt-

zung, Managementwissen und lnformationsaus-

tausch;
(g) in gemeinsamer Beratung mit den Regierun-

gen weiterhin Hilfen für Vertriebene, einschließlich

Flüchtlingen, anderen Vertriebenen, die internationa-

len Schutzes bedürfen, sowie Zwangsumgesiedelten

bereitstellen, um ihren Bedürfnissen zu entsprechen,

wobei die Empfehlungen regionaler Konfetenzen

über internationale Migration, Zwangsumsiedlung

und Flüchtlingsrückkehr zu berücksichtigen sind, so-

wie dazu beitragen, ihnen eine gerechte, dauerhafte

Lösung gemäß der relevanten VN-Resolutionen und

des internationalen Rechts zu bieten, wobei festzu-

stellen ist, daß unter angemessener Berücksichtigung

des Prinzips der freiwilligen Rückführung nachhalti-
ge Siedlungen für diese Personen in ihrem Herkunfts-

land gegründet werden sollten;
(h) für alle Entwicklungsländer, vor allem diejeni-

gen in Afrika und die am geringsten entwickelten

Länder, den Zugang zu den internationalen Finanz-

ressourcen erleichtern, damit sie von den wachsenden

internationalen Finanzmärkten profitieren können'

um Investitionen in den Wohnungsbau, einschließlich

den sozialen Wohnungsbau, und in die Infrastruktur

für nachhaltige Siedlungen zu fördern;
(i) für Reformstaaten den Zugang zu den wach-

senden internationalen Finanzmiirkten erleichtern, um
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Investitionen zu fördern und die Umsetzung von
Wohnungsbaureformen als Teil der Verwirklichung
der Ziele angemessenen Wohnraums für alle und
nachhaltiger Siedlungsentwicklung in diesen Ländern
zu unterstützen.

3. Finanzielle Ressourcen und wirtschaftliche
Instrumente

203. Der Bedarf an Wohnungen und Infrastruktur-
einrichtungen im Siedlungswesen wächst ständig. Für
Gemeinden und Länder, insbesondere Entwicklungs-
länder, ist es schwierig, ausreichende Geldmittel zu
mobilisieren, um die rasch wachsenden Kosten ftir
den Wohnungsbau, für Versorgungseinrichtungen
und die materielle Infrastruktur zu decken. Neue und
zusätzliche finanzielle Ressourcen sind notwendig,
um die ZieLe angemessenen Wohnraums fiir alle und
nachhaltiger Siedlungsentwicklung bei globaler Ver-
städterung zu verwirklichen. Die vorhandenen, den
Entwicklungsländern zur Verftigung stehenden Res-
sourcen öffentliche, private, bi- und multilaterale,
einheimische und ausländische müssen durch geeig-
nete und flexible Mechanismen und wirtschaftliche
Instrumente erweitert werden, um angemessenen
Wohnraum und eine nachhaltige Siedlungsentwick-
lung zu fördern.

204. Die volle und effektive Umsetzung der Habi-
tat Agenda vor allem in den Entwicklungsländern,
insbesondere in den afrikanischen und den am wenig-
sten entwickelten Ländern, erfordert die Mobilisie-
rung weiterer finanzieller Ressourcen aus verschiede-
nen Quellen auf nationaler und internationaler Ebene
sowie eine effektivere Entwicklungszusammenarbeit,
um die Unterstützung für Wohnungsbau- und Sied-
lungsaktivitäten zu fördern. Dies erfordert unter ande-
rem:

(a) angemessenem Wohnraum für alle und nach-
haltiger Siedlungsentwicklung bei bi- und multilate-
ralen Gebern höheren Vorrang einzuräumen und ihre
UnterstütnJng für nationale, subregionale und regio-
nale Aktionspläne von Entwicklungsländern zu mobi-
lisieren:

(b) anzustreben, das vereinbarte Ziel von 0,7 pro-
zent des Bruttosozialprodukts der Industriestaaten für
die Entwicklungshilfe so bald wie möglich zu ver-
wirklichen und nötigenfalls den Anteil der Mittel für
geeignete Wohnungsbau- und Siedlungsentwick-
lungsprogramme zu erhöhen, entsprechend dem Um-
fang und Wirkungsbereich der für die Umsetzung der

Ziele der Habitat Agenda erforderlichen Aktivitäten;
(c) anzustreben, gemäß den Verpflichtungen aus

internationalen Vereinbarungen wie zum Beispiel und
insbesondere der Pariser Erklärung und dem Aktions-
programm für die am wenigsten entwickelten Länder
für die 90er Jahre das Ziel zu verwirklichen, sofern
vereinbart, sobald wie möglich 0,15 Prozent des Brut-
tosozialprodukts der Industriestaaten für die Entwick-
lungshilfe an die am wenigsten entwickelten Ländern
bereitzustellen und nötigenfalls den Anteil der Mittel
für geeignete Wohnungsbau- und Siedlungsentwick-
lungsprogramme zu erhöhen, entsprechend dem Um-
fang und Wirkungsbereich der für die Umsetzung der
Ziele der Habitat Agenda erforderlichen Aktivitäten;

(d) anzustreben, dafür zu sorgen, daß Programme
zur Strukturanpassung mit den wirtschaftlichen und
sozialen Bedingungen, Belangen, ZieIen und Erfor-
dernisse jedes Landes vereinbar sind, einschließlich
des Bedarfs an angemessenem Wohnraum für alle
und der nachhaltigen Siedlungsentwicklung, und daß
Programme und Ausgaben für die elementare soziale
Sicherung, insbesondere jene, die Armen, Frauen und
Angehörigen schwacher Gruppen nutzen, geschützt
sind vor Haushaltskürzungen, und daß entsprechende
Investitionsprogramme den Prioritäten der nachhalti-
gen Siedlungsentwicklung und jenen der städtischen
und ländlichen Belange Rechnung tragen;

(e) internationale Finanzinstitute einzuladen, in-
novative Ansätze für die Unterstützung von Ländern
mit niedrigem Einkommen und hoher multilateraler
Verschuldung hinsichtlich der Verringerung der
Schuldenlasten zu prüfen;

(0 multilaterale Entwicklungseinrichtungen und
bilaterale Geber einzuladen, Länder, insbesondere
Entwicklungsländer, in ihrem Bemühen zu unterstüt-
zen, Strategien der Hilfe zur Selbsthilfe zu verfolgen,
vermittels derer nationale Regierungen, kommunale
Behörden, Nichtregierungsorganisationen, Gemein-
den sowie der private und der genossenschaftliche
Sektor Partnerschaften aufbauen können, um sich an
der Schaffung angemessenen Wohnraums und der
nachhaltigen Siedlungsentwicklung zu beteiligen;

(g) Mittel und Wege zu prüfen, üffi die Süd-Süd-
Zusammenarbeit einschließlich dreiseitiger Koopera-
tion und Partnerschaften zwischen Entwicklungslän-
dern und Industriestaaten zu stärken, zu fördern und
auszubauen;

(h) die Solidaritat der internationalen Gemein-
schaft und ihrer Organisationen zu festigen, um für
angemessenen Wohnraum und nachhaltige Siedlungs-
entwicklung für Menschen zu sorgen, die unter aus-
ländischer Besatzung leben;
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(i) auf eine den rechtlichen Rahmenbedingungen

des jeweiligen Landes entsprechende Weise solche

dezentralisierten Entwicklungshilfeprogramme kom-

munaler Behörden und ihrer Verbände zu fördern, die

finanzielle und andere Mittel direkt von einer Geber-

kommune an ihre Partnerkommune in einem Ent-

wickl un gsl and transferieren ;
() die Effektivität der Entwicklungshilfe und an-

derer ausländischer Finanzierungsströme durch För-

derung der Koordinierung zwischen Gebern und ope-

rativen Aktivitäten der VN sowie durch bessere

Integration dieser Ströme in die jeweiligen nationalen

siedlungspolitischen Strategien zu verbessern;
(k) Programme zu unterstitzen, welche die Effek-

tivität und die transparente Nutzung öffentlicher und

privater Ressourcen verbessern, verschwenderische

und ungerichtete Ausgaben verringern und den Ztt-

gang zu Wohnraum und Dienstleistungen für alle

Menschen, insbesondere für Arme, erleichtern;
(l) die negativen Folgen übermäßiger Militdraus-

gaben und des Waffenhandels insbesondere des

Handels mit solchen Waffen, die besonders schädli-

che Verletzungen verursachen oder ungerichtet wir-

ken sowie übermäßiger Investitionen in die Rüstungs-

produktion und -beschaffung anzuerkennen, wobei

berechtigte nationale Verteidigungsbedürfniss e anzu-

erkennen sind;
(m) dem Einsatz kompetenter Fachleute aus den

Entwicklungsländern oder nötigenfalls kompetenter

Fachleute aus der Subregion oder Region oder aus an-

deren Entwicklungsländern bei der Entwicklung,

Ausarbeitung und Umsetzung von Projekten und Pro-

grammen ebenso Vorrang zu geben wie dem Aufbau

nationalen Fachwissens, wo dieses noch nicht vor-

handen ist;
(n) die Effizienz von Projekten und Programmen

durch Beschränkung der internen Kosten auf ein Mi-

nimum zu maximieren;
(o) praktische Maßnahmen zur Verringerung der

Bedrohung durch Katastrophen in Entwicklungspro-
gramme und -projekte zu integrieren, insbesondere in

den Hochbau und in die Errichtung von Infrastruktur-

und Verkehrssystemen, die für Behinderte zugänglich

sind, einschließlich solcher Projekte und Programme,

die von der internationalen Gemeinschaft finanziert

werden, sowie dafür zu sorgen, daß solche Maßnah-

men zu einem wesentlichen Bestandteil von Projekt-

studien und Projektauswahlen werden;
(p) geeignete Maßnahmen zu entwickeln und aus-

zuarbeiten, um wirtschaftliche Strategien zur Förde-

rung und Mobilisierung einheimischer Ersparnisse

und zur Anziehung ausländischer Ressourcen für er-

tragsfähige Investitionen umzusetzen' sowie sich um

innovative öffentliche und private Finanzierungsquel-

len für angemessenen Wohnraum und nachhaltige

Siedlungsentwicklung zu bemühen und dabei die ef-

fektive Nutzung dieser Ressourcen zu gewährleisten;

(q) die finanzielle und technische Unterstützung

für die kommunale Entwicklung und Selbsthilfepro-

gramme zu fördern, sowie die Zusammenarbeit der

Regierungen auf allen Ebenen, der auf kommunaler

Ebene tätigen Organisationen, Genossenschaften, for-

meller und informeller Geldinstitute, privater Unter-

nehmen und internationaler Organisationen zu unter-

stützen, und zwar mit dem ZieI, Ersparnisse am Ort

zu mobilisieren, die Schaffung eines Netzes lokaler

Finanzierungseinrichtungen sowie sozial verantwort-

liche Unternehmensinvestitionen und die lokale Wie-

deranlage zu fördern und die Verfügbarkeit von

Kredit- und Marktinformationen für Bezieher niedri-

ger Einkommen, für Frauen und Angehörige schwa-

cher und benachteiligter Gruppen zum Zwecke des

Wohnungsbaus und der Siedlungsentwicklung zu ver-

bessern;
(r) den Zugang zu globalen Finanzierungsmög-

lichkeiten für solche Regierungen und kommunalen

Behörden z\ erleichtern, die ein Zusammenwirken

von öffentlichem und privatem Sektor initiieren oder

daran beteiligt sind;
(s) die Verbindungen zwischen informellen Kre-

ditmechanismen und globalen Ressourcen herzustel-

len und zu fördern sowie den Zugang der Bevölke-

rungsmehrheit zu Wohnungsbau-Finanzierungsmög-
lichkeiten durch partrzipatorische Prozesse zu verbes-

sern, an denen Gemeinden, Nichtregierungsorganisa-
tionen, Kreditgenossenschaften, internationale Fi-

nanzinstitute und andere relevante Akteure beteiligt

sind;
(t) durch geeignete wirtschaftliche Maßnahmen

internationale öffentliche und private Finanzierungs-

ströme zur Wohnungsversorgung und zur Siedlungs-

entwicklu ng anzuziehen ;
(u) Mittel zur Erleichterung ausländischer privater

Investitionen in Projekte nachhaltiger Siedlungsent-

wicklung zu erwägen, darunter Joint Ventures und

Partnerschaften zwischen dem öffentlichen und priva-

ten Sektor insbesondere im Bereich Verkehr und In-

frastruktur;
(v) effektive und gerechte Mechanismen der

Preisgestaltung für angemessenen Wohnraum und

Siedlungen, für Infrastruktur und Dienstleistungen

einzuführen und die jeweiligen Länder, vor allem

Entwicklungsländer, zn diesem Zweck zu unterstüt-

zen, um größere Ströme privaten, einheimischen und
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ausländischen Kapitals auszulösen und gleichzeitig
für transparente und gezielte Finanzhilfen für Arme
zu sorgen,

(w) geeignete Mal3nahmen des Schuldenerlasses
zugunsten des Wohnungsbaus und der lnfrastruktur-
entwicklung in Städten und Siedlungen zu prüfen;

(x) innovative öffentliche und private Finanzie-
rungsquellen für die Siedlungsentwicklung zu er-
schließen und eine unterstützende. Umgebung für die
Mobilisierung von Ressourcen durch die Bürger-
schaft einschließlich Beiträgen durch wohltätige Ein-
richtungen und Spenden Einzelner zu schaffen;

(y) die Unterstützung für Aktivitäten auf den Ge-
bieten des Wohnungsbaus und der Siedlungsentwick-
lung zugunsten von Armen, insbesondere Frauen, und
Angehörigen schwacher Gruppen wie Flüchtlingen,
Zwangsumgesiedelten, Behinderten, Straßenkindern,
Migranten und Obdachlosen durch besondere gezielte
Beihilfen zu fördern;

(z') die Notwendigkeit angemessenen Wohnraums
für alle und nachhaltiger Siedlungsentwicklung anzu-
erkennen, uD auf die besonderen Bedingungen in
verschiedenen Ländern einzugehen, die von Naturka-
tastrophen und von durch Menschen verursachten Ka-
tastrophen heimgesucht werden, sowie die dringende
Notwendigkeit des Wiederaufbaus der Wirtschaft die-
ser Länder und ihrer Städte und Siedlungen anzuer-
kennen;

(aa) der kritischen Lage und den Bedürfnissen
afrikanischer Länder und der am wenigsten ent-
wickelten Länder bei der Umsetzung des Ziels der
Schaffung angemessenen Wohnraums für alle und
nachhaltiger Siedlungsentwickiung hohe Priorität ein-
zuräumen;

(bb) den Verpflichtungen der internationalen Ge-
meinschaft gegenüber den besonderen Notwendigkei-
ten und Bedrohungen der Siedlungen in kleinen Insel-
staaten nachzukommen, insbesondere durch
Einführung effektiver Maßnahmen einschließlich ge-
eigneter, vorhersagbarer, neuer und zusätzlicher Res-
sourcen für Siedlungsprogramme gemäß der Deklara-
tion von Barbados und auf der Grundlage der
entsprechenden Bestimmungen des Aktionspro-
gramms für die nachhaltige Entwicklung kleiner In-
selstaaten:

(cc) internationale Unterstütnng und Hilfe für die
von Land eingeschlossenen Entwicklungsländer be-
reitzustellen und diese Länder sowie ihre benachbar-
ten Durchgangs-Entwicklungsländer in ihrem Bemü-
hen zu unterstützen, die Habitat-Il-Resultate
umzusetzen, wobei gegebenenfalls die fi.ir jene Län-
der typischen Probleme und Herausforderungen zt)

berücksichtigen sind;
(dd) eine gegenseitige Verpflichtung zwischen in-

teressierten Industriestaaten und Entwicklungsländern
zu vereinbaren, im Durchschnitt 20 Prozent der Ent-
wicklungshilfe bzw. 20 Prozent des Bruttosozialpro-
dukts für Programme der sozialen Grundsicherung
bereitzustellen.

4. Technologietransfer und Informationsaustausch

205. Der Einsatz und Transfer umweltverträglicher
Technologien, die von nachhaltiger Wirkurig auf
Produktions- und Konsumstrukturen sind, ist Voraus-
setzung für eine nachhaltige Siedlungsentwicklung.
Fortschrittliche und angepaßte Technologien sowie
die dazugehörige Kenntnis ihrer Anwendung bieten
neue Möglichkeiten für eine effizientere Nutzung
menschlicher, finanzieller und materieller Ressour-
cen, für nachhaltigeres Umweltverhalten der Industrie
sowie neue Beschäftigungspotentiale. Bei der Ver-
breitung von Informationen über die zum Transfer
verfügbaren Technologien und bei der Erleichterung
des Zugangs zu diesen spielen internationale Organi-
sationen eine bedeutende Rolle. Dabei wird davon
ausgegangen, daß beim Technologietransfer der Not-
wendigkeit des Schutzes geistiger Eigentumsrechte
Rechnung getragen wird.

206. Die internationale Gemeinschaft sollte den
Transfer von Technologie und Fachkenntniss en zu-
gunsten der Umsetzung von Aktionsplänen für ange-
messenen Wohnraum ftir alle und für die nachhaltige
Siedlungsentwicklung fördern, unter anderem durch:

(a) die Förderung der Gründung oder gegebenen-
falls des Aufbaus eines globalen Netzes aller interes-
sierter Parteien zur Erleichterung des Austauschs von
Informationen über umweltverträgliche Technolo-
gien, insbesondere solcher über Wohn- und Sied-
lungswesen;

(b) das Bemühen zu gewährleisten, daß mit dem
Prozeß des Technologietransfers keine umweltschäd-
lichen Technologien auf die Emptänger abgeladen
werden, und daß der Transfer umweltverträglicher
Technologien und des entsprechenden Know-hows
vor allem an Entwicklungsländer wie vereinbart zu
günstigen Bedingungen erfolgt, wobei die Notwen-
digkeit des Schutzes geistiger Eigentumsrechte zu be-
rücksichtigen ist;

(c) die Erleichterung, Entwicklung und/oder gege-
benenfalls Verstärkung der technischen Zusammenar-
beit zwischen allen Regionen, einschließlich der Süd-
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Süd-Kooperation, um mit der Hilf'e koordinierter und

ergänzender Unterstützung durch bi- und multilatera-

le Abkommen Erfahrungen vor allem mit Best Practi-

ces auszutauschen, die Entwicklung von Technologie

und technischen Fertigkeiten zu fördern und die Effi-

zienz der Wohnungsbau- und Siedlungspolitik sowie

der entsprechenden Verwaltung zu erhöhen;
(d) die Förderung und Unterstützung des Einsat-

zes angepalSter Bautechnologien und der Produktion

lokaler Baustoff'e sowie die Förderung der Entwick-

lung internationaler, subregionaler und regionaler

Netze von an der Forschung, der Produktion' der Ver-

breitung und kommerziellen Verwertung lokal er-

zev gter B austoffe betei li gten Einrichtu n gen ;
(e) die Betonung der Finanzierung und Förderung

angewandter Forschung und die Verbreitung ihrer Er-

gebnisse sowie von Innovationen in allen Bereichen,

die zur Entwicklung der Fähigkeit aller Entwick-

lungsländer, vor allem der afrikanischen und der am

wenigsten entwickelten Länder, zur Wohnungsver-

sorgung, Infrastruktur und Freizeiteinrichtungen für

ihre Gemeinden beitragen könnten;
(f) die Verbesserung der Auswahl und Verbrei-

tung solcher neuer und vielversprechender Technolo-

gien für die Siedlungsentwicklung, die Beschäftigung

schaffen, insbesonderer solcher, welche die Infra-

strukturkosten senken, grundlegende Dienstleistungen

und Versorgungseinrichtungen erschwinglicher ma-

chen und schädliche Folgen für die Umwelt auf ein

Mindestmaß beschränken können, sowie die Festle-

gung bestimmter Aufgaben für vorhandene VN-

Organisationen, welche diese Ziele fördern könnten.

5. Technische Zusammenarbeit

207. Um sich den Herausforderungen der raschen

tlrbanisierung zu stellen, ist es notwendig, dafür zu

sorgen, daß internationale, regionale, nationale und

lokale Netze auf effektivere Weise den Austausch

und Transfer von Wissen und Erfahrungen über und

mit institutionellen, rechtlichen und gesetzlichen Rah-

menbedingungen erleichtern und umweltfreundliches
Verhalten im Zusammenhang mit Siedlungen in länd-

lichen und städtischen Gebieten weitergeben, unter

anderem solche, die in den Resultaten der Internatio-

nalen Konferenz über Best Practices in Dubai vom

November 1995 wiedergegeben sind' Das Zentrum

für menschliche Siedlungen der VN (Habitat) sollte
gemäß seines Mandats als Katalysator bei der Mobili-

sierung technischer Zusammenarbeit wirken. Es

könnten Gelegenheiten für eine verbesserte Verbrei-

tung und den Austausch von ldeen zvr technischen

l0

Zusammenarbeit auf
Ebene geprüft werden.

208. lm einzelnen
meinschaft:

nationaler und internationaler

sollte die internationale Ge-

(a) vorhandene Netze berücksichtigen, die Ein-

richtung kostengünstiger und zugänglicher globaler

lnformationsnetze über Wohn- und Siedlungswesen

in Form permanenter und elektronischer Konferen-

zen prüfen, die aktualisierte Informationen über die

Habitat Agenda und Best Practices ebenso zur Verfü-

gung stellen wie Fortschrittsberichte über die Umset-

zung nationaler AktionsPläne ;
(b) durch globale Informationsnetze für das Sied-

lungswesen die Regierungen auf allen Ebenen, alle

wichtigen Gruppen von Akteuren sowie internationa-

le Entwicklungsgesellschaften darin unterstützen,

nach Geschlechtszugehörigkeit disaggregierte Infor-

mationen über soziale und ökologische Folgen von

Strategien, Richtlinien, Programmen und Projekten

im nachhaltigen Siedlungswesen und bei der Woh-

nungsversorgung zu beurteilen;
(c) hinsichtlich der Förderung und Erleichterung

nationaler und lokaler Bemühungen in der Siedlungs-

verwaltung geeignete Programme für den Kapazitäts-

ausbau entwickeln und fördern und den Austausch

von Erfahrungen und politischen Antworten auf die

Urbanisierung und integrierte Regionalentwicklung
im Rahmen der jeweiligen nationalen Entwicklungs-

strategien unterstützen ;
(d) die Fähigkeit nationaler und lokaler Behörden

zur Identifizierung und Analyse kritischer Fragen des

Siedlungswesens, zur Formulierung und effektiven

Umsetzung von darauf bezogenen Strategien und Pro-

grammen und zur effrzienten Lenkung der Siedlungs-

entwicklung auf lokaler Ebene verbessern, unter an-

derem durch das Zentntm für menschliche

Siedlungen der VN (Habitat) im Rahmen seines Man-

dats;
(e) weiterhin Programme für die technische Zu-

sammenarbeit unterstützen, die auf die Verhütung

von Naturkatastrophen und von durch den Menschen
verursachten Katastrophen bzw. auf die Abschwä-

chung der Folgen derselben sowie auf den Wieder-

aufbau in den betroffenen Ländern gerichtet sind;
(0 die Bereitstellung technischer, rechtlicher und

institutioneller Hilfe für die Regierungen auf den ge-

eigneten Ebenen auf deren Antrag in enger Zusam-

menarbeit mit den entsprechenden um den Kapazi-

tätsausbau bemühten Organisationen der VN

einschließlich des Zentrums für menschliche Siedlun-



gen der VN (Habitat) im Rahmen seines Mandats
wie durch vorhandene Mittel erleichtern.

6. Institutionelle Kooperation

209. Die Aufgabe, die ZieIe angemessener Wohn-
raum für alle und nachhaltige Siedlungsentwicklung
angesichts wachsender globaler wirtschaftlicher lnter-
aktion zu verwirklichen, erfordert die internationale
Zusammenarbeit im Bereich der Siedlungsentwick-
lung tätiger öffentlicher und privater Einrichtungen,
wodurch Ressourcen, Informationen und Kapazitäten
zwecks effektiverer Reaktionen auf die Probleme des
Siedlungswesens zusammengefaßt werden.

210. Die Habitat Agenda setzt neue Punkte auf die
Tagesordnung nationaler Aktionen und internationa-
ler Kooperation und verbessert die gemeinsame
Wahrnehmung von Siedlungsprioritäten. Die Umset-
zung der Habitat Agenda sollte innerhalb koordinier-
ter Rahmenbedingungen erfolgen, die gewährleisten,
daß für alle VN-Konferenzen Folgeprozesse stattfin-
den und daß die vereinbarten Aktionsprogramme un-
eingeschränkt umgesetzt, überwacht und geprüft wer-
den, gemeinsam mit den Resultaten anderer wichtiger
VN-Konferenzen, sofern sie Bezug zum Siedlungs-
wesen haben.

211. Die Organisationen der Vereinten Nationen,
einschließlich des Internationalen Währungsfonds
und der Weltbank, regionale und subregionale Ent-
wicklungsbanken und -fonds sowie gegebenenfalls
bilaterale Unterstützungseinrichtungen sollten gemäß
der rechtlichen Rahmenbedingungen jedes Landes:

(a) Mechanismen für die Zusammenarbeit ent-
wickeln oder stärken, um die Verpflichtungen und
Aktionen im Zusammenhang mit angemessenem
Wohnraum für alle und nachhaltiger Siedlungsent-
wicklung in ihre Politik, Programme und Tätigkeiten
zu integrieren, insbesondere die in der Habitat Agen-
da enthaltenen, und dabei auf den Resultaten anderer
VN-Konferenzen der jüngsten Zeit aufbauen, sofern
sie sich auf das Siedlungswesen beziehen;

(b) Pannerschaften mit internationalen Verbänden
kommunaler Behörden, mit Nichtregierungsorganisa-
tionen und auf kommunaler Ebene tätigen Organisa-
tionen sowie mit allen anderen interessierten Parteien
eingehen und/oder diese ausbauen, uffi die Konf'e-
r enzziele zu verwirklichen ;

(c) auf die Starkung der Kapazitäten kommunaler
Behörden serichtete Aktivitäten entwickeln:

(d) in der Wohnungspolitik und nachhaltigen
Siedlungsentwicklung ihre Zusammenarbeit mit Ver-
bänden und Netzen kommunaler Behörden, mit
Nichtregierungsorganisationen, Spendeninitiativen
und auf kommunaler Ebene tätigen Verbänden sowie
mit dem privaten und genossenschaftlichen Sektor
ausbauen;

(e) für die Bereitstellung von Dienstleistungen
und für andere Entwicklungsaktivitäten für angemes-
senen Wohnraum und nachhaltige Siedlungen Part-
nerschaften zwischen dem öffentlichen und privaten
Sektor für den Wohnungsbau fördern;

(0 Partnerschaften zwischen öffentlichem und
privatem Sektor für sozial und ökologisch verantwor-
tungsvolle kommunale Investitionen sowie Reinvesti-
tionen in Wohnungsbau- und nachhaltige Siedlungs-
entwicklungsprogramme fördern und die durch diese
entwickelten Informationen und Best Practices öf-
fentlich verfügbar und zugänglich machen;

(g) die Beteiligung aller interessierren Parreien
auf lokaler Ebene an der Formulierung lokaler Maß-
nahmen und an den zur Umsetzung der Habitat Agen-
da und zur Überwachung dieses Prozesses notwendi-
gen Programmen und Aktionen sowie deren
Beteiligung an nationalen Aktionsplänen fördern, un-
ter anderem durch lokale Agenda 21 Prozesse, wie
von der VN-Konferenz über Umwelt und Entwick-
lung vorgesehen.

F. Umsetzang der Habitat Agenda
und Folgeprozeß

1. Einführung

2I2. Die langfristigen Wirkungen der von den Re-
gierungen und der internationalen Gemeinschaft ge-
meinsam mit kommunalen Behörden und Nichtregie-
rungsorganisationen anläßlich von Habitat II
eingegangenen Verpflichtungen hängen ab von der
Umsetzung der vereinbarten Aktionen auf allen Ebe-
nen, einschließlich der lokalen, nationalen, regionalen
und internationalen. Nationale Aktionspläne und/oder
andere relevante nationale Programme und Maßnah-
men zur Verwirklichung der Ziele angemessener
Wohnraum für alle und nachhaltige Siedlungsent-
wicklung müssen entwickelt oder gefördert werden,
und ihre Umsetzung muß wo angebracht von den Re-
gierungen in enger Zusammenarbeit mit ihren Part-
nern bei der nachhaltigen Entwicklung auf nationaler
Ebene überwacht und beurteilt werden. Auf ähnliche
Weise müssen die Fortschritte bei der Umsetzuns der
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Habitat Agenda hinsichtlich der Förderung und Ver-

besserung der Selbsthilfefähigkeit aller interessierten

Parteien nJr Verbesserung ihrer Leistung und zur

Stärkung der internationalen Kooperation beurteilt

werden.

2. Umsetzung auf nationaler Ebene

213. Die Hauptverantwortung für die Umsetzung

der Habitat Agenda liegt bei den nationalen Regie-

rungen. Sie als die Partner bei den auf Hilfe zur

Selbsthilfe ausgerichteten Ansätzen sollten in jedem

Land ein effektives Zusammenwirken mit Frauen, Ju-

gendlichen, älteren Menschen, Behinderten, Angehö-

rigen schwacher und benachteiligter Gruppen, mit in-

digenen Bevölkerungsgruppen und Gemeinschaften,
kommunalen Behörden, dem privaten Sektor und mit

Nichtregierungsorganisationen entwickeln und för-

dern. Es sollten nationale Mechanismen eingeführt

oder gegebenenfalls verbessert werden, uffi Maßnah-

men auf allen relevanten Regierungsebenen zu koor-

dinieren, die sich auf das Siedlungswesen auswirken,
und um diese Wirkungen bereits vor der Umsetzung
der Maßnahmen zu beurteilen. Kommunale Behörden

sollten in ihrem Bemühen um die Umsetzung der Ha-

bitat Agenda insoweit unterstützt werden, als lokale

Maßnahmen erforderlich sind. Es sollten alle geeig-

neten partizipatorischen Mechanismen einschließlich
lokaler Agenden 21 entwickelt und angewandt wer-

den. Möglicherweise wollen die Regierungen die

Umsetzung ihrer nationalen Aktionspläne durch er-
weiterte Kooperation und Partnerschaften mit subre-
gionalen, regionalen und internationalen Organisatio-
nen, unter anderem den Vereinten Nationen
einschließlich des Internationalen Währungsfonds
und der Weltbank, die in einer Reihe von Ländern
von großer Bedeutung sind, koordinieren.

3. Umsetzung auf internationaler Ebene

214. Im Kontext internationaler Kooperation und

Partnerschaft sollte bei der effektiven Umsetzung der
Resultate der Zweiten VN-Konferenz über menschli-
che Siedlungen (Habitat II) die Integration des Woh-

nungsbaus und der nachhaltigen Siedlungsentwick-
lung in umfassendere ökologische, soziale und
wirtschaftliche Überlegungen berücksichtigt werden.
Die wichtigsten zwischenstaatlichen Akteure auf glo-

baler Ebene für die Umsetzung der Habitat Agenda
und den Folgeprozeß bleiben weiterhin alle Staaten,
die Generalversammlung der Vereinten Nationen, der

Wirtschafts- und Sozialrat und insbesondere die VN-

Kommission für menschliche Siedlungen gemäß ih-

rem Mandat und ihrer Rolle nach Resolution 321162
vom Dezember 1917 und gemäß allen anderen rele-

vanten Resolutionen der Vollversammlung der Ver-

einten Nationen. Auch andere relevante Organe und

Organisationen der Vereinten Nationen haben bei der

Umsetzung der Habitat Agenda eine wichtige Rolle

zu spielen. Das VN-Zentrum für menschliche Sied-

lungen (Habitat) sowie alle anderen relevanten Orga-

ne und Organisationen der Vereinten Nationen sollten

die Habitat Agenda hinsichtlich ihrer Umsetzung in-

nerhalb ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs be-

rücksichtigen.

215. Alle Staaten sollten gemeinsame Anstrengun-
gen unternehmen, um die Umsetzung der Habitat

Agenda durch bilaterale, subregionale, regionale und

internationale Zusammenarbeit sowie durch das Sy-

stem der Vereinten Nationen einschließlich Weltbank

und Internationalem Währungsfond zu bewerkstelli-
gen. Die Staaten können außerdem bilaterale, subre-
gionale und regionale Konferenzen einberufen sowie

andere geeignete Maßnahmen ergreifen, um zur Prü-

fung und Beurteilung der Fortschritte bei der Umset-

zung der Habitat Agenda beizutragen.

216. Hinsichtlich der Berücksichtigung der Ziele

angemessener Wohnraum für alle und nachhaltige
Siedlungsentwicklung auf der zwischenstaatlichen
Ebene sollte insbesondere der Rolle der Generalver-
sammlung sowie des Wirtschafts- und Sozialrats
Rechnung getragen werden.

217. Die Generalversammlung als die höchste
zwischenstaatliche Einrichtung ist in Angelegenhei-
ten des Folgeprozesses zu Habitat II das wichtigste

Organ der Festlegung und Bewertung der Politik. An-

läfSlich ihrer einundfünfzigsten Sitzung sollte die
Vollversammlung den Folgeprozeß zur Konferenz als
Punkt mit dem Titel Umsetzung der Resultate der
Zw eiten VN - Konferenz über menschliche Siedlun gen
(Habitat II) auf ihre Tagesordnung setzen. Bei der für

1997 einzuberufenden Sondersitzung der Vollver-

sammlun g zum Zwecke einer umfassenden Prüfung
und Bewertung der Agenda 21 sollte die Siedlungs-
frage im Kontext nachhaltiger Entwicklung angemes-
sen berücksichtigt werden. Bei der zweiundfünfzig-
sten Sitzung sollte die Generalversammlung die
Effektivität der zur Umsetzung der Resultate der
Konferen z er grrffenen Maßnahmen prüfen.
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218. Die Vollversammlung sollte erwägen, im Jahr
2001 eine Sondersitzung zwecks umf'assender Prü-
fung und Bewertung der Umsetzung der Resultate
von Habitat Il abzuhalten und weitere Mafinahmen
und Init iat iven prüfen.

219. Der Wirtschafts- und Sozialrat würde gemäß

seiner Rolle nach der Charta der Vereinten Nationen
und gemäß den relevanten Resolutionen und Be-
schlüssen der Vollversammlung über den
Wirtschafts- und Sozialrat die systemweite Koordi-

nierung bei der Umsetzung der Habitat Agenda über-
wachen und in dieser Hinsicht Empfehlungen aus-
sprechen. Der Wirtschafts- und Sozialrat sollte
gebeten werden, bei seiner wichtigen Sitzung im Jahr
1991 den Folgeprozeß zur Habitat Agenda zu über-
prüfen.

220. Der Wirtschafts- und Sozialrat kann Konfe-
renzen hochrangiger Vertreter einberufen, um den in-
ternationalen Dialog über kritische Fragen im Zusam-
menhang mit angemessenem Wohnraum für alle und
nachhaltiger Siedlungsentwicklung sowie mit Strate-
gien zur Lösung dieser Probleme durch internationale
Zusammenarbeit zu fördern. In diesem Zusammen-
hang kann er erwägen, vor dem Jahr 2001 eine Ar-
beitsgruppe aus Spitzenvertretern mit der Siedlungs-
entwicklung und der Umsetzung der Habitat Agenda
unter aktiver Einbeziehung unter anderem von Son-
derorganisationen, der Weltbank und des Internatio-
nalen Währungsfonds zu betrauen.

22I. Die Vollversammlung sowie der Wirtschafts-
und Sozialrat sollten wo angebracht die subregionale
und regionale Kooperation bei der Umsetzung der
Habitat Agenda fördern. In dieser Hinsicht könnten
die regionalen Wirtschaftskommissionen gemäß ih-

rem Mandat und in Zusammenarbeit mit regionalen
zwischenstaatlichen Organisationen und Banken die
Einberufung von Spitzentreffen erwägen, um die bei
der Umsetzung der Ergebnisse von Habitat II erziel-
ten Fortschritte zu prüfen' Meinungen über die jewei-

ligen Erfahrungen auszutauschen, insbesondere über

Best Practices, und die geeigneten Maßnahmen zu er-
greifen. Zu derartigen Treffen kann gegebenenfalls

die Beteiligung der wichtigsten Finanzinstitute und

technischen Einrichtungen gehören. Die regionalen

Kommissionen sollten dem Rat über die Ergebnisse

solcher Treffen Bericht erstatten.

222. Die Kommission für menschliche Siedlungen
des Wirtschafts- und Sozialrats sollte unter anderem
die folgenden Ziele, Funktionen und Zuständigkeiten
haben, insbesondere hinsichtlich ihrer Rolle für die
Förderung, Prüfung, Überwachung und Beurteilung
der Fortschritte bei der Umsetzung der Ziele ange-
messener Wohnraum für alle und nachhaltige Sied-
lungsentwicklung in allen Ländern gemäß der Habitat
Agenda:

(a) integrierte und zusammenhängende Strategien
auf allen Ebenen zu fördern, die auf die Umsetzung
der Ziele angemessener Wohnraum für alle und
nachhaltige Siedlungsentwicklung in allen Ländern
gerichtet sind und dabei die Tragfähigkeit der Um-
welt gemäß der Habitat Agenda berücksichtigen;

(b) die Fortschritte bei der Umsetzung der Habitat
Agenda unter anderem durch die Analyse entspre-
chender lnformationen und Berichte der Regierungen,
der kommunalen Behörden und ihrer Verbände, der
relevanten Nichtregierungsorganisationen und des
privaten Sektors zu verfolgen;

(c) Länder, insbesondere Entwicklungsländer, so-
wie Subregionen und Regionen bei der Verstärkung
und Verbesserung ihrer Bemühungen nrr Lösung von
Wohnungs- und Siedlungsproblemen zu unterstützen,
unter anderem durch die Förderung der Berufsausbil-
dung;

(d) zum Zwecke effektiverer nationaler Folgepro-
zeßpläne und -aktionen eine verstärkte internationale
Zusammenarbeit zu fördern, um die Verfügbarkeit
von Ressourcen für alle Entwicklungsländer, insbe-
sondere für die afrikanischen und am wenigsten ent-
wickelten Länder, zu verbessern und effektive Beiträ-
ge des privaten Sektors und der kommunalen
Behörden und ihrer Verbände zu fördern;

(e) für geeignete Empfehlungen des Wirtschafts-
und Sozialrats auf der Grundlage einer Analyse und
Synthese der erhaltenen Informationen an die Gene-
ralversammlung zu sorgen und die Kommission für
Nachhaltige Entwicklung zu informieren;

(fl die Zusammenarbeit und Partnerschaft zwi-
schen allen Ländern und Regionen zu erleichtern, um
die Ziele angemessener Wohnraum für alle und
nachhaltige Siedlungsentwicklung zu verwirklichen;

(g) die Entwicklung und Förderung politischer

Zielvorgaben, Prioritäten und Richtlinien im Zusam-
menhang mit existierenden und geplanten Arbeitspro-
grammen des VN-Zentrums für menschliche Siedlun-
gen im Bereich angemessenen Wohnraums und
nachhaltiger Siedlungsentwicklung und gemäß der
Habitat Asenda fortzusetzen,
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(h) die Fortschritte bei den Aktivitäten des VN-
Systems zu verfolgen, mit anderen internationalen
Organisationen im Bereich angemessener Wohnraum
und nachhaltige Siedlungsentwicklung zusammen-
zuarbeiten und wo angebracht Mittel und Wege vor-
zuschlagen, mit denen die umfassenden politischen
Zielvorgaben und Zielsetntngen in diesen Bereichen
des VN-Systems am besten umgesetzt werden könn-
ten;

(i) angemessenen Wohnraum für alle und nach-
haltige Siedlungsentwicklung im Einklang mit den
von der VN-Konferenz für Umwelt und Entwicklung
ausgesprochenen Empfehlungen, insbesondere mit
Kapitel 7 der Agenda 21, zu fördern, wobei gegebe-
nenfalls die relevanten Ergebnisse anderer bedeuten-
der VN-Konferenz und Gipfeltreffen zu berücksichti-
gen sind;

fi) die volle und effektive Umsetzung der Habitat
Agenda auf nationaler und internationaler Ebene zu
unterstützen;

(k) im Kontext der Habitat Agenda neue Fragen
und Probleme hinsichtlich der Entwicklung von Lö-
sungen für angemessenen Wohnraum und nachhaltige
Siedlungsentwicklung zu untersuchen, einschließlich
solcher regionalen oder internationalen Charakters ;

(l) den Aktivitaten des VN-Zentrums für mensch-
liche Siedlungen einschließlich der VN-Stiftung für
menschliche Siedlungen weiterhin politische Anlei-
tung zu gewähren und diese zu überwachen;

(m) in regelmäßigen Abständen die Nutzung ihm
zur Verfügung stehender Mittel zur Durchführung
von Wohnungs- und Siedlungsentwicklungs-Aktivitä-
ten auf allen Ebenen zu prüfen und zu bewilligen;

(n) die Fortschritte bei der Umsetzung der Ziele
der Habitat Agenda sowie die dem entgegenstehen-
den Hindernisse zu überwachen und nr beurteilen
und geeignete Maßnahmen und alternative Aktivitä-
ten zu empfehlen, wie sie zur Verbesserung der Dy-
namik der Agenda als notwendig erachtet werden.

223. Den Empfehlungen der 51. Sitzung der Gene-
ralversammlung Rechnung tragend, sollte die Kom-
mission für menschliche Siedlungen bei ihrer näch-
sten Sitzung ihr Arbeitsprogramm überprüfen, um für
einen effektiven Folgeprczeß und di'e Umsetzung der
Ergebnisse der Konferenz auf eine Weise zu sorgen,
die mit den Funktionen und Beiträgen anderer rele-
vanter Organe der Vereinten Nationen vereinbar ist,
und im Rahmen ihrer Überprüfung der Aktivitäten ih-
rer nachgeordneten Stellen dem Wirtschafts- und So-
zialrat diesbezügliche Empfehlungen aussprechen.
Sie sollte ferner ihre Arbeitsmethoden überprüfen,

um die Vertreter kommunaler Behörden und die rele-
vanten Akteure aus der Bürgerschaft, insbesondere
aus dem privaten Sektor und aus Nichtregierungsor-
ganisationen, in ihre Arbeit im Bereich angemessenen
Wohnraums und nachhaltiger Siedlungsentwicklung
einzubeziehen, wobei ihren Verfahrensregeln Rech-
nung zu tragen ist.

224. Die Generalversammlung sowie der
Wirtschafts- und Sozialrat werden gemäß ihrer jewei-

ligen Mandate gebeten, das Mandat der Kommission
für menschliche Siedlungen zu prüfen und zu bekräf-
tigen, wobei die Habitat Agenda sowie die Notwen-
digkeit des engen Zusammenwirkens mit anderen
verwandten Kommissionen und dem Folgeprozeß zur
Konferenz ebenso wie ein systemweiter Ansatz für
ihre Umsetzung zu berücksichtigen sind.

225. Als ein den Wirtschafts- und Sozialrat unter-
stützender ständiger Ausschuß sollte die Kommission
für menschliche Siedlungen innerhalb des Systems
der Vereinten Nationen bei der Überwachung der
Umsetzung der Habitat Agenda und bei der diesbe-
züglichen Beratung des Rats eine zentrale Rolle ein-
nehmen. Sie sollte ein klares Mandat mit ausreichen-
den menschlichen und finanziellen Ressourcen haben,
um durch die Umschichtung von Mitteln aus dem re-
gulären Haushalt der Vereinten Nationen ihr Mandat
wahrnehmen zD können.

226. Die Kommission für menschliche Siedlungen
sollte den Wirtschafts- und Sozialrat bei der Koordi-
nierung der Berichterstattung über die Umsetzung der
Habitat Agenda durch die relevanten Organisationen
des Systems der Vereinten Nationen unterstützen. Die
Kommission sollte Informationen und Angaben von
anderen Organisationen des Systems der Vereinten
Nationen und gegebenenfalls aus anderen Quellen in
Anspruch nehmen.

227. Die Kommission für menschliche Siedlungen
sollte bei der Entwicklung ihres Arbeitsprogramms
die Habitat Agenda prüfen und ebenso prüfen, wie sie
den Folgeprozeß zur Zweiten VN-Konferenz über
menschliche Siedlungen (Habitat II) in ihr Arbeits-
programm integrieren kann. In diesem Zusammen-
hang könnte die Kommission frir menschliche Sied-
lungen prüfen, wie sie ihre Rolle als Katalysator bei
der Förderung angemessenen Wohnraums für alle
und der nachhaltigen Siedlungsentwicklung weiter
ausbauen könnte.
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228. Gemäß ihrem Mandat und der Notwendigkeit
Rechnung tragend, sich auf genau definierte Zielvor-
gaben und strategische Fragen zu konzentrieren, soll-
te das VN-Zentrum für menschliche Siedlungen (Ha-
bitat) unter anderem folgende Zuständigkeiten haben:

(a) hinsichtlich der Gewährleistung der Harmoni-
sierung auf zwischensekretarieller Ebene die Pro-
gramme für angemessenen Wohnraum für alle und
nachhaltige Siedlungsentwicklung nr überwachen,
die vom System der Vereinten Nationen geplant und
durchgeftihrt werden;

(b) die Kommission für menschliche Siedlungen
bei der Formulierung von Empfehlungen für die Ko-
ordinierung von Maßnahmen im System der Verein-
ten Nationen für angemessenen Wohnraum für alle
und nachhaltige Siedlungsentwicklung zu unterstüt-
zen, damit diese Maßnahmen ständig geprüft und ihre
Effektivität beurteilt werden kann;

(c) Programme und Projekte für angemessenen
Wohnraum und nachhaltige Siedlungsentwicklung zu
fördern, zu erleichtern und durchzuführen;

(d) den globalen Austausch von Informationen
über angemessenen Wohnraum für alle und nachhalti-
ge Siedlungsentwicklung unter anderem durch den
Austausch von Informationen über Best Practices und
die Förderung der Forschung über nachhaltige Ansät-
ze und Verfahren für Baustoffe und Bautechnolosien
zu erleichtern;

(e) interregionale Angelegenheiten im Zusam-
menhang mit angemessenem Wohnraum für alle und
nachhaltiger Siedlungsentwicklung in uneinge-
schränkter Zusammenarbeit mit den regionalen Kom-
missionen sowie den wichtigsten Finanzinstituten und
technischen Einrichtungen sowie anderen relevanten
Partnern auf regionaler Ebene zu behandeln;

(f) die Fachleute auf regionaler Ebene bei der For-
mulierung und Umsetzung von Programmen und Pro-
jekten für angemessenen Wohnraum für alle und
nachhaltige Siedlungsentwicklung, wenn dies gefor-
dert wird, sowie bei der angemessenen Berücksichti-
gung regionaler Einrichtungen der Kooperation zu
unterstützen;

(g) innerhalb der rechtlichen Rahmenbedingungen
jedes Landes die Zusammenarbeit zwischen allen
Partnern, einschließlich der kommunalen Behörden,
des privaten Sektors und der Nichtregierungsorgani-
sationen, bei der Umsetzung der Habitat Agenda zu
fördern;

(h) ein globales Verzeichnis von Beratern zu füh-
ren und zu aktualisieren, um die im System der Ver-
einten Nationen verfügbaren Kenntnisse und Fähig-
keiten zu ergänzen und nötigenfalls die Anwerbung

von Experten auf globaler Ebene zu unterstützen, ein-
schließlich solcher aus Entwicklungsländern und Re-
fbrmstaaten:

(i.1 Aktivitäten zur Information der Öffentlichkeit
über angemessenen Wohnraum für alle und nachhalti-
ge Siedlungsentwicklung in Zusammenarbeit mit der
Hauptabteilung Presse und Information des VN-
Sekretariats zu initiieren;

() den verstärkten Einsatz von audiovisuellen und
Informationstechnologien in Belangen angemessenen
Wohnraums und nachhaltiger Siedlungsentwicklung
zu fördern;

(k) jedwede zusätzlichen Zuständigkeiten und
Funktionen, die ihm von der Generalversammlung
und dem Wirtschafts- und Sozialrat zugewiesen wur-
den, wahrzunehmen;

(l) weiterhin die Globale Strategie für Wohnraum
bis zum Jahr 2000 umzusetzen und dabei die Habitat
Agenda zu berücksichtigen:

(m) wichtige Entwicklungen in der Urbanisierung
sowie die Auswirkungen von Strategien der Land-
und Stadtentwicklung zu analysieren und zu verfol-
gen, die Fortschritte bei der Umsetzung der Habitat
Agenda zu verfolgen und ihr Publikationsprogramm
fortzusetzen, unter anderem durch die Veröffentli-
chung des Berichts über den globalen Stand der Sied-
lungsentwicklung;

(n) durch die Verwendung von Programmen frir
Wohn- und Siedlungsindikatoren die Entwicklung
von Richtlinien für die nationale und lokale überwa-
chung und Beurteilung der Umsetzung der Habitat
Agenda zu unters tützen;

(o) die Siedlungsverwaltung und Siedlungsent-
wicklung auf kommunaler Ebene zu fördern, insbe-
sondere darauf gerichtet, transparente, demokratische
und verantwortliche Regierungsarbeit durch institu-
tionelle Entwicklung, Kapazitätsaufbau und partner-
schaftliches Zusammenwirk en zu erreichen.

229. Die primiire Funktion des VN-Zentrums für
menschliche Siedlungen (Habitat) mit Sitz in Nairobi,
Kenia, besteht darin, der Kommission für menschli-
che Siedlungen und anderen zwischenstaatlichen Or-
ganen, die mit angemessenem Wohnraum für alle und
nachhaltiger Siedlungsentwicklung befaßt sind, we-
sentliche Zuarbeit zu leisten. Es sollte zum Brenn-
punkt für die Umsetzung der Habitat Agenda be-
stimmt werden. Vor dem Hintergrund der
Überprüfung des Mandats der Kommission für
menschliche Siedlungen, wie in Absatz 224 oben be-
schrieben, werden auch die Funktionen des Zentrums
für menschliche Siedlungen der Vereinten Nationen
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(Habitat) hinsichtlich seiner Revitalisierung neu beur-

teilt werden müssen. Der Generalsekretär wird gebe-

ten. für ein effektiveres Funktionieren des Zentrums

zu sorgen, unter anderem durch die Bereitstellung

ausreichender menschlicher und finanzieller Ressour-

cen innerhalb des ordentlichen Etats der Vereinten

Nationen.

230. Gemäß ihrer Mandate sollten die nachgeord-

neten Stellen des Wirtschafts- und Sozialrats, so zum

Beispiel die Kommission für Nachhaltige Entwick-

lung, die Kommission für Soziale Entwicklung, die

Kommission für den Status der Frau, die Kommission

für Menschenrechte und die Kommission für Bevöl-

kerung und Entwicklung, den Belangen der Sied-

lungsentwicklung wie in der Habitat Agenda be-

schrieben die gebührende Aufmerksamkeit widmen.

231. Der Generalsekretär wird gebeten, für eine

effektive Koordinierung der Umsetzung der Habitat

Agenda und eine angemessene Prüfung der Erforder-

nisse der Siedlungsentwicklung bei allen Aktivitäten

des Systems der Vereinten Nationen zu sorgen. Der

Verwaltungsausschuß für Koordinierung sollte seine

Verfahren auf der Verwaltungsebene zwischen den

VN-Sonderorganisationen prüfen, um eine system-

weite Koordination und volle Beteiligung seiner

Dienststellen bei der Umsetzung der Habitat Agenda

zu gewährleisten. Diese sollten ihre Programme prü-

fen, um zu bestimmen, wie sie zur koordinierten Um-

setzung der Habitat Agenda am besten beitragen kön-

nen. Der Generalsekretär wird gebeten, die

Umsetzung der Habitat Agenda in die Mandate der

existierenden auf der Verwaltungsebene zwischen

den VN-Sonderorganisationen tätigen Arbeitsgruppen

des Verwaltungsausschusses für Koordinierung ein-

zubeziehen, um eine integrierte und koordinierte Um-

setzung der Habitat Agenda zu erle\chtern.

232. Der Generalsekretär wird gebeten, weiterhin

für ein effektives Funktionieren des VN-Zentrums für

menschliche Siedlungen (Habitat) zu sorgen, damit es

sein Mandat uneingeschränkt wahrnehmen kann'

233. Die wichtige Rolle des Ausschusses für wirt-

schaftliche, soziale und kulturelle Rechte bei der

Überwachung derjenigen Aspekte der Habitat Agen-

da, die sich auf die Einhaltung des lnternationalen
Vertrags über wirtschaftliche, soziale und kulturelle

Rechte durch die Vertragsparteien beziehen, sollte

betont werden.

234. Um ihre Unterstützung für Maf3nahmen auf

nationaler Ebene zu verstärken und ihre Beittäge zn

einem integrierten und koordinierten Folgeprozel3 sei-

tens der Vereinten Nationen zu vergrößern, sollten

die Sonderorganisationen und andere Organisationen

im System der Vereinten Nationen dazu angehalten

werden, spezielle Maßnahmen zur Deckung der in der

Habitat Agenda beschriebenen Prioritäten zu erwägen

und festzulegen.

235. Um die Effizienz und die Effektivität der

VN-Organisationen bei der Unterstützung der Bemü-

hungen um die Schaffung angemessenen Wohnraums

für alle und um nachhaltige Siedlungsentwicklung auf

nationaler Ebene zu verbessern, und um ihre Kapazi-

täten zur Umsetzung der Ziele von Habitat II auszu-

bauen, ist es erforderlich, die verschiedenen Teile des

Systems der Vereinten Nationen zu erneuern, zu re-

formieren und zu revitalisieren; dies gilt insbesondere

für ihre operativen Aktivitäten. Alle relevanten Son-

derorganisationen und verwandten Organisationen

des Systems der Vereinten Nationen werden gebeten,

ihre Aktivitäten, Programme und mittelfristigen Stra-

tegien gemäß ihrer Mandate zu fördern und gegebe-

nenfalls anzupassen, um dem Folgeprozeß zu Habitat

II insbesondere im Außenbereich Rechnung zu tra-
gen. Die relevanten Entscheidungsgremien sollten

ihre Strategien, Programme, Etats und Aktivitäten in

dieser Hinsicht prüfen.

236. Die internationalen Finanzinstitute sollten zur

Mobilisierung von Ressourcen für die Umsetzung der

Habitat Agenda beitragen. Zu dresem Zweck werden

die relevanten Institutionen gebeten, die folgenden

Maßnahm en zu ergreifen :
(a) Die Weltbankgruppe, der lnternationale Wäh-

rungsfond, die regionalen und subregionalen Ent-

wicklungsbanken und -fonds sowie alle anderen inter-

nationalen Finanzinstitute sollten gebeten werden, die

Z\ele angemessener Wohnraum für alle und nach-

haltige Siedlungsentwicklung in ihre Strategien, Pro-
gramme und Operationen zu integrieren, etwa indem

diesen Zielen in ihrer Kreditpolitik wo angebracht hö-

here Priorität eingeräumt wird;
(b) Die Weltbankgruppe und der internationale

Währungsfond sowie andere Organisationen und Or-
gane im System der Vereinten Nationen sollten gebe-

ten werden, mit betroffenen Ländern, insbesondere
Entwicklungsländern, zusammenzuarbeiten, um den
politischen Dialog zu fördern und neue Initiativen zu

entwickeln, um dafür zu sorgen, daß über Strukturan-
passungsprogramme angemessener Wohnraum für
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zrlle und eine nachhaltige Siedlungsentwicklung ge-
fördert werden, wobei Arme und Angehörige anderer
schwacher Gruppen besonders zu berücksichtigen
sind;

(c) Das System der Vereinten Nationen ein-
schlieLJlich der Weltbankgruppe und des lnternationa-
len Währungsfonds sowie anderer VN-
Sonderorganisationen sollten gebeten werden, ihre
Zusammenarbeit im Bereich angemessener Wohn-
raum für alle und nachhaltige Siedlungsentwicklung
auszubauen und zu verbessern, Llm zu gewährleisten,
dafi die Aktivitäten sich ergänzen; sie sollten ferner
sofern möglich ihre Ressourcen im Rahmen gemein-
samer auf die ZieIe von Habitat II gerichteter Initiati-
ven für angemessenen Wohnraum und nachhaltige
S iedlung sentwicklung zusammenfassen.

4. Einbeziehung kommunaler Behörden und der
Bürgerschaft einschließlich des privaten
Sektors

231 . Eine effektive Umsetzung der Habitat Agen-
da erfordert die Stärkung kommunaler Behörden,
kommunaler Organisationen und Nichtregierungsor-
ganisatinen in den Bereichen Bildungswesen, Ge-
sundheitswesen, Armutsbekämpfung, Menschenrech-
te, soziale Integration, Infrastruktur und Verbesse-
rung der Lebensqualität sowie Hilfe und Wiederher-
stellung, um sie zu befähigen, sich konstruktiv an po-
litischen Entscheidungen und ihrer lJmsetzung zu be-
teiligen. Dies erfordert wiederum:

(a) die Entwicklung rechtlicher und gesetzhcher
Rahmenbedingungen, institutioneller Regelungen und
Beratungsmechanismen zur Einbeziehung von Orga-
nisationen in die Planung, die Umsetzung und Beur-
teilung von Strategien und Programmen zur Sied-
lungsentwicklung;

(b) die Förderung von Programmen zum Kapazi-
tätsaufbau für Organisationen in kritischen Bereichen,
so zum Beispiel partizipatorische Planung, Pro-
grammentwicklung, -umsetzung und -beurteilung,

wirtschaftliche und finanzielle Airalysen, Kreditver-
waltung, Forschung, Information und Interessenver-
tretung;

(c) die Bereitstellung von Mitteln durch Maßnah-
men wie Subventionsprogramme, technische und an-
dere administrative Unterstützung für Initiativen, die
auf kommunaler Ebene ersriffen und durcheeführt
werden;

(d) die Stärkung von Netzen und den Austausch

von Fachwissen und Erfahrungen zwischen diesen
Organisatione n;

238. Der Beitrag kommunaler Behörden und der
Bürgerschaft, einschließlich des privaten Sektors zur
Entwicklung, kann dadurch verstärkt werden, daf3:

(a) Planungs- und politische Entscheidungspro-
zesse entwickelt werden, welche die Partnerschaft
und Zusammenarbeit zwischen Regierung und Bür-
gern bei der Siedlungsentwicklung erleichtern;

(b) Unternehmen angeregt werden, lnvestitions-
und andere Strategien zu verfolgen, einschließlich
nichtkommerzieller Aktivitäten, die zur Siedlungsent-
wicklung beitragen, insbesondere im Zusammenhang
mit der Schaffung von Beschäftigungsmöglichkeiten,
mit'grundlegenden Versorgungseinriphtungen, dem
Zugang zu produktiven Ressourcen und dem Bau von
Infrastruktureinri chtungen ;

(c) die Gewerkschaften befähigt und angeregt
werden, sich an der Schaffung von Beschäftigungs-
möglichkeiten unter fairen Bedingungen, der Bereit-
stellung von Ausbildungsmöglichkeiten und der
Schaffung von Einrichtungen des Gesundheitswesens
und anderen grundlegenden Dienstleistungen sowie
der Entwicklung einer Wirtschaftsumgebung zu be-
teiligen, welche die Verwirklichung der Ziele ange-
messener Wohnraum für alle und nachhaltiee Sied-
lungsentwicklung erleichtern;

(d) akademische und Forschungseinrichtungen
insbesondere in den Entwicklungsländern in ihrem
Beitrag zur Siedlungsentwicklung unterstützt und
Mechanismen für eine unabhängige, unvoreingenom-
mene, unparteiische und objektive Überwachung der
Fortschritte in der Siedlungsentwicklung erleichtert
werden, vor allem durch die Sammlung, Analyse und
Verbreitung von Informationen und Ideen zu den
Themen angemessener Wohnraum frir alle und
nachhaltige Siedlungsentwicklung ;

(e) Bildungseinrichtungen, die Medien und andere

Quellen öffentlicher lnformation und Meinungen an-
geregt werden, den Herausforderungen der Siedlungs-
entwicklung besondere Aufmerksamkeit zu schenken
und in der ganzen Gemeinde eine breite Diskussion
über die Siedlungspolitik zwischen gut informierten
Beteiligten zu erleichtern.

5. Leistungsbeurteilungo Indikatoren und Best
Practices

239. Es ist wichtig, die Auswirkungen von Politi-
ken, Strategien und Maßnahmen auf die Schaffung
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von angemessenem Wohnraum und auf die nachhalti-

ge Siedlungsentwicklung zu beurteilen und auszuwer-

ten. Die Ergebnisse dieser Beurteilung werden von

relevanten Organen und Einrichtungen der Vereinten

Nationen geprüft, darunter die Siedlungskommission.
Das VN-Zentrum für menschliche Siedlungen (Habi-

tat) ist gemeinsam mit anderen relevanten Organisa-

tionen für die Entwicklung eines geeigneten Verfah-

rens zur Analyse und Überwachung wichtiger Trends

in der Urbanisierung und der Wirkungen von Strate-

gien der Stadtentwicklung verantwortlich. Insbeson-

dere sollten nach Alter und Geschlecht disaggregierte

lnformationen über die Folgen der Urbanisierung 1ür

Angehörige schwacher und benachteiligter Gruppen'

einschlief3lich Kinder, gesammelt werden, wobei an-

dere relevante Arbeiten in diesem Bereich zu berück-

sichtigen sind.

240. Alle Unterzeichner der Habitat Agenda, ein-

schließlich kommunaler Behörden, des privaten Sek-

tors sowie Gemeinden, sollten regelmäßig ihre eige-

nen Leistungen bei der Umsetzung der Habitat

Agenda durch vergleichbare Wohn- und Siedlungs-

Indikatoren sowie dokumentierte Best Practices prü-

fen und beurteilen. Zu den Verantwortlichkeiten des

Zentrums gehört, die Entwicklung von Richtlinien für

die nationale und lokale Überwachung und Beurtei-

lung der Umsetzung der Habitat Agenda durch ver-

gleichbare Wohn- und Siedlungs-Indikatoren zu un-

terstützen. Die Kapazitäten aller Partner zur

Sammlung und Analyse von Daten sollten wo ange-

bracht auf allen Ebenen, insbesondere auf kommuna-

ler Ebene, ausgebaut und gefördert werden.

241. Als Teil ihrer Verpflichtung zur Förderung

der v orhandenen Kap azitdtten zur siedlun g sbezo genen

Datensammlung und -analyse sollten die Regierungen

auf allen Ebenen, einschließlich der kommunalbe-

hördlichen, weiterhin Best Practices bestimmen und

verbreiten sowie Indikatoren für die Wohnungsbau-

und Siedlungsentwicklung ausarbeiten und anwen-

den, einschließlich solcher, welche die Rechte und

das Wohl der Kinder reflektieren. Die zentralen Indi-

katoren, erweitert um politikorientierte Indikatoren

der nationalen und subnationalen Ebene, die für ver-

schiedene Regionen spezifisch sind, sowie gegebe-

nenfalls andere relevante Informationen, werden von

den Regierungen zur Beurteilung der nationalen Um-
setzung der Habitat Agenda verwendet. Die lndikato-

ren sollten die Schlüsselbereiche der Habitat Agenda

abdecken, so zvm Beispiel: Wohnen, Gesundheit,
Verkehr, Energie, Wasserversorgung, Kanalisation

1 8

uncl Abfallbeseitigung, Beschäftigung und andere

Aspekte urbaner Nachhaltigkeit. Flilfe zur Selbsthill 'e,

Partizipation und kommunale Verantwortlichkeiten'

und sie sollten wo möglich die Geschlechtszugehörig-

keit berücksichtigen. Derartige Informationen, die für

alle verfügbar und zugänglich sein sollten, werden

den Vereinten Nationen vorgelegt, wobei die unter-

schiedlichen Verfahren des Berichtswesens im wirt-

schaftlichen, sozialen und Umweltbereich sowie die

Notwendigkeit, dal3 Verlahren des Berichtswesens

die Vielfalt der regionalen, nationalen, subnationalen

und insbesondere lokalen Besonderheiten und Priori-

täten reflektieren, zu berücksichtigen sind.



Die Istanbul-Erklärung über menschliche Siedlungen

l . Wir, die Staats- und Regierungschef-s und of-
fizielle Delegationen der Länder, die an der Zweiten
Konf'erenz der Vereinten Nationen über menschliche
Siedlungen (Habitat II) vom 3. bis zum 14. Juni 1996
in Istanbul, Türkei, teilnahmen, bestärken die allge-
meingültigen Ziele der Sicherung angemessener
Wohnraum für alle und der Gestaltung menschlicher
Siedlungen, die sicherer, gesünder, lebenswerter, ge-
rechter, nachhaltiger und produktiver sind. Unsere
Beratungen über die beiden zentralen Themen der
Konferenz - angemessener Wohnraum für alle und
nachhaltige Siedlungsentwicklung in einer zuneh-
mend durch Verstädterung geprägten Welt - sind von
der Charta der Vereinten Nationen inspiriert worden
und zielen darauf ab, bestehende partnerschaftliche
Beziehungen zu stärken und neue zu schaffen, um
Maßnahmen nJr Verbesserung unserer Lebensumwelt
auf internationaler, nationaler und lokaler Ebene zu
fördern. Wir bekennen uns zu den Zielen, Grundsät-
zen und Empfehlungen der Habitat-Agenda und ver-
pflichten uns zur gegenseitigen Unterstützung bei ih-
rer Umsetzung.

2. Wir haben mit Sorge die fortschreitende Ver-
schlechterung des Zustandes der Unterkünfte und
Siedlungen zur Kenntnis genommen. Gleichzeittg er-
kennen wir an, daß Stadte Zentren der Zivilisation
sind, die wirtschaftliche Entwicklung und gesell-
schaftlichen, kulturellen, geistigen und wissenschaft-
lichen Fortschritt fördern. Diese Vorzüge müssen wir
nutzen und die Vielfältigkeit unserer Siedlungen be-
wahren, um die Solidarität aller Völker zu fördern.

3. Wir unterstreichen unser Bekenntnis zu ei-
nem besseren Lebensstandard in größerer Freiheit für
die gesamte Menschheit. Wir erinnern an die Konfe-
renz der Vereinten Nationen über menschliche Sied-
lungen in Vancouver, Kanada, das Internationale Jahr
der Hilfe für Menschen in Wohnungsnot und die Glo-
bale Strategie 2000 für Unterkunft, die alle zum
wachsenden weltweiten Bewußtsein für die Sied-
lungsprobleme beitrugen und Maßnahmen für ange-
messene Unterkunft für alle forderten. Jüngste Welt-
konferenzen der Vereinten Nationen, insbesondere
die Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt
und Entwicklung, haben uns einen umfassenden
Handlungsauftrag für ein Leben in Frieden, Gerech-
tigkeit und Demokratie gegeben, das auf wirtschaftli-

cher Entwicklung, sozialer Entwicklung und Umwelt-
schutz als Bestandteilen einer nachhaltigen Entwick-
lung aufgebaut ist, die voneinander abhängig sind und
sich gegenseitig verstärken. Es war unser Anliegen,
die Ergebnisse dieser Konferenzen in die Habitat-
Agenda einfließen zu lassen.

4. Um die Lebensqualitat in menschlichen Sied-
lungen zu erhöhen, müssen wir die Verschlechterung
des in den meisten Fällen kritischen Zustandes der
Siedlungen, vor allem in den Entwicklungsländern,
bekämpfen. Dazu müssen wir unter anderem nicht-
nachhaltige Produktions- und Konsummuster, insbe-
sondere in den Industriestaaten, sowie nicht-
nachhaltige Bevölkerungsentwicklungen, auch im
Hinblick auf Struktur und Verteilung umfassend an-
gehen, wobei der Tendenz ztJr übermäßigen Bevölke-
rungskonzentration, der Obdachlosigkeit, der zuneh-
menden' Armut, der Arbeitslosigkeit, der sozialen
Ausgrenzung, unstabilen Familienverhältnissen, un-
zureichenden Lebensgrundlagen, Mangel an elemen-
tarer Infrastruktur und Dienstleistungen, Mangel an
angemessener Planung, wachsender Unsicherheit und
Gewalt, Umweltverschlechterung und wachsender
Anfälligkeit gegenüber Katastrophen besondere Be-
achtung geschenkt werden muß.

5. Die Herausforderungen der Siedlungen sind
globaler Natur, jedoch sind die Staaten und Regionen
auch mit spezifischen Problemen konfrontiert, die
spezifische Lösungen erfordern. Wir erkennen die
Notwendigkeit, unsere Anstrengungen und die Zu-
sammenarbeit" zu verstärken, um die Lebensverhält-
nisse in den Städten und Dörfern auf der ganzen Welt
zu verbessern, vor allem in Entwicklungsländern, wo
die Situation besonders besorgniserregend ist, und in
den Reformstaaten Mittel- und Osteuropas. In diesem
Zusammenhang erkennen wir, daß die Globalisierung
der Weltwirtschaft neben Risiken und Unsicherheiten
auch Chancen und Herausforderungen für den Ent-
wicklungsprozeß bietet und daß die Verwirklichung
der Ziele der Habitat-Agenda unter anderem durch
positive Maßnahmen in den Bereichen Finanzierung
von Entwicklungsarbeit, Auslandsschulden, interna-
tionaler Handel und Technologietransfer erleichtert
würde. Unsere Städte müssen Orte sein, wo Men-
schen ein erfülltes Leben in Würde, guter Gesundheit,
Sicherheit, Glück und Hoffnung führen können.
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6 . Ländliche und städtische Entwicklung bedin-
gen sich gegenseitig. Wir müssen nicht nur die

Lebensverhältnisse in den Städten verbessern, son-

dern auch darauf hinwirken, daß angemessene Inlia-

struktur, öffentliche Dienstleistungen und Arbeits-

möglichkeiten in ländlichen Gebieten vorhanden sind,

Lur ihre Attraktivität zu erhtihen, ein umf-assendes
Siedlungsnetz aufzubauen und die Land-Stadt-
Wanderr-rng zu verringern. Mittel- und Kleinstädte be-

nötigen besondere Aufmerksamkeit.

.7 Da Menschen im Mittelpunkt unserer Bernü-

hungen um nachhaltige Entwicklung stehen, bilden

sie auch die Grundlage für die Umsetzung der

Habitat-Agenda. Wir erkennen die spezifischen Be-

dürfnisse von Frauen, Kindern und Jugendlichen für
gesunde, sichere und gesicherte Lebensbedingungen
an. Wir verstärken unsere Anstrengungen, Armut und

Diskriminierung auszurotten, den Schutz aller Men-
schenrechte und fundamentaler Freiheiten für alle zu

fördern und für die Befriedigung von Grundbedürf-
nissen, wie zum Beispiel Bildung, Ernährung und
lebenslanger Gesundheitsversorgung, vor allem aber
angemessene Unterkunft für alle, zu sorgen. Daher

bekennen wir uns zur Verbesserung der Lebensver-
hältnisse in den Siedlungen entsprechend den örtli-
chen Bedürfnissen und Gegebenheiten. und wir sehen
die Notwendigkeit, die weltweiten wirtschaftlichen,
sozialen und umweltbezogenen Trends zu behandeln,
um die Schaffung einer besseren Lebensumwelt für
alle Menschen sicherzustellen. Wir wollen auch die
volle und gleichberechtigte Beteiligung von Frauen
und Männern sowie die wirksame Beteiligung der Ju-
gend im politischen, wirtschaftlichen und gesell-

schaftlichen Leben sicherstellen. Wir wollen volle
Zugangsmöglichkeiten für Behinderte sowie die
Gleichstellung der Geschlechter bei allen Politiken,
Programmen und Projekten, die die Bereitstellung
von Wohnraum und die nachhaltige Entwicklung von
menschlichen Siedlungen zum Ziel haben, sicherstel-
len. Wir gehen diese Verpflichtungen mit dem beson-
deren Hinweis auf die mehr als eine Milliarde Men-
schen in absoluter Armut sowie auf die Mitglieder der
in der Habitat-Agenda genannten schwachen und be-
nachteiligten Gruppen ein.

8 . Wir unterstreichen unser Bekenntnis zur vol-
len und fortschreitenden Realisierung des Rechts auf
angemessene Unterkunft, wie es in internationalen
Dokumenten festgeschrieben ist. Daher bemühen wir
uns um die aktive Beteiligung unserer öffentlichen,
privaten und regierungsunabhängigen Partner auf al-
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len Ebenen, um die Rechtssicherheit bei Nutzungsfra-
gen. den Schutz vor Diskriminierung und den gleich-

berechtigten Zugang zu erschwinglichem und ange-

rnessenem Wohnraum für alle Menschen und ihre

Farnilien zu gewährleisten.

Wir setzen uns dafür ein, das Angebot an er-9 .
schwinglichem Wohnraum zu erweitern, indem wtr

die Voraussetzungen schafTen, dafi die Märkte effi-

zient und in sozialer und umweltbewuf.lter Weise ar-

beiten; dazu gehört auch ein verbesserter Zügang zu

Land und Krediten sowie eine Unterstützung derer,

die am Wohnungsmarkt nicht teilhaben können.

10. Um unsere globale Umwelt zu erhalten und

die Lebensbedingungen in unseren Siedlungen zu

verbessern, bekennen wir uns zu nachhaltigen For-

men von Produktion, Konsum, Verkehr und Sied-

lungsentwicklung; wir verpflichten uns dazu, daß

Umweltverschmutzung verhindert wird. daß die Trag-

fähigkeit der Ökosysteme berücksichtigt wird und

daß die Chancen für zukünftige Generationen auf-

rechterhalten werden. In diesem Zusammenhang wer-

den wir im Geiste der globalen Partnerschaft zusam-

menarbeiten, um die Gesundheit und lntaktheit des
globalen Ökosystems zu erhalten. zu schützen und
wiederherzustellen. Angesichts der unterschiedlichen
Beiträge zur weltweiten Umweltverschlechterung
möchten wir das Prinzip unserer gemeinsamen, aber

differenzierten Verantwortung der Staaten erneut be-

kräftigen. Ferner erkennen wir an, daß diese Maßnah-
men gemäß dem Ansatz des Vorsorgeprinzips zu er-
greifen sind, das auf breiter Basis so anzuwenden ist,

daß den unterschiedlichen Fähigkeiten der Staaten
Rechnung getragen wird. Wir fördern auch eine ge-

sunde Lebensumwelt. insbesondere durch die Bereit-
stellung ausreichender Mengen gesunden Trinkwas-

sers und einer wirksamen Abfallwirtschaft.

1 1. Wir fördern den Schutz, die Wiederherstel-
lung und die Erhaltung von Gebäuden, Denkmälern,
Grünflächen, Landschaften und Siedlungsformen von
historischer, kultureller, architektonischer, natürli-
cher, religiöser und geistiger Bedeutung.

12. Wir übernehmen die Strategie der Hilfe zur
Selbsthilfe sowie die Prinzipien von Partnerschaft
und Beteiligung als den demokratischsten und wirk-
samsten Ansatz ^)r Verwirklichung unserer Ver-
pflichtungen. In der Erkenntnis, daß die Gemeinden
zu unseren engsten und wichtigsten Partnern bei der



Umsetzung der Habitat-Agenda gehciren, müssen wir
innerhalb des rechtlichen Rahrnens eines jeden Lan-
des die Dezentralisierung durch demokratische rirtli-
che Körperschaften fördern und gemäß den Bedin-
gungen des jeweiligen Landes auf die Stärkung ihrer
finanziellen und institutionellen Kapazitaten hinwir-
ken, wobei Transparenz, Rechenschaftspflicht und
Bürgernähe als Schltisselanforderungen an die Regie-
rLtngen aul' allen Ebenen gewährleistet werden müs-
sen. Außerdem verstärken wir unsere Zusammenar-
beit rnit Parlamentariern, mit dem Privatsektor, mit
den Gewerkschaften, mit Nichtregierungs-Organisa-
tionen und mit anderen zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen unter voller Wahrung ihrer Autonomie.
Wir fördern die Rolle der Frau und unterstützen
sozial- und umweltverträgliche Unternehmensinvesti-
tionen des privaten Sektors. Maßnahmen auf örtlicher
Ebene sollten geleitet und stimuliert werden durch
örtliche Aktionspläne auf der Grundlage der Agenda
21, der Habitat-Agenda oder sonstiger gleichwertiger
Programme sowie durch die weltw eite Zusammenar-
beit, die in Istanbul durch die Weltkonferenz der
Städte und Gemeinden eingeleitet wurde. Dies ge-
schieht ohne Beeinträchtigung der Politiken, Zielset-
zungen, Prioritäten und Programme auf nationaler
Ebene. Die Strategie der Hile zur Selbsthilfe beinhal-
tet die Verpflichtung der Regierungen, falls erforder-
lich, besondere Maßnahmen für Mitglieder benachtei-
ligter und schwacher Gruppen zu ergreifen.

13. Da für die Umsetzung der Habitat-Agenda
eine zusätzliche Finanzierung benötigt wird. müssen
wir finanzielle Ressourcen auf nationaler und interna-
tionaler Ebene mobilisieren, einschließlich neuer und
zusätzlicher Ressourcen aus multilateralen und bilate-
ralen, öffentlichen und privaten Quellen. ln diesem
Zusammenhang müssen wir den Aufbau von Kapazi-
täten erleichtern und den Transfer von angepaßten
Technologien und Know-how fordern. Ferner wieder-
holen wir die auf den in den letzten Jahren abgehalte-
nen Konferenzen der Vereinten Nationen zum Aus-
druck gebrachten Verpflichtungen, insbesondere die
in der Agenda 21 genannten Verpflichtungen in be-
zug auf Finanzierung und Transfer von Technologien.

14. Wir sind der Meinung, dal3 für eine umfas-
sende und wirksame Umsetzung der Habitat-Agenda
die Stärkung der Rolle und der Funktionen des Zen-
trums der Vereinten Nationen für menschliche Sied-
lungen (Habitat) erforderlich ist. Hierbei ist der Not-
wendigkeit Rechnung zu tragen, daß das Zentrum
sich auf Zielsetzungen und strategische Fragestellun-

gen konzentriert, die klar definiert und gut aufbereitet
sind. Daher sichern wir unsere Unterstützung für die
erlblgreiche Umsetzung der Habitat-Agenda und ih-
res Aktionsplans zu. Ferner erkennen wir die Not-
wendigkeit, die Rolle und Funktionen des Zentrums
der Vereinten Nationen für menschliche Siedlungen
als wesentliche Voraussetzung für die erfolgreiche
Umsetzung der Habitat-Agenda und ihres Globalen
Aktionsplans zu stärken.

15. Diese Konferenz in Istanbul eröffhet ein neu-
es Zeitalter der Zusammenarbeit, ein Zeitalter, das
von einer Kultur der Solidarität geprägt sein wird. An
der Schwelle zum 21 . Jahrhundert entwerfen wir eine
positive Vision nachhaltiger Siedlungen und bieten
Hoffnung für unsere gemeinsame Zukunft, verbunden
mit der Ermahnung, sich einer lohnenden und nutz-
bringenden Herausforderun g zu stellen. nämlich dalS
wir zusammen eine Welt bauen, in der alle Menschen
ein sicheres Zuhause haben können mit der Zwer-
sicht auf ein menschenwürdiges Leben in Gesundheit,
Sicherheit, Glück und Hoffnuns.
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